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Schwerpunkt
| Hauptfeind WTO
j Erstmals widersetzten sich Entwicklungslän-
> der den Vorgaben aus Washington und Brüs-
| sei erfolgreich. Das direkte und indirekte
j Dumping der reichen Länder geriet in Cancun
j ins Visier
| Bauern- und andere Organisationen kritisieren
\ die WTO als Schuldige für ungerechten Han-
Ü del.
s Bewertungen der Verhandlungen und Berich-
i te aus unterschiedlichen Blickwinkeln
■ auf den Seiten 2 und 11 bis 14

Zukunft des Biogases
Im Emeuerbaren Energien Gesetz wird über 
die weitere Vergütung von Strom aus Wirt­
schaftsdüngern entschieden. Die Forderung 
lautet: Kleine Anlagen begünstigen. Seite 18

Umverteilung durch 
Flächenprämie:
Nach Jahren der Benachteiligung bietet nun 
die einheitliche Flächenprämie die Chance, 
dass endlich auch Geld auf den Grünlandbe­
trieben ankommt; zum Entsetzen des Bauern­
verbandes in Schleswig-Holstein. Seite 6

B e w e g u n g

Der Streik der Bio-Bauern
Erfolgreich vorgemacht haben Bio-Bauern, die 
an die beiden größten Biomolkereien liefern, 
wie ein Streik zu organisieren ist. Seite 3

Netzwerk in Gründung
Gentechnikfreie Landwirtschaft -  dafür wer­
den sich Bauern und interessierte Verbraucher 
stark machen. Der Aufruf dazu auf Seite 24

Weitere Themen:
Koexistenz Seite 7, Regionen Aktiv Seite 8, 
Slowenien Seite 10, Hofportrait Seite 17, 
Zugpferde Seite 19 und vieles mehr
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V^ancun ist gescheitert. 
Erstmals haben nicht die USA und die EU unter sich ausdealen 
können, was für andere „das Beste“ zu sein hat. Entwicklungs­

und Schwellenländer haben das mit Unterstützung einer bunten 
Zivilgesellschaft abgeblockt. Die WTO muss also transparenter 

werden und ihr vorhandenes Potenzial an Demokratie auch 
praktizieren, wenn sie zu Abschlüssen kommen will. Gelingt das 

nicht, hat das Scheitern von Cancun für die Ärmsten der Welt 
nichts gebracht. Die Aufgaben sind geblieben, ebenso die

Widersprüche. 
Ein zentraler Irrtum ist, dass 

Freihandel Menschen satt ma­
che. Die Einbeziehung der Ent­

wicklungsländer in den Welt­
handel löst das Hungerproblem 

nicht. Freier Handel mag zu­
sätzliche Gewinne bringen, 

aber wem? Der ländlichen Be­
völkerung, die um elementare 
Rechte wie Zugang zu Boden, 

Wasser und Saatgut kämpft, 
wohl kaum. Nicht die Kleinbau­

ern in der Welt verdienen am 
Handel, sondern Unternehmen, 

die umso erfolgreicher sind, je 
weltumspannender ihr Netz ist. 

Sie sind die, die heute von den Exportsubventionen des Nordens 
profitieren. Sie drücken bei uns die Preise bis unter die Kosten, 
für die bäuerliche Betriebe arbeiten können. Mithalten können 

nur die rationalisiertesten und am stärksten subventionierten 
Betriebe. Freihandel würde dieses Problem nicht lösen, nur ver­
lagern. Denn dann kaufen die Multis stärker im Süden, mit dem 

gleichen Mechanismus des Preisdrucks, dort bis unter die
Armutsgrenze.

Die Alternative ist nicht, den Handel in erster Linie frei, sondern 
ihn fair zu gestalten. Handel braucht Rahmenbedingungen, damit

_____________________________________  das Mehr an Wohlstand
auch wirklich diejenigen 

erreicht, die darauf den 
dringendsten Anspruch 

haben.
Für die EU als größtem 

Importgebiet für Nah­
rungsmittel ist es wider­

sinnig, mit Subventionen Export-Dumping zu betreiben. Genauso 
widersinnig ist es, sämtlichen Außenschutz nieder zu reißen. Zum 

Beispiel Zucker: Würde die EU ihre Zuckermarktordnung aufge­
ben, käme der Zucker aus Brasilien. Coca Cola und andere Indu­

strien bekämen ihren Rohstoff um mehrere Milliarden Euro günsti­
ger. Nur soll keiner meinen, dass davon die Kleinbauern in Brasilien 
etwas hätten. Vernünftiger wäre es, die EU verzichtet auf ihre Dum­

ping-Exporte, schränkt die eigene Zucker-Erzeugung ein und gibt 
den ärmsten Zucker-Ländern zusätzliche Lieferrechte zu einem 

Preis, zu dem auch in der EU Zuckeranbau möglich bleibt. 
Diesem Prinzip folgt unser Konzept des qualifizierten Außenschut­
zes: Für den Import in die EU werden Kriterien zu sozialen Aspek­

ten, zur Nahrungsmittelqualität sowie zum Umwelt- und Tierschutz 
eingezogen, die auch intern für europäische Bauern gelten. Nur wer 
diese einhält, darf in die EU liefern. Aus den Abschöpfungen bei der 

Angleichung der Preisniveaus wird ein Fonds gespeist, aus dem 
Projekte der ländlichen Entwicklung in Entwicklungsländern unter­
stützt werden, so dass die Bauern dort in die Lage versetzt werden, 

die Kriterien möglichst bald auch zu erfüllen. 
So ermöglicht Handel Entwicklung im Süden, ohne eine bäuerli­

che Landwirtschaft im Norden zu zerstören. Bäuerliche Land­
wirtschaft ist hier wie dort die beste Gewähr für eine nachhaltige

Ernährungsgrundlage.

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, 
AbL-Vorsitzender

Ko m m e n t a r

Schutz für 
fairen Handel

M it dem  niedersächsischen Landw irtscha ftsm in is te r Ehlen (3. v. r.) tra f sich der AbL-Lan- 

desverband und d isku tie rte  über aktuelle  En tw ick lungen der A g ra rpo litik . (Foto: Jasper)

Austausch mit Minister Ehlen

E ine erfreuliche Übereinstimmung bei 
der Umsetzung der EU-Agrarreform, 

bei der wir baldmöglichst zu einer einheit­
lichen Flächenprämie kommen müssen, in 
der auch das Grünland einbezogen ist“, so 
bewertet Martin Schulz das Gespräch mit 
Hans-Heinrich Ehlen, dem niedersächsi­
schen Landwirtschaftsminister (CDU). 
Am 8. September traf sich die AbL-Nie- 
dersachsen mit dem Minister auf dem Hof 
von Ortrud und Cord Pralle zum mehr­

stündigen Meinungsaustausch. Der 
AbL-Landesvorsitzende und Bauer 
Schulz aus dem Wendland bekräftigte die 
Forderung der AbL nach einem Sockelbe­
trag für die Höfe. Im Gespräch mit dem 
Minister wurde deutlich, dass bei der Gen­
technik in der Landwirtschaft noch viele 
Fragen der Kosten und der Haftung für die 
Bauern zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
beantwortet werden können. Beide Seiten 
wollen den Dialog fortsetzen. ms

AbL Vorankündigung 
Freitag, 21. bis Sonntag, 23. November 2003

Tagung und AbL-Bundesmitgliederversammlung 2003

Schwerpunkte:
Nationale Umsetzung der EU-Agrarreform -  Wie kommen wir zu fairen Prei­
sen auf den Märkten? Aus der Sicht von Politikern und Bauern
• Erneuerbare Energien
• Gentechnikfreie Landwirtschaft
• Systemstellungen in der Landwirtschaft
• Zukünftige Arbeit der AbL
• Rechenschaftsberichte
• Öffentliche Gesellschafterversammlung des AbL-Bauernblatt-Verlages
• AbL-lnfotheke
• Kultureller Abend

in d e r  E v a n g e lis c h e n  L a n d ju g e n d a k a d e m ie  
A lte n k irc h e n  / W e s te rw a ld

A usführliches P rogram m  und O rganisatorisches in der Novem ber-Ausgabe der 
„B aue rns tim m e". Telefonische Infos: G eo 'g  Janßen, ®  04131 - 40  77 57
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Erster Milchstreik in Deutschland war voller Erfolg
Anfang September ließen 560 Bio-Bauern die Tankwagen an ihren Höfen vorbei fahren, um auf die unerträgliche Situation fü r die Milchbetriebe 
aufmerksam zu machen. Bei Auszahlungspreisen, die sieben Cent unter den Produktionskosten liegen, können die Bauern nicht länger melken

B auern und Milchstreik -  Seit Jah­
ren und teils auch schon seit Jahr­

zehnten diskutieren Milchbauern über 
ein „Wir müssten für gerechte Milch­
preise streiken“. Nun haben sich meh­
rere hundert Bio-Bauern zusammenge­
funden und gesagt: „Wir tun es. Jetzt.“ 
Am Wochenende des 6. und 7. Septem­
ber landete die Milch in Bayern, Nord­
rhein-Westfalen und Niedersachsen 
statt in den Tanks der Milchsammel- 
fahrzeuge in den Mägen von Schwei­
nen, in wieder aufgebauten Käsekes­
seln und vor allem in den Mündern von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern. 
Bis vor wenigen Wochen war es in 
Deutschland kaum vorstellbar, dass 
Bauern riskieren, ihren Vertrag mit der 
Molkerei zu brechen und streiken. 
Doch die über 560 Milchbauern haben 
jetzt gezeigt, dass es geht, dass sie zu 
ihrem Wort stehen und vor allem, dass 
sie bei den niedrigen Auszahlungsprei­
sen der Molkereien nicht länger mitma­
chen. Bestreikt wurden die beiden gro­
ßen deutschen Bio-Molkereien, 
Scheitz in Bayern und Söbbeke in 
Nordrhein-Westfalen, beide haben sich 
in den letzten Jahren immer wieder ge­
genseitig unterboten, um ihre Milch­
produkte an Ketten des Lebensmittel­
einzelhandels zu liefern. Zusammen 
verarbeiten beide Molkereien ein Drit­
tel der deutschen Bio-Milch.

Bauern selbst organisiert
Die Bio-Bauern der Aktionsgemein­
schaft Biomilch-Lieferanten haben den 
Streik selbst organisiert, ihre Verbände 
Bioland, Naturland, Biokreis und De­
meter haben sich zurückgehalten. 
Schließlich vertreten sie auch die Ver­
arbeiter und Vermarkten Den Bauern 
ist es gelungen, auf Treffen und in un­
zähligen Telefonaten ihre Kollegen 
vom Sinn und der Machbarkeit des 
Streik zu überzeugen. Auch das Miss­
trauen, dass Bauern trotz ihrer Erklä­
rung die Milch nicht abzuliefern, es 
sich wieder anders überlegen, wurde

ausgeräumt. Nach vielen Diskussionen 
erklärten sich 84 Prozent der 
Bio-Milchbauern zum Streik bereit. 
Und die Bauern legten los.

Gründe für den Streik
Die beteiligten Bauern betonen, dass 
das Ziel des Streiks nicht ist, die 
Bio-Molkereien zu schädigen. Es gehe 
darum aufzeigen, dass es bei diesen 
Preisen bald keine Bio-Milch mehr ge­
ben kann. Noch vor 12 Jahren bekamen 
Bauern für den Liter Milch 12 Cent 
mehr, vor zwei Jahren noch sechs Cent 
mehr. Der Bio-Zuschlag ist in den letz­
ten Jahren ebenfalls gesunken, rechnen 
die Sprecher der Aktionsgemeinschaft 
vor. Lag er doch in den Jahren vor dem 
Bio-Boom-Jahr 2001 sowohl bei 
Scheitz als auch bei Söbbeke deutlich 
über 6,5 Cent je kg Milch, liegt er heute 
nur noch bei gut 4 Cent über dem kon­
ventionellen Preis. Die Auszahlungs­
preise im Juni 2003 lagen bei 31 bzw. 
31,5 Cent je kg Bio-Milch. Ein Preis, zu 
dem Bauern nicht produzieren kön­
nen.
Dabei steigen die Anforderungen an 
die Bio-Bauern: hundertprozentige 
Bio-Fütterung und Ausläufe für Käl­
ber, Nachzucht und Milchkühe ma­
chen die Haltung und Milcherzeugung 
teurer. Nach aktuellen Berechnungen 
der ZMP zahlten die beiden führenden 
deutschen Bio-Molkereien 2002 je ­
weils unter dem bundesweiten Durch­
schnittspreis für Bio-Milch aus. Den 
besten Milchpreis zahlten 2002 neben 
der alteingessenen Bio-Molkerei 
Schrozberg die Milchunion Hocheifel 
und Molkerei Trittau.
„Es ist ein Skandal, dass in manchen 
Supermärkten konventionelle Milch, 
Bier oder Mineralwasser mehr kostet 
als Bio-Milch“, so Gyso von Bonin, der 
im Sauerland nach biologisch-dynami­
schen Richtlinien einen Hof bewirt­
schaftet. Er hofft darauf, dass im 
nächsten Schritt tausende Bauern von 
Tuffi, der Milchunion Hocheifel und

anderen Molkereien dem Beispiel der 
Bio-Bauern folgen werden und viel­
leicht eine ganze Woche streiken wer­
den. Der Preisverfall der konventionel­
len Milch sei genauso dramatisch.

Vorgeschichte
Unmut und Empörung über miserable 
Auszahlungspreise für Milch gärt 
schon seit Monaten unter den Milch­

bauern, ob ökologisch oder konventio­
nell wirtschaftend. So sah sich der hes­
sische Bauernverband vor knapp ei­
nem Jahr gedrängt, eine Umfrage über 
einen möglichen Streik durchzufüh­
ren. Ohne massiven Druck der Bauern 
hätte der Bauernverband diesen 
Schritt kaum gemacht. Im Fragebogen 
hingegen wurde ausführlich auf die 
rechtlichen Folgen eines Streikes hin­
gewiesen. Sitzen Vertreter des Bauern­
verbandes doch in etlichen Vorständen 
und Aufsichtsräten von Genossen­
schaftsmolkereien. Auch für die Streik­
pläne der Bio-Bauern konnte sich der 
Bauernverband nicht erwärmen. Weni­
ge Tage vor dem Streik wandte sich der 
bayerische Landesverband noch an die 
Bio-Bauern und warnte eindringlich 
vor den Folgen: Es seien „alle zoll- und 
lebensmittelrechtlichen Inhalte zu prü­
fen“ und die Verträge mit der Molkerei 
genau zu durchleuchten. Die Versuche, 
die Streikbereitschaft der Bio-Bauern 
zu unterlaufen, hinderten den Bauern­
verband jedoch nicht daran, sich weni­
ge Tage später an die Spitze der Streik­
bauern zu stellen, die Aktion der Bau­
ern für sich zu vereinnahmen und an­

zukündigen „seine Aktivitäten zu 
intensivieren“.
Bedauerlicherweise zögerte die Ak­
tionsgemeinschaft, breit auf die Presse 
zu zu gehen. Eine Ankündigung im 
Vorfeld und Einladungen zu den me­
dienwirksamen Aktionen auf den Hö­
fen hätte statt einer regionalen auch 
eine bundesweite Berichterstattung 
über den Streik ermöglicht. Die Mol­

kereien haben im Vorfeld des Streiks 
ihre Preise beide schon leicht angeho­
ben. Direkt nach dem Streik werden sie 
kaum weitere Preiserhöhungen folgen 
lassen. Das könnte aus Sicht der Mol­
kereien ein falsches Signal sein.

Wie weiter
Mit so viel Zustimmung hatten die 
Sprecher der Aktionsgemeinschaft der 
Biomilch-Lieferanten nicht gerechnet. 
Doch nach dem Streik stehen ihre Tele­
fone nicht mehr still. Presse, konven­
tionelle Bauern, Bio-Bauern aus ande­
ren Regionen rufen an: „Wie wurde der 
Streik organisiert? Wir hätten auch 
mitgemacht.“ Eine bessere Absprache 
zwischen den melkenden Bio-Bauern 
ist das Ziel. Lorenz Huber, einer der 
bayerischen Sprecher der Aktionsge­
meinschaft, setzt darauf: „Wir wollen 
mit unserer Allianz darauf hinweisen, 
dass es möglich ist, die Bauern zu orga­
nisieren. Wenn man die Organisation 
selbst in die Hand nimmt, dann funk­
tioniert es.“ Ehrgeiziges Ziel sei die 
Aktionsgemeinschaft weiter auszuwei­
ten, die gesamte Biomilch ins Boot zu 
bekommen, so Lorenz Huber. ms

Die M ilchwagen der B io-Molkereien Scheitz und Söbbeke blieben am  ersten Septem berw ochen­
ende fast leer. M ehrere hundert Bio-Bauern streikten für bessere Preise. Foto: Archiv

Statt an die M olkereien zu liefern, verschenkten die Streikbauern w ie Gyso von Bonin (r.) ihre 
Milch an Verbraucher. Foto: Vorsthoven
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Dürrehilfe nur für Großbetriebe?
Nach Plänen der SPD-Fraktion aus Schwerin sollen in Mecklen­

burg-Vorpom m ern nur rund 100 Betriebe Dürrehilfen erhalten. Schon 
im Jahre 2000 hatte es eine „Bagatellgrenze" von 25.000 DM bei 

Trockenschäden gegeben. Da keine systematische Erhebung der Schä­
den bei den Landwirten e rfo lg t sei, befürchtet der 

AbL-Landesvorsitzende Jörg Gerke, dass erneut nur Großbetriebe Beihil­
fen erhalten. Die AbL fo rde rt eine gerechte Verteilung der M itte l, 

wohingegen der genannte Durchschnittsbetrag von 58.000 Euro erneut 
nur in Richtung Großbetriebe zeige. Ein sachgerechtes Vorgehen 
berücksichtige die am stärksten von der Trockenheit betroffenen

Futterbaubetriebe, pm

Förderpreis für artgerechte Nutztierhaltung
Am  23.9. w urde  zum ersten Mal der ProTier-Förderpreis fü r artgerechte 

T ierhaltung vergeben. Ausgeschrieben w urde der Preis von der Allianz  
fü r Tiere in der Landwirtschaft, ein Zusammenschluss aus Organisatio­

nen des Tierschutzes sowie des Verbraucher- und Umweltschutzes. Der
1. Preis ging an den Demeter-Hof der Familie Schmid im baden-w ürt­

tembergischen Westhausen fü r seine besonders tiergerechte und 
ökologische Geflügelhaltung; zweite Preise gingen 
an: den Betrieb Duensing-Knop, ein auf Schweine­

haltung spezialisierter Neuland-Betrieb in Rodewald,
Niedersachsen; den Demeter-Hof Till aus Schluchsee 
im Schwarzwald, der im artgerechten Milchviehstall 
die vom Aussterben bedrohten Hinterwälder-Rinder 
züchtet; sowie den ersten von Bioland zertifizierten 

Fischzucht-Betrieb, die Teichwirtschaft der Familie
Bothstede in Grambek, Schleswig-Holstein, pm

Was Azubis wollen
Eine Befragung von landw irtschaftlichen Auszubil­

denden im Weser-Ems-Gebiet ergab fo lgende 
Rangfolge der Kriterien bei der Auswahl eines 

Ausbildungsbetriebs: Betriebsausstattung, fachliche 
Q ualifikation des Betriebsleiters, fam iliäre Situation,

Sympathie fü r Betriebsleiter und Familie, Empfeh­
lungen durch Berate: u.a., Empfehlungen 

ehemaliger Azubis, Em pfehlungen durch die 
Kammer und Nähe zur Berufsschule. Nach den posi­

tiven Seiten ihres Ausbilders befragt, nannten die 
meisten Azubis deren Ruhe, Geduld, Freundlichkeit,

H ilfsbereitschaft und Fähigkeiten der Wissensver­
m ittlung . Umgekehrt nannten 23 Prozent als 

negativ die Reizbarkeit und Ungeduld ihres Chefs sowie dessen fehlende 
Zeit. Im merhin 40 Prozent enthielten sich bei der Frage nach negativen

Eigenschaften. (B&B 2/02)

Stallluft-Antibiotika gefährden Gesundheit
Stallstäube können Antibiotika-Rückstände enthalten und som it die 

Gesundheit der Landwirte gefährden. Wissenschaftler der Tierärztlichen 
Hochschule Hannover konnten in einem Stall in 18 von 20 Staubproben 
bis zu 5 verschiedene Antib io tika  nachweisen, u.a. Tylosin, Sulfametha­

zin, Tetracycline und Chloramphenicol in beträchtlichen Konzentrationen 
(bis zu 12,5 mg/kg). Derartige Stäube könnten sich auch beim Trocknen 

belasteter Gülle entwickeln. M öglich seien Allergien und eine Selektion 
antib iotika-resistenter Keime durch ständiges Einatmen, pm

Neuer Name ProVieh
Der Verein gegen Ti-erquälerische 

Massentierhaltung stellt den neuen 
Namenszusatz ProVieh vor. Für den 
sehr alten Begriff Vieh hat sich der 

Verein entschieden, da dieser 
Ausdruck fü r eine bäuerliche Tier­

haltung stehe, die von der Achtung 
gegenüber der Kreatur geprägt sei. 

Dam it sollen nicht frühere Zustände 
verklärt, sondern das Wissen um 

artgerechte Haltungsform en ausge­
drückt werden.

Kontakt: ProVieh -  Verein gegen tierquälerische Massentierhaltung, 
®  0431-248280 ; w w w .provieh.de. pm

Almwanderung mit 
Ausschussvorsitzender

Herta Däubler-Gmelin diskutiert aktuelle Agrarpolitik bei einer idyllischen 
Almwanderung am Königssee m it der AbL-Bayern

Z ufriedene Gesichter nach einer Boots­
fahrt und Almwanderung am Königs­

see, nicht nur wegen der schönen Land­
schaft: Vertreter der Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) Bayern 
und der AbL-Regionalgruppe Chiemgau 
nahmen von einem Gespräch mit Herta 
Däubler-Gmelin, der Vorsitzenden im 
Agrarausschuss des Bundestags, einen 
sehr positiven Eindruck mit nach Hause.

PROVIEH
Verein gegen tterc(«öS«riKhe 
MössenttemaNur>9 e.V.

M it der Vorsitzenden des Agrarausschusses des Bundestags Herta Däbler-Gmelin (2.v. r.) dis­
kutierten der bayerische Vorstand der AbL. Foto: Eder

Auch bei schwierigen Themen wie etwa 
der Umsetzung der EU-Agrarreform hatte 
es zahlreiche Übereinstimmungen in den 
jeweiligen Positionen gegeben.
Die AbL Bayern fordert im Rahmen der 
EU-Agrarreform eine einheitliche Flä­
chenprämie für alle Bauern; d.h. es sollte 
die gleichen Prämien pro Hektar Fläche 
geben, egal ob es sich um Mais, Getreide 
oder Grünland handelt. Diese Forderung 
birgt logischerweise einiges an Brisanz, da 
es bisher für Grünland noch keine Prä­
mien gibt, und diese dann aus den Sum­
men, die für Mais und Getreide ausgezahlt 
werden, abgezogen werden müssten. Ins­
gesamt, so eine weitere wichtige Forde­
rung der AbL, sollten sich die Prämien 
auch an der Zahl der Arbeitskräfte 
orientieren, die auf einem Betrieb tätig 
sind.
Frau Däubler-Gmelin (SPD) hörte sich 
die berechtigten Sorgen der ABL ausführ­
lich an und erklärte ausdrücklich, sie teile 
die Auffassung, dass auf dem Land mehr 
Arbeitsplätze geschaffen werden müssten. 
„Auch das gehört mit zu den Aufgaben 
von staatlichen Zuwendungen.“.
Dass Milch wieder mehr aus Grünland 
und Weidebetrieb erzeugt werden solle als

aus Kraftfutter, ist eine alte Forderung der 
AbL. Auch aus diesem Grund sei eine 
Grünlandprämie von besonderer Bedeu­
tung. Frau Däubler-Gmelin werde sich 
sehr für diese Prämie einsetzen, die im 
Übrigen, eigentlich eher wegen der Höhe, 
nicht aber im Grundsatz umstritten sei. 
Die AbL hat auch zur Höhe dieser Prämie 
schon eine feste Meinung. Laut dem Lan­
desvorsitzenden Sepp Bichler sollte die 

Prämie für alle Produktionsbe­
reiche gleich hoch sein. Es dürfe 
nicht sein, dass der Milchbauer 
gefördert werde, der Mais anbaut, 
jener aber, der nur Grünland hat, 
nicht; dabei sei Grünland noch die 
bei weitem ökologischere Alter­
native.

Übereinstimmung bei 
Sozialpolitik und Gentechnik
Auch zu den Plänen von 
Agrar-Chemie-Unternehmen, gen­
technisch verändertes Saatgut 
bzw. Pflanzen zu verkaufen, gab es 
ein hohes Maß an Übereinstim­
mung. Frau Däubler-Gmelin be­
tonte dazu, wenn schon die EU die 
Zulassung solcher Saaten bzw. 
Pflanzen erlaube, so müssten die 
Agrar-Chemie-Unternehmen, die 
sie verkaufen wollten, doch in je­

dem Fall das Haftungsrisiko tragen. Die 
AbL ihrerseits fordert hier vor allem, dass 
jedem, der gentechnologiefrei produzieren 
wollen dies auch weiterhin möglich sein 
müsse.
Ein letztes Thema war die Agrar-Sozialpo- 
litik. Hier will die AbL erreichen, dass die 
landwirtschaftlichen Sozialkassen, die 
derzeit eigenständig sind, in das allgemei­
ne Sozialsystem überführt werden. Der 
Grund dafür liegt auf der Hand: Durch 
den Strukturwandel nimmt die Zahl der 
aktiven Landwirte so stark ab, dass derzeit 
durch einen von ihnen rechnerisch 1,8 Al­
tenteiler versorgt werden müssen. Die 
Ausschuss-Vorsitzende Däubler-Gmelin 
hörte diese Auffassung mit großer Sympa­
thie an und stellte einige der bekannten 
Probleme in den Raum, die auf jeden Fall 
noch eine längere Diskussionszeit erfor­
derten, auch wenn das Ende des jetzigen 
Systems sicherlich nahe sei. Sie trete dafür 
ein, insgesamt bei der sozialen Sicherung 
und deren nötigem Umbau Elemente zu 
diskutieren, mit denen die Schweiz her­
vorragende Erfahrungen gemacht habe. 
Allerdings seien in Deutschland die Wi­
derstände dagegen derzeit noch extrem.

Hans Eder

http://www.provieh.de
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Mehr Schein als sein
Neue Rahmenregelung zum Nachbau hält an Ausforschung fest

W em  das Saatgut gehört, b leibt eine gesellschaftliche Frage. Foto: Hasemeier-Reimer

D as Kleingedruckte bleibt, wie sehr 
auch Pflanzenzüchter und Bau­

ernverband die neue Rahmenregelung 
Saat- und Pflanzgut als entbürokrati- 
siert und verbessert lobpreisen. Die Re­
gelung soll das von den beiden Verbän­
den bislang auch immer bejubelte Ko­
operationsabkommen von nun an bei 
der Erhebung der Nachbaugebühren 
ablösen. „Wir haben die Kritik des Be­
rufsstandes aktiv aufgenommen und 
die Bedenken ernst genommen“, be­
tonte Ferdinand Schmitz, der Ge­
schäftsführer des Bundesverbandes 
Deutscher Pflanzenzüchter (BDP) an­
lässlich der gemeinsamen Pressekonfe­
renz von BDP und Bauernverband zur 
Vorstellung der neuen Regelung. Diese 
zeichne sich dadurch aus, dass bei frist­
gerechter Auskunft nur noch Nachbau­
gebühren von 30 bis 45 Prozent der 
Z-Lizenzgebühren fällig und schon ab 
einem Saatgutwechsel von 60 Prozent 
gar keine Gebühren mehr erhoben wer­
den. Weiterhin sollen nun die tatsäch­
lich genutzten Nachbausaatgutmen- 
gen in Dezitonnen als Berechnungs­
grundlage verwendet werden. Bäuerin­
nen und Bauern dürfen selbst einschät­
zen, wie viel Nachbau sie betreiben 
und können bei einem Saatgutwechsel 
über 80 Prozent Rabatte über das In­
ternet einziehen.

Wirksames Kontrollinstrument
Das mag alles sehr entgegenkommend 
klingen und doch ist der wesentliche 
Kritikpunkt der bäuerlichen Basis und 
der Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugebühren und Nachbaugeset­
ze (IGN), von Züchtern und Berufs­
stand offenbar (wohlweislich?) über­
hört worden. Es bleibt nämlich dabei,

dass die Saatgut-Treuhandverwaltungs 
GmbH (STV) als ausführendes Organ 
der Züchter auch mit der neuen Rege­
lung pauschal Auskunft verlangt und 
sich vorbehält, umfangreiche Betriebs­
kontrollen durchzuführen. Obwohl der 
Europäische Gerichtshof das pauscha­
le Auskunftsersuchen der STV abge­
lehnt hat, basieren auch die neuen For­
mulare darauf. Und -  schlimmer noch -  
wer sie mit seiner Unterschrift zu ei­
nem Vertrag mit der STV werden lässt, 
muss vor den Kontrolleuren der STV 
die Hosen runterlassen und Einsicht in 
Rechnungen, Belege und Anbauver­
zeichnisse gewähren. Deshalb rät die 
IGN, die Formulare der STV nicht aus­
zufüllen. Neben den umfangreichen 
Kontrollrechten gibt man damit auch 
noch eine Einverständniserklärung zur

Datenweitergabe ab. Immer mehr 
drängt sich die Frage auf, ob es der STV 
und damit den Züchtern nicht letztlich 
viel mehr um die Informationen über 
die Bäuerinnen und Bauern, denn um 
deren Geldbeutel geht. In einer Ge­
richtsverhandlung vor dem Oberlan­
desgericht in Braunschweig betonte 
ein Anwalt der STV, dass man sich so 
viel Mühe mit dem Aushandeln des Ko­
operationsabkommens gemacht habe, 
da man „ein wirksames Kontrollinstru­
ment“ in die Hände bekommen wollte. 
Entgegen der Meinung ihrer Kollegen 
aus München vertreten die Braun­
schweiger Richter die Auffassung, dass 
Bäuerinnen und Bauern, die sich ge­
setzlich veranlagen lassen -  also das 
Kooperationsabkommen nicht unter­
schrieben haben -  bezüglich der Nach­

baugebührenhöhe nicht schlechter ge­
stellt werden dürfen, als diejenigen, die 
den Vertrag mit der STV eingegangen 
sind. Mit dieser Problematik wird sich 
wohl endgültig der Bundesgerichtshof 
befassen müssen.

Gesellschaftliche Frage
Jedenfalls sind STV und Züchter er­
neut sichtlich interessiert daran, dass 
möglichst viele Bäuerinnen und Bau­
ern die Formulare der Nachfolgerege­
lung zum Kooperationsabkommen un­
terschreiben. Sämtliche Landes- und 
Kreisgeschäftsstellen des Deutschen 
Bauernverbandes erhielten nach der 
Vorstellung der neuen Rahmenrege­
lung Saat- und Pflanzgut Post vom 
BDP, in dem um Unterstützung gewor­
ben wird. „Durch Ihren direkten Kon­
takt mit den Landwirten vor Ort kön­
nen Sie maßgeblich dazu beitragen, 
dass Landwirte die ökonomischen Vor­
teile der Rahmenregelung Saat- und 
Pflanzgut erkennen und für ihre Betrie­
be nutzen können“, heißt es dort. Da­
raufhin und aufgrund diverser Anrufe 
der von dort weitergeleiteten Bäuerin­
nen und Bauern hat nun auch die IGN 
ihre Sicht der Dinge an die Bauernver- 
bands-Basis losgeschickt. Abschlie­
ßend heißt es darin: „Es geht hier nicht 
nur um eine Auseinandersetzung zwi­
schen Züchtern und hartnäckigen Bau­
ern. Vielmehr ist eine gesellschaftliche 
Frage, wem die Lebensgrundlage “Saat­
gut" gehört und wie eine pflanzengene­
tische Vielfalt welt­
weit und damit eine f *  a h U  m
Ernährungssiche- ”  " F ®  • * 

NachbauliGebührenrung m Zukunft ge- r;
währleistet werden
kann." cs - I1

Zehn An-Gebote zum Erntedank1. Ernten-Können und Satt-Werden 
sind auf der Welt nicht selbstverständ­
lich. Wir feiern Ernte-Dank und möch­
ten anregen, über die Bedeutung für 
unser aller Alltagsleben in der heutigen 
Zeit intensiver nachzudenken. Dass 
wir zu essen haben, verdanken wir 
nicht zuletzt der Arbeit von Bäuerin­
nen und Bauern in der ganzen Welt. Sie 
tragen eine hohe Verantwortung. Da­
für gebührt ihnen, mehr als bisher, An­
erkennung und Gerechtigkeit.
2. Bauern können dauerhaft gesunde 
Lebensmittel umweltverträglich erzeu­
gen. Dazu gehört, dass Nahrung wieder 
zu einem Mittelpunkt unseres Lebens 
wird und wir faire Preise dafür zahlen.
3. Die Fruchtbarkeit des Bodens und 
die Erhaltung der Vielfalt ist Aufgabe 
und Verpflichtung für Stadt und Land. 
Sie dauerhaft zu erhalten und zu för­
dern ist Grundlage für ein lebenswertes 
Leben.

4. Pflanzen, Tiere und Menschen brau­
chen einen lebendigen Boden, reine 
Luft und sauberes Wasser. Wie wir pro­
duzieren und konsumieren, entschei­
det über den Zustand dieser Elemente.
5. Saatgut war von jeher Allgemein­
gut. Unsere Ernährung hängt von dem 
freien Austausch und dem kostenlo­
sen Nachbau von Saatgut ab.
6. Das Leben neben und nach uns be­
darf mehr Verantwortungsgefühl. Un­
ser Schöpfungsverständnis erfordert 
den Verzicht auf Gentechnik in der 
Landwirtschaft und den Verzicht auf 
Patentierung von Pflanzen, Tieren, 
Mikroorganismen.
7. Gelebte Gerechtigkeit beginnt beim 
Teilen, beim Teilhaben an Land, Saat­
gut und Wasser, an Arbeit und Löh­

nen. Reichtum, Armut und Hunger 
sind nicht Gott gegeben, sondern sind 
ein Verteilungsproblem und werden 
von Menschen verantwortet.
8. Tiere gehören zu einer vielseitigen 
Landwirtschaft. Bei unserem Einkauf 
entscheiden wir darüber mit, ob diese 
Geschöpfe art- und tiergerecht oder 
industriell gehalten werden.
9. Wir können lebendige Dörfer inmit­
ten gepflegter Kulturlandschaften för­

dern. So gilt unsere Vorliebe unver­
fälschten Lebensmitteln, die regional 
erzeugt und verarbeitet sind.
10. Für das Bebauen und Bewahren 

der Erde brauchen wir
-  Erhalt und Schaffung sinnvoller Ar­
beitsplätze auf dem Lande
-  Bauernhöfe statt Agrarfabriken
-  Recht auf Nahrung, Land, Wasser 
und auf eine gentechnikfreie Land­
wirtschaft
-  Freien Zugang zu gentechnikfreiem 
Saatgut und gebührenfreien Nachbau
-  Faire Preise und fairen Handel welt­
weit

K ontaktadresse: Georg Janßen, AbL, Heiligengeiststr. 2 8 , 2 1 3 3 5  Lüneburg.T.04131 -  407757  
Fax: 041 3 1  -  4 0 7 7 5 8
H erausgeber: A rbeitsgem einschaft bäuerliche Landw irtschaft e. V., Interessengem einschaft ge­
gen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren, BU KO  A GRAR Koordination, BU KO  Kampa­
gne gegen Biopiraterie, Bund für Um welt- und N aturschutz e. V.-Landesverband N iedersachsen 
N EU LA N D  Gm bH  für tiergerechte und um w eltschonende N utztierhaltung, BIO LA N D -Bundes- 
verband, A ktion 3. Welt Saar.
Kontaktadresse: Georg Janßen, AbL, Heiligengeiststr. 2 8 , 2 1 3 3 5  Lüneburg.T.04131 -  407757  
F a x :041 3 1  -  4 0 7 7 5 8



6 Bauemstimme 10/2003 AG RA RPO LITIK '

Grünland-Bauern 
sauer

Über 100 Bauern und 
Bäuerinnen aus Grün­
landregionen Schles- 

wig-Holsteins haben vor 
dem Landesbauerntag in 

Rendsburg gegen die 
Haltung des Bauernver­

bandes demonstriert. 
„Grünland-Benachteili- 

gung seit 1992 -  Bauern­
verband, es re ich t!" 
stand auf einem der 

Transparente, die vor und 
in der Festhalle entro llt 

wurden. Der Protest rich­
tete sich vor allem dage­

gen, dass der 
Bauernverband sich in 

der aktuellen Debatte ge­
gen die E inführung einer 

G rünlandpräm ie stellt. 
Besonders Landeschef 

O tto  Dietrich Steensen 
hat sich w iederho lt ge­
gen eine Umverteilung 

von Direktzahlungen aus­
gesprochen. Äußerst an­

gespannt reagierte die 
Verbandsspitze auf den 
Protest aus den eigenen 
Reihen. Steensen po lter­

te, die Bauern hätten 
„keine Ahnung" und sei­

en doch „frem dgesteu­
ert". Sogar vom 

Sozialismus war die Rede. 
DBV-Präsident Sonnleit­

ner, Hauptredner in 
Rendsburg, stellte sich 

den Grünlandbauem erst 
gar nicht, bv

Die Gespenster des Bauernverbandes
Die aktuelle Diskussion über die Umverteilung der Direktzahlungen tre ib t seltsame Blüten

O tto Dietrich Steensen sieht schon 
„Gespenster“. Der Chef des schles- 

wig-holsteinischen Bauernverbandes trat 
auf der Landesbauernwoche in Rendsburg 
in die Bütt und sprach: „Unter den Milch­
bauern geht das Gespenst der Prämien­
umverteilung um.“ Steensen fürchtet, 
dass die Agrarminister von Bund und Län­
dern sich darauf verständigen, dass im 
Zuge der Entkopplung der Direktzahlun­
gen am Ende eine bundesweit einheitliche 
Flächenprämie stehen könnte, in die auch 
das Grünland gleichberechtigt einbezogen 
wird. Denn dann müssen die, die bisher 
viel Direktzahlungen pro Fläche bekom­
men haben, etwas abgeben, während die­

jenigen etwas hinzubekommen, die bisher 
leer ausgegangen sind: vor allem die 
Milchvieh-Betriebe in Grünlandregionen. 
Doch Steensen bezeichnet das als „Idee 
der Gleichmacherei“, ja sogar als „Sozia­
lismus in Reinkultur“. - So weit ist es also 
schon wieder. Die Landwirtschaft zum 
Spielball von „Ideologie“ zu machen warf 
Steensen allerdings denjenigen vor, die 
Umverteilung wollen. Nach diesem Bau­
erntag berichtete die Fachpresse von Bau­
ern, die sich vor Gespenstern fürchten.

Argumente
In der aktuellen Diskussion darüber, wie 
die Entkopplung der Zahlungen in 
Deutschland umgesetzt werden soll, fallen 
viele Aussagen, die zwar mit Kraft vorge­
tragen, aber wenig haltbar sind. Wenn 
etwa zu Recht beklagt wird, dass die 
Milcherzeuger die Verlierer dieser 
EU-Agrarreform sind, aber gleichzeitig ge­

gen eine Grünlandprämierung agiert wird, 
ist das ein Widerspruch. Im Getreide- und 
Rindfleischbereich gab es in früheren Re­
formen einen Ausgleich der Preissenkun­
gen von rund 80 -  90 Prozent, im Milchbe­
reich nun nur von gut 50 Prozent. Dass 
nun von den Acker- und Bullenprämien 
ein Teil auch auf das Grünland wandern 
soll, ist also gerechtfertigt. Dass davon 
diejenigen wenig haben, die Milch auf Si­
lomaisbasis erzeugen, ist zwar richtig, 
aber sie hatten seit 1992 mit der Silomai­
sprämie von bis zu 475 Euro pro ha (Bay­
ern) lange Jahre einen gewaltigen Vorteil 
gegenüber Milchbauern in Grünlandre­
gionen. Hier braucht es dringend mehr

Gerechtigkeit.

Überforderung
Dann wird oft beklagt, dass auf dem Weg 
zur einheitlichen Flächenprämie, in die 
auf Dauer alle entkoppelten Prämien ein­
fließen sollen, einige Betriebe enorme Ver­
luste hinzunehmen hätten. Das trifft zwar 
zu. Aber die alternative Betriebsprämie, 
die sich an der Prämiensumme pro Betrieb 
im Referenzzeitraum 2000 bis 2002 orien­
tiert, bedroht die Prämien insgesamt. Ein 
Beispiel: Der größte Rindermastbetrieb in 
Deutschland hält 22.000 Bullen und er­
hält heute Tierprämien von rund 3,4 Mil­
lionen Euro pro Jahr. Wird ihm das in Zu­
kunft als Betriebsprämie belassen, könnte 
er trotzdem aus der Bullenmast ausstei­
gen, denn die Tierprämien werden entkop­
pelt. Der Betrieb könnte mit der stolzen 
Summe, die weiterhin jährlich flösse, z.B. 
in die Schweinemast einsteigen oder seine

Leute entlassen und nur noch Minimalbe­
wirtschaftung betreiben. Wie lange sollen 
sich Bauern und Gesellschaft das angu­
cken? Da ist es allemal nachvollziehbarer 
zu sagen: Für jeden Hektar bekommen 
alle Betriebe gleich viel, denn dann haben 
alle ähnliche Ausgangsbedingungen.

Akzeptanz
Eine einheitliche Flächenprämie wird 
auch deshalb auf Dauer transparenter sein 
und auf mehr Akzeptanz stoßen als völlig 
unterschiedlich hohe Prämienrechte pro 
Fläche, weil die Begründung für die Zah­
lungen umgestellt wird: Bisher waren es 
Ausgleichszahlungen für Preissenkungen 
in der Vergangenheit. Durch die Reform 
werden die Zahlungen an die Einhaltung 
von Standards in den Bereichen Verbrau­
cher-, Umwelt- und Tierschutz gebunden, 
also an Leistungen, die die Bauern für die 
Gesellschaft erbringen, aber nicht über 
den Produktpreis bezahlt bekommen 
(Stichwort Multifunktionalität). Wenn 
das aber so ist, wird es schwer zu erklären, 
warum die gleiche Leistung in unter­
schiedlichen Betrieben unterschiedlich 
hoch belohnt werden soll. Das bedeutet, 
die vergangenheitsbezogene Betriebsprä­
mie, die eben zu unterschiedlich hohen 
Prämienrechten zwischen Betrieben 
führt, widerspricht der neuen Begründung 
der Prämien und gefährdet die Zahlungen 
damit.

Abwarten?
Nicht zuletzt fordern Bauernverbandsver­
treter häufig, die Entkopplung besonders 
bei der Milch so weit nach hinten zu schie­
ben wie eben möglich, also auf das Jahr 
2007/08, statt schon im Jahr 2005. Das 
soll den so genannten zukunftsfähigen Be­
trieben eine längere Zeit Sicherheit geben 
und eine „Anpassung der Ausgleichshö­
he“ für die Betriebe ermöglichen. Soll hei­
ßen: Dann können die Betriebe, die sich 
im Strukturwandel bis dahin durchsetzen 
und ihre Milchquote ausdehnen, mehr 
Milchprämien erhalten -  sofern die Milch­
prämie als Betriebsprämie gewährt wird. 
Denn bei der Entkopplung der Milchprä­
mie zählt nicht der Zeitraum 2000-2002, 
sondern der 31. März des Jahres, in dem 
die Milchprämie entkoppelt wird. Wer 
dann viel Quote besitzt, erhielte dann 
mehr Betriebsprämie, so die Rechnung de­
rer, die noch vor der Entkopplung wach­
sen wollen. Würde aber schon Anfang
2005 entkoppelt, bliebe dazu wenig Zeit 
und fehlte angesichts derzeitiger Milch­
preise auch vielen das Geld. Besser wäre 
es, diese Spekulationen gleich zu unter­
binden und so früh wie möglich zu entkop­
peln. Dann gäbe es einige Gespenster 
weniger. uj

M it dem  Silomais w ird  gleichzeitig eine Prämie von bis zu 475  Euro pro Hektar in Bayern eingefahren. Das 
Grünland hingegen geht leer aus. Der Bauernverband fürchtet, dass sich daran etwas ändert. Foto: Archiv
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Zahlreiche Quellen der 
Verunreinigung

Genaue Regeln fü r das Nebeneinander im Anbau von herkömmlichen und 
gentechnischen Pflanzen können auch Fachleute kaum aufstellen. Zu kompliziert 

und zu unterschiedlich ist die Landwirtschaft in Europa. Eine Anhörung im 
Agrarausschuss des Europarlaments w arf überwiegend Fragen auf.

A uch auf Nachfrage konnte der Wissen­
schaftler Jeremy Sweet von dem briti­

schen Institut NIAB keine Praxisempfeh­
lung geben: Welchen Mindestabstand 
brauchen gentechnisch veränderte Zu­
ckerrüben, Gerste oder Kartoffeln, damit 
es nur Verunreinigungen im Promilleber­
eich auf den Nachbaräckern gibt? Der Be­
richterstatter zum Thema Koexistenz für 
das EU-Parlament, Friedrich-Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf, musste auch nach 
drei Stunden Expertenanhörung am 11. 
September in Brüssel fragen, was er denn 
nun empfehlen solle. Dabei hatten die 
Fachleute ausführliche Fragen bekom­
men: Wie ist das Saatgut vor Verunreini­
gungen zu schützen? An welchen Stellen 
haben Landwirte mit Verunreinigungen zu 
rechnen? Was für Ideen gibt es, die gegen­
wärtig noch ungeklärte Haftungsfrage an 
zu gehen, wenn in dem Saatgut, der Ernte, 
in Futter- oder Lebensmitteln gentechni­
sche Verunreinigungen auftauchen? Wel­
che Maßnahmen sind aus Sicht von Fach­
leuten notwendig, um eine Trennung von 
gentechnischer und herkömmlicher Le­
bensmittelerzeugung zu gewährleisten? 
Was für Folgen hat die Koexistenz für den 
Ökolandbau?

Umfangreiches Lastenheft
Klar wurde während der Anhörung nur, 
wie kompliziert die Koexistenz zu regeln 
ist. Nicht nur der Eintrag von mehr oder 
weniger benachbarten Äckern treibt den 
Anteil an Gentech-Pflanzen auf einem 
Acker in die Höhe. Im Saatgut, über ge­
meinsame Maschinenutzung bei der Aus­
saat, der Ernte, Lagerung, durch den 
Transport -  an allen Punkten ist mit Ver­
unreinigungen zu rechnen. Bei Raps fallen 
ein bis sieben Prozent der Samen während 
der Ernte aus und behalten über Jahre ihre 
Keimfähigkeit, so dass die Gentech-Pflan­
zen immer wieder als Unkraut auflaufen 
und ihre Pollen verbreiten. So schätzen 
bei Raps alle geladenen Experten eine Ko­
existenz als problematisch ein. Weit flie­
gende Pollen und auch noch nah verwand­
te Unkräuter, in die die veränderten Gene 
einkreuzen. So urteilte auch Rikke Bagger 
Jorgensen aus Dänemark, die die Grund­
züge ihres neuen Gentechnikgesetzes vor­
stellte. Danach werden diejenigen Land­
wirte, die gentechnisch verändertes Saat­
gut anbauen, dafür Verantwortung tragen, 
eine Auskreuzung von ihren Äckern zu 
verhindern. Nur oder wenigstens 
Bio-Bauern -  je nach Standpunkt -  haben

Anspruch auf Entschädigung, sollten ihre 
Ernten verseucht werden. Zugleich wies 
Frau Bagger Jorgensen darauf hin, dass es 
in Dänemark zwar viele Versuchsergeb­
nisse, aber kaum Erfahrungen mit der Ko­
existenz gebe, schon gar nicht damit, wel­
che Dynamik sich bei einer langjährigen 
Koexistenz entwickeln werde. Zusätzlich 
gab sie zu bedenken, dass eine direkte 
Übertragung der Erfahrungen der Saat­
guterzeugung auf die Koexistenz fraglich 
sei: Die Sortenreinheit werden an vielen 
Punkten nach dem 
Aussehen der Pflan­
zen und nicht gene- (j 
tisch kontrolliert. | 
Auch die geladenen 
Wissenschaftler ver­
wiesen auf weiteren 
Forschungsbedarf:
Kann Koexistenz in 
kleinräumig struk­
turierten Regionen 
geregelt werden?
Welchen Einfluss 
haben Wind und 
Kleinklima auf die 
Ausbreitung?
Selbst die Pflugtiefe 
spielt eine Rolle.
Der französische 
Wissenschaftler An­
toine Messean deu­
tete an, dass er wei­
teren Forschungen 
Vorzug vor dem 
frühzeitigen Start in
eine Koexistenz geben würde. Er sah Be­
darf für ein umfangreiches „Lastenheft“ 
an dem sich EU, Mitgliedstaaten, Bundes­
länder bis zu Erzeugergemeinschaften und 
einzelnen Landwirten abzuarbeiten ha­
ben.

Fazit:
In der anschließenden Diskussion wies 
eine Vertreterin aus dem oberösterreichi­
schen Regionalparlament darauf hin, dass 
die EU-Kommission ihnen nicht gestattet 
hatte, eine gentechnikfreie Zone einzu­
richten. Begründet wurde die verweigerte 
Genehmigung mit mangelnden neuen wis­
senschaftlichen Beweisen, warum keine 
Gentechnik auf den Äckern Einzug halten 
soll. Nach der Anhörung scheinen die Wis­
senschaftler aber auch wenig Beweise für 
eine praktische Handhabung der Koexis­
tenz vorlegen zu können. ms

Bei m ehr als sieben M aispflanzen wissen heute  
auch Fachleute bald nicht m ehr bis wohin die Pol­
len fliegen.

Gen-Weizen: „US-Farmer als Verlierer"
„D ie meisten nordamerikanischen Farmer lehnen gentechnisch veränder­
ten (GVO-) Weizen ab," so der US-Experte Alan Guebert in top agrar.
Aus gutem  Grund: Zwei W issenschaftsstudien aus USA und Kanada 
anlässlich des M onsanto-Antrags auf Zulassung von Gentech-Sommer- 
weizen belegen die „Fragw ürd igke it" dieser Pläne: Demnach w ird  sich 
der Gentech-Weizen auf den internationalen Märkten eine A bfuhr holen 
und zum Sinken der Sommer- und Hartweizenpreise um ein Drittel 
führen. Schon bei GVO-Mais und GVO-Soja sind die US-Agrarexporte in 
den letzten drei Jahren um eine Mrd. Dollar gesunken. Die Hauptabneh- 
m erländer Japan, Mexiko, Südkorea, Italien und die Philippinen 
verlangten bereits die Zusicherung gentech-freier W eizenlieferungen -  
dies werde durch Monsantos Pläne verhindert (Vermischung) und führe 
zu weiteren Absatzeinbußen von 33 bis 52 Prozent. Kanadische Forscher 
sehen einen gewissen Nutzen des Monsanto-W eizens allenfalls fü r die 
Prärie-Gebiete, auch do rt bestenfalls in Höhe einer Kostensenkung von 
13 Dollar/ha. Das Szenario: M onsanto erlöst 108 M io. Dollar jährlich 
zusätzlich, alle kanadischen Farmer zusammen verlieren mehr als 50 
M io. Dollar. „D ie Farmer werden die Verlierer sein!" pm

Bewegung gegen Gentech-Raps in Australien
Die australische Zulassungsbehörde hat eine gentechnisch veränderte 
Rapssorte genehm igt. Dies hat eine heftige Debatte im Lande ausgelöst. 
Der dortige  Bauernverband ist dafür, die Weizen- und M ilchexporteure 
dagegen. Bisher haben schon vier w ich tige  Provinzen die Einführung der 

Sorte verboten, pm

Monsanto-Monopol und 
Gentech-Teuerung
Verärgert über die zehnprozentige Preiserhöhung des 
Monsanto-Konzerns fü r seine gentechnischen „Roun- 
dup-Ready-Sojabohnen" sind laut Ernährungsdienst die 
amerikanischen Farmer. M onsanto hält einen M arktan­
teil von 75 Prozent am US-Soja-Saatgutmarkt. Die 
Farmer sind skeptisch, ob der Mehrpreis den Zusatznut­
zen der Gentechnik-Bohnen aufw iegt, pm

Abhängigkeit im Paket
Als besonders „ideenre ich" bewertet die DLG die neue 
Absatzstrategie britischer Pestizidkonzerne: Ab Herbst 
soll das Saatgut von Hybridweizen im Rahmen eines 
Pakets zusammen m it passenden Pflanzenschutzmitteln 
verkauft werden. In den USA w ird  dies schon bei Soja- 
bohnen-Saatgut so praktiziert. Der 
Gentechnik-Pestizid-Doppelpack lässt grüßen... pm

Schrumpfen mit mehreren Beinen
„Es ist ein schrumpfendes Gewerbe", so der hessische 
M inisterpräsident Roland Koch zur Landwirtschaft.
Diese müsse auch künftig  m it dem Flächenbedarf der 
wachsenden W irtschaft und schwierigen Preisverhand­

lungen leben müssen. Den „Ü brigb le ibenden" riet Koch zu „mehreren 
Standbeinen", besonders zur E inkom menskom bination bei Landschafts­
pflege und Direktverkauf, dpa

Thalheim am Rande der Wahrheit
Politisches Ziel sei nicht mehr die Agrarwende, sondern überhaupt die 
Landwirtschaft in Deutschland zu halten, so Gerald Thalheim (SPD) 
Anfang September gegenüber der Neuen Osnabrücker Zeitung; bei der 
Subventionierung des Ökolandbaus müsse n icht w e iter „draufgesatte lt" 
werden. M inisterin Künast w ar über die Aussage ihres Staatsekretärs 
verärgert, nach einem Vier-Augen-Gespräch blieb Thalheim aber weiter 
im Am t; er betonte seine Loyalität zur M inisterin und w iegelte ab: Eine 
„drittk lassige Zeitung" habe Aussagen von ihm  „ohne Neuigkeitswert" 
überinterpretiert, z itie rt ihn die Frankfurter Rundschau. Die Bäuerin und 
AbL Bundesvorsitzende Maria Heubuch verm utet in Thalheims Aussagen 
ein Ablenkungsmanöver, um die anstehende Umverteilung der Direkt­
zahlungen zu torpedieren. Thalheim hätte sich schon häufiger als 
Klientelvertreter der agrarindustriellen Großbetriebe hervorgetan, so 
zum Beispiel bei der Vergabe von öffentlichen Flächen und derA ltschu l- 
denregelung in Ostdeutschland sowie der Diskussion über die nationale 
Ausgestaltung der EU-Agrarreform, ak

Foto: Eisenberg
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Positive Zwischenbilanz für „Regionen Aktiv“
Eine erste Bewertung des Modellvorhabens „Regionen Aktiv" fordert neue Impulse in der Förderpolitik, um Initiativen aus Regionen zu unterstützen

E ine positive Zwischenbilanz haben 
die Begleitforscher für das bundes­

weite Modellvorhaben „Regionen Aktiv
-  Land gestaltet Zukunft“ des Bundes­
ministeriums für Verbraucherschutz, Er­
nährung und Landwirtschaft dieses Jah­
res gezogen. Nach dem Aufbau arbeits­
fähiger Strukturen sind die 18 Modellre­
gionen in konkrete Projekte eingestie­
gen. Deutlich wird auch, dass die Förde­
rungspolitik ländlicher Regionen neu 
ausgerichtet werden muss.

D as Projekt „Bio-Regional“, das im 
April 2003 gestartet ist, hat das 

Ziel, den Absatzmarkt für ökologische 
Lebensmittel in der Region „östliches 
Ruhrgebiet“ (Dortmund, Hamm, Kreis 
Unna) zu erweitern. Auf der Erzeuger­
seite stehen der Erzeugerzusammen­
schluss „Biofleisch NRW“ in Bergka­
men und der Erzeugerzusammen­
schluss „Märkischer Landmarkt“ in 
Halver. Wurst und Fleisch werden im 
Neuland Zerlegebetrieb in Bergkamen 
verarbeitet, der Märkische Landmarkt 
betreibt eine Hofkäserei auf einem Bio­
landhof in Nachrodt.

Vermarktung von Wurst, Fleisch 
und Käse
Der Absatz von Wurstwaren, Fleisch 
und Käse über Hofläden und Natur- 
kostläden soll gefördert werden, wobei 
an die schon bestehenden Lieferstruk­
turen angeknüpft wird. Insgesamt 
steht ein Überangebot an Produkten ei­
ner nicht ausreichenden Nachfrage 
nach Öko-Produkten gegenüber: Hier 
muss viel Informationsarbeit geleistet 
werden, um den potentiellen Kunden 
die Vorteile regionaler Öko-Produkte 
zu verdeutlichen.

Ein wichtiges Merkmal von „Regionen 
Aktiv“ ist die Erprobung neuer und 
teils sehr unterschiedlicher Organisa- 
tions- und Entscheidungsformen. Aus 
den Findungsprozessen zwischen ver­
schiedenen Gruppen mit teilweise un­
terschiedlichen Interessen entwickel­
ten sich nach anfänglichen Schwierig­
keiten oft erfolgreiche Partnerschaften. 
Nach Einschätzung der Begleitfor­
scher konnten die anfänglichen Unsi­
cherheiten und Spannungen in fast al-

Weitere Ziele
Um die Fleisch- und Wurstwaren in den 
Naturkostläden zu platzieren, benöti­
gen die Produkte einen hohen Verar­
beitungsgrad (z.B. SB-Verpackung), 
da nur große Läden mit einer Fleisch­
theke ausgestattet sind. Bei der kon­
kreten Umsetzung des Projektes haben 
sich folgende Zielsetzungen herausge­
bildet:
1. Die Produktbündelung zur Sen­
kung der Logistikkosten.
2. Wöchentliche Auslieferung zur Er­
haltung der Angebotspalette in den Lä­
den.
3. Den Läden werden als kostenloser 
Service Thekenschilder, Poster, Flyer 
und eine Infomappe mit allen Informa­
tionen zum Projekt zur Verfügung ge­
stellt.
4. Informationsveranstaltungen für 
Mitarbeiter von Naturkostläden mit 
anschließender Käsereibesichtigung.
5. Mitwirkung an bestehenden Aktio­
nen z.B. Ökolandbautage NRW, Tag 
der Regionen.
6. Teilnahme an Verbraucherveran­
staltungen wie Messen.

Hartmut Thiel

len Regionen weitgehend überwunden 
werden und die regionalen Partner­
schaften selbst sind zum Motor von 
Veränderungen geworden.

Anstoß von Projekten
Im Rahmen von „Regionen Aktiv“ wer­
den derzeit über 200 Projekte in den 18 
Modellregionen durchgeführt, mit ei­
nem Fördervolumen von über 15 Mio. 
Euro, die einer nachhaltigen Entwick­
lung vor Ort zugute kommen. Inhaltli­
che Schwerpunkte sind die Regional- 
und Direktvermarktung (50 %), die 
Förderung eines sanften und land­
schaftsbezogenen Tourismus (30 %) 
und die Qualifizierung, Bildung und 
Vernetzung von Unternehmen und 
Bürgern (27 %) (mit Mehrfachnen­
nung).
Eine große Zahl von Projekten soll re­
gionale Vermarktungskreisläufe neu 
beleben und die Transparenz in der Le­
bensmittelerzeugung und -Vermark­
tung verbessern. Regionale Produkte 
und Direktvermarktung verbinden so­
mit Verbraucherschutz und Wirt­
schaftsimpulse für den ländlichen 
Raum und fördern eine vielseitige 
Landwirtschaft.
Besonders erfolgsversprechend sind wirt- 
schaftsbereichsübergreifende Initiativen 
und Untemehmenskooperativen. Für die 
Landwirtschaft geht es hierbei sowohl 
um eine Verbreiterung der Einkommens­
basis als auch um die Anerkennung ihrer 
gesellschaftlichen Bedeutung. Die Öff­
nung der Landwirtschaft für Einkom­
menskombinationen und Dienstleistun­
gen für Naturschutz und Landschafts­
pflege wird in der Studie als Chance ange­
sehen. Die aktive Mitwirkung der Land­
wirte an den Entwicklungsprozessen 
wird seitens der Forscher als außeror­
dentlich wichtig eingeschätzt.

Neuausrichtung der 
Förderprogramme
Aus dem Pilotprojekt „Regionen Ak­
tiv“ sollten sich neue Impulse für die 
zukünftige Förderpolitik ergeben. Die 
Begleitforscher geben hierzu folgende 
Anregungen:
1. Die Förderpolitik sollte zukünftig 
stärker in die Regionen verlagert wer­
den, da hier über die vielverspre­
chendsten Entwicklungschancen am 
besten entschieden werden kann.
2. Die Umsetzung der Förderung be­
nötigt strategisches Vorgehen. Es muss 
zunächst ein Gesamtkonzept entwi­
ckelt werden, in das sich Projekte wie 
Mosaiksteine einfügen.
3. Die öffentlichen Förderprogramme 
müssen vernetzt sein und durch die zu­

ständigen Stellen transparenter darge­
stellt werden. Zur Zeit findet die För­
derpolitik auf EU-, Bundes- und Lan­
desebene statt. Diese unterschiedli­
chen Förderangebote sind für die An­
tragssteller häufig nicht zu durch­
schauen.
4. Die geltenden Förderregeln stellen 
einen sehr starren Rahmen für die Ent­
wicklung der Regionen dar. Teile des 
EU-Wettbewerbsrecht grenzen z. B. die 
regionale Verarbeitung zu stark ein. 
Hier ist nach Aussage der Studie ein 
größerer Spielraum für die Regionen 
dringend erforderlich.
5. Wie bereits erwähnt ist die Zusam­
menarbeit unterschiedlicher Organisa­
tionen ein entscheidender Faktor für 
die Entwicklung der Region. Diese 
„Regionalräte“ müssen personell gut 
ausgestattet sein und benötigen Fort­
bildungsmaßnahmen, um langfristig 
arbeiten zu können.
6. Zur Zeit werden in „Regionen Ak­
tiv“ nur Dienstleistungen in Produkt- 
innovationen, Entwicklung neuer 
Märkte usw. gefördert, es müssen aber 
auch verstärkt konkrete Investitionen, 
die für die Umsetzung notwendig sind, 
finanziell unterstützt werden.
7. Wirtschaftlich tragfähige Zusam­
menschlüsse von landwirtschaftlichen 
Betrieben einerseits und Gewerbe und 
Handel andererseits sollten gezielt för­
derbar sein. Auch die notwendigen 
Vörbereitungsmaßnahmen sollten in 
die Förderung mit einbezogen werden 
können.
Laut Aussage der Begleitforscher wird 
neben der direkten landwirtschaftli­
chen Förderung zukünftig die 
Entwicklung außerlandwirtschaftli­
cher Erwerbsmöglichkeiten, sowie der 
Naturschutz stärker gefördert werden. 
Dazu ist es wichtig, möglichst schnell 
und effektiv die Mittel der zweiten Säu­
le einzusetzen. Vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen aus „Regionen Aktiv“ 
sollte die Gemeinschaftsaufgabe zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes (GAK) so weiter­
entwickelt werden, dass sie den neuen 
Anforderungen der ländlichen Entwic­
klungspolitik besser gerecht wird.

Hartmut Thiel

D ie B crich tc  zu „Regionen aktiv“ finden sich 
unter www.modellregionen.de. D ort gibt es 
auch ausführliche Inform ationen zu einzelnen 
Regionen und Projekten.

[REGIONEN AKT V
Der Vorstand „Biofleisch NRW", (v.l.n.r.) Friedrich Ostendorff, Friedrich Heuckm ann-Bum m ann, 
Hubertus H artm ann, Hugo Gödde, Foto: Luther

Modellregion östliches Ruhrgebiet

http://www.modellregionen.de
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W ie hat doch alles angefangen? Es 
war in der Berufsschule. Irmgard 

und Christine haben dort mein Interes­
se geweckt. Sie standen beieinander, 
sahen hübsch aus. Ich stellte mich 
dazu. Sie unterhielten sich über Öko­
landbau. Irmgard war auf einem Biohof 
und erzählte von ihrer Arbeit. Da 
konnte ich nicht mitreden. Wollte ich

Betriebsspiegel:
45 ha Ackerland (Futter- und Markt- : 
frucht); 55 ha meist natürliches Grün­
land; ;
60 Kühe mit weiblicher Nachzucht 
(schwarzbunt, Boxenlaufstall); ■
45 Bullen in Schleswig-Holstein

E inzelschicksale, meist leider krank­
heitsbedingt, bekommen eigentlich 

immer einen Namen bei uns auf dem 
Hof. Dieses Mal war es Olga, zum 
Glück kein Krankheitsfall, die sich 
zwischen unsere Gänse geschlichen 
hatte und offensichtlich Anschluss 
gesucht hat.
Unsere 300 weißen Mastgänse dürfen 
tagsüber auf die Hofkoppel, zu der 
auch ein Teich gehört, den sie gerne 
zum Baden nutzen. Abends werden 
alle in den Stall getrieben, damit der 
Fuchs nicht sein Unwesen treiben 
kann.
Vor ein paar Wochen hatte sich ein un­
bekannter Vogel zu den Gänsen gesellt 
und machte sich mit auf den Weg in den 
Stall. Zunächst war es unklar, ob Gans 
oder Ente, weil er im Vergleich so klein 
war. Die anderen Gänse waren sehr 
skeptisch und misstrauisch, versuch­
ten den Gast loszuwerden, machten ei­
nen großen Kreis und zwickten nach 
ihm, wenn er ihnen zu nahe kam. Nur 
mit Mühe konnten wir verhindern, 
dass der seltsame Vogel auch noch mit 
in den Stall gekommen ist. Er musste 
draußen bleiben und flog, sich laut be­
schwerend, wieder zum Teich zurück, 
um mit den Blässhühnern einige 
Runden zu schwimmen.

dazugehören, musste ich mich schlau 
machen. Damit war der Anfang 
gemacht.
Wenige Wochen später stellte ich mich 
dort, wo Irmgard arbeitete, fürs zweite 
Lehrjahr vor. Ich kriegte die Stelle. Ein 
Jahr blieb ich dort, lernte viel und fühl­
te mich wohl. Spielte sogar Fußball im 
örtlichen Dorfverein. Die wussten na­
türlich, wo ich herkam. „Matthias“ war 
denen zu kompliziert, also riefen mich 
alle „Öko“. In Schleswig-Holstein 
klingt das aber „Ögo“. Das ganze Dorf 
nannte mich so, und als wir einmal 
nach dem Spiel bei Wurst und Bier zu­
sammensaßen, rief der Torwart, als

Schwarze Füße, schwarz-weißes Ge­
fieder, brauner Hals und einen braunen 
Fleck auf weißem Grund am Kopf, das 
war leicht zu bestimmen im Vogelbuch. 
Eine Rothalsgans war zu Besuch: „Vor­
kommen: Brutvogel in Westsibirien; 
umherstreifende Gefangenschafts­
flüchtlinge haben z.T. in Freiheit 
gebrütet.“
Die Arme, ganz alleine, keiner mag sie 
und Westsibirien ist soo weit weg! Spe­
kulationen wurden angestellt aus wel­
chem Tierpark sie wohl entflogen ist, 
denn fliegen konnte sie wirklich gut, im 
Gegensatz zu den anderen Gänsen. 
Und was wohl passieren würde, wenn 
Heiligabend unsere Gänse alle weg 
sind....?
Fast drei Wochen lang ist sie morgens

sein Sohn auf meinem Schoß sitzen 
wollte: „Geh nicht zu dem, da gibt’s 
nur Milch!“.
Das ist jetzt fünfzehn lange Jahre her. 
Es ist viel geschehen seitdem. Seit drei­
zehn Jahren gibt’s die Liebste in mei­
nem Leben, seit zehn Jahren bin ich Va­
ter, seit fünf Jahren Bauer. Und seit vier 
Wochen fühl ich mich als Ögobauer, 
denn seitdem kommt der Milchlaster 
der „Wir Nordlichter“, und auch meine 
Milch -  na ja, die meiner Kühe -  landet 
endlich in den Kartons mit der Auf­
schrift „Weidenmilch -  Bio-Vollmilch“. 
Die Nordlichter -  das sind zur Zeit 
rund ein Dutzend Bioland-, Demeter-

zum Stall geflogen gekommen, sobald 
die Türen aufgingen und der Gänse­
marsch zur Hofkoppel losging. Ein un­
gewohnter Schrei, der sich fast anhör­
te, wie: „Da seid ihr ja endlich, ich war­
te doch schon die ganze Zeit auf 
Euch!“, klang über den Hof und dann 
marschierte sie mit zum Teich.
Abends hatte sie dann schnell eingese^ 
hen, dass sie sowieso nicht mit in den 
Stall darf, deshalb ist sie erst gar nicht 
mehr mitgelaufen, sondern auf dem 
Teich zurückgeblieben und h a. uns nur 
noch hinterhergeguckt. Eine lustige 
Zeit und eine lustige Geschichte für 
alle Hofbesucher.
Wo Olga jetzt hin ist, weiß ich auch 
nicht, an einem Morgen ist sie nicht 
mehr zur Begrüßung zum Stall geflo-

und Naturlandbauern aus ganz Schles- 
wig-Holstein, die sich zusammenge­
schlossen haben, um ihre Milch ge­
trennt zu erfassen und verarbeiten zu 
lassen. Etwa 30 Prozent der Milch wird 
bei der Hansa-Milch in Upahl als Trink­
milch der Eigenmarke „Weidenmilch“ 
abgefüllt, der Rest an die Küsten- 
land-Molkerei nach Rostock verkauft, 
die dort Bio-Versandmilch für den 
Berliner Markt herstellt.
Die Milcherfassung hat mit Ökologie 
ziemlich wenig zu tun. Einer sagte mal, 
das sei keine Milchsammel-, sondern 
eine Milchsuchtour. Der Milchlaster 
fährt in Upahl in Mecklenburg-Vor­
pommern los, durchschneidet und um­
rundet Schleswig-Holstein und fährt 
ca. 750 km, bis er Zugmaschine und 
Anhänger voll hat und wieder bei der 
Meierei angekommen ist. Das kostet 
der Liefergemeinschaft ca. 3,5 Cent je 
Liter Milch und dämpft natürlich den 
Auszahlungspreis. Trotzdem werden 
uns Bauern 3,5 Cent Aufschlag ge­
zahlt. Nicht die Welt, aber besser als 
nichts. Jedenfalls ein gutes Gefühl, 
jetzt zu einer Biomilchliefergemein- 
schaft dazuzugehören. So bin ich jetzt 
da angekommen, wo ich schon länger 
hingewollt habe. Zwar noch nicht alles 
ögo, aber immerhin Ögomilch!

Matthias Stührwoldt

Betriebsspiegel:
LN 266 ha (alles F’achtland), Ackerland 
200 ha, Roggen .Weizen, Hafer, Tritica­
le, Gerste, Kartoffeln, Möhren, Rote 
Bete, Erdbeeren, Grünland 35 ha 
Viehbestand: 800 Legehennen, 34 
Mütterkühe (Dt. Angus), 70 Mast­
schweine, 300 Gänse

gen gekommen. Wahrscheinlich hat sie 
eine Schar Wildgänse, die auf dem 
Herbstvogelzug waren, mitgerissen. 
Die müssen wenigstens abends nicht in 
der Stall.
Viel Glück auf deiner weiteren Reise, 
Olga! Ulrike Schreiber

Milchsuchtour

Olga
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Sorgen-Soja
„Sojaschrot ist Sorgenschrot" -  so ein Bericht über das Ergebnis des 

Sojaschrot-Untersuchungsdienstes (SUD) der beiden niedersächsischen 
Landwirtschaftskammern: Bei 53 Prozent der Proben w ar die Q ualitä t 

n ich t in Ordnung, bei 33 Prozent w ar der Wassergehalt zu hoch und bei 
27 Prozent der Rohproteingehalt zu niedrig, pm

Undurchsichtige Export-Subventionen
Schlampige Kontrollen und eine undurchsichtige Vergabepraxis hat der 
Europäische Rechnungshof bei den Agrarexport-Subventionen kritisiert. 

Diese Zahlungen in Höhe von jährlich drei M rd. Euro gelten allerdings 
nicht fü r Produkte der Bauern, sondern fü r Erzeugnisse der Verarbei­

tungsunternehm en (M ilchprodukte, Fleisch, Zucker) und fü r Getreide auf 
der Großhandelsstufe der großen Export-Genossenschaften und 

Handelshäuser. A u f dem M ilchprodukte-M arkt, so der Sonderbericht, 
seien die Beihilfen o ft so hoch, dass die EU-Waren deutlich unter W e lt­
marktpreis angeboten wurden. Genau diese Dumping-Praxis kritisieren 

viele arme Länder, deren M ilchproduktion  dadurch zerstört w ird . Bei 
Zucker gebe es zudem keine unabhängige Kontrolle bei den Ausschrei­

bungen (vor der offiziellen Vergabe der Exportprämien an den 
Exporteur, der die niedrigsten Prämien beantragt): Es bestehe die Gefahr, 

dass die „sehr geringe Zahl von Zucker-Großunternehm en", die den 
M arkt beherrschten, sich keine Konkurrenz machten. Im Ergebnis betrü­

gen die staatlich akzeptierten Exportbeihilfen in der Regel etwa das
Doppelte des Weltmarktpreises, pm

IP-Mehl
Der Schweizer Handelskonzern M igros bezieht laut landw irtschaftlichem  

In form ationsdienst inzwischen drei Viertel seines gesamten Mehleinkaufs 
aus dem Schweizer Programm „kon tro llie rte r A nbau". Diese „In tegrie rte  

Produktion" ist nicht nur ein neues Etikett, sondern in diesem 
„IP-Suisse-Programm" sind Fungizide, Herbizide und W achstumsregula­

toren verboten. ED

Chemie statt Fruchtfolge?
„Fruchtfo lgeproblem e lassen sich m it Pflanzenschutzmaßnahmen und 

Düngung weitgehend ausgleichen" -  so der Unternehmensberater 
Karl-Heinz Mann (Ländliche Betriebsgründungs- und Beratungsgesell­
schaft mbH G öttingen) zu seinem Ratschlag, den W interweizenanbau 
auf zwei Drittel der Betriebsfläche auszudehnen. Insofern, so Mann in 
den DLG-M itteilungen, seien „zunehm ende Krankheiten und M inder­

erträge auf mehrjährigem Stoppelweizen" in diesem Rahmen
hinzunehmen, pm

Mischfutter: Deklaration und Wahrheit
Über zehn Prozent von 1.623 Mischfutterproben halten die Vorgaben nicht 

ein, so der Verein Futtermitteltest in seiner Bilanz für 2002. Bei Milchleistungs­
und Rindermastfutter betraf das vor allem die deklarierten Gehalte an Energie 

und Protein, bei Schweinefutter die Bereiche Energie und Aminosäuren, bei 
Legehennenfutter die Energie. Bei der Überprüfung der (bisher noch freiwilli­

gen) offenen Deklaration der zusammengemischten Futterkomponenten 
zeigte sich, dass diese -  m it Ausnahme von nur drei holländischen Herstellern

-  durchweg nicht erfolgt. Überwiegend wurden lediglich die verwendeten 
Komponenten in absteigender Mengen-Reihenfolge aufgeführt, ohne

Angabe ihrer Anteils-Prozente, pm

Gentechnikfreie Milch auf dem Markt
W ie angekündigt startete die d rittg röß te  Molkerei Österreichs Tirolm ilch 

m it der „kon tro llie rt gentechnik- fre ie" M ilch (s. BS 07/2003). Alle 720 
M ilchbauern der Bezirke Landeck und Imst haben sich fü r eine gentech­

nikfreie Produktion entschieden. Im Laden g ib t es die M ilch m it fü n f 
Cent Preisaufschlag. Nun liege es in den Händen der Verbraucher, so ein 
Vertreter der Molkerei, die m it dem Projekt in einem streng abgegrenz­

ten Gebiet gentechnikfrei zu produzieren Vorreiter in Europa ist. 
Kontrolliert w ird  von zwei unabhängigen Instituten, pm

Futter für Discounter
ln ihren Postkästen haben die Lebensmittel-Discounter in letzter Zeit viele 

Päckchen gefunden. Darin waren Getreide, Heu, Stroh, Gras- und Maissilage, 
die Grundlagen der Milcherzeugung. Gepackt hatten dieses „Futter für 

Discounter" die Mitglieder der Landes-AG Junger Landwirte Niedersachsens 
und der Niedersächsischen Landjugend. Sie weisen damit unmissverständlich 

hin auf die Schieflage bei der Wertschätzung von Lebensmitteln, die sich in 
den Ramschpreisen des Discounter ausdrücken. en

Intensivieren oder 
Sonderwege gehen

Bauern im Alpenland Slowenien stellen um: Viele setzen auf Tourismus und 
Bioproduktion, der bevorstehende EU-Beitritt beschleunigt den Trend

B iobauer Kiemen Matk aus Slowenien 
sieht gelassen in die Zukunft: So lange 

Touristen kommen, zahlen die Gasthäuser 
höhere Fleischpreise, als er sonst erzielen 
könnte. Um die langen Wege zum Schlacht­
hof zu verkürzen, plant er mit anderen Bau­
ern ein Schlachthaus im Dorf zu bauen. 
Sein Haupteinkommen stammt aus der 
Holzwirtschaft, Probleme durch den 
EU-Beitritt sieht er nicht auf sich zukom­
men. Auch Jo e Soklic aus der Nähe von 
Bled profitiert vom Tourismus, auf seinem 
Hof gibt es acht Gästezimmer mit insgesamt
18 Betten, viele Reisegruppen kommen zu

Biobauernm arkt in Ljubljana Foto: USOFA

Besuch. Da er seinen Gästen auch Vollpen­
sion anbietet, werden vier bis acht Schweine 
im Jahr hausgeschlachtet und selbst ver­
braucht. Die Milch seiner 16 Kühe liefert er 
an die Molkerei in der Hauptstadt Ljublja­
na. Zum EU-Beitritt meint Jo e Soklic: „Die 
Milch- und Fleischpreise sind heute bei uns 
schon wie in der EU, große Änderungen er­
warte ich nicht; vielleicht werden einige 
kleine Betriebe aufgeben, aber unser Betrieb 
ist ganz gut eingerichtet.“ Nicht zuletzt we­
gen der vielen Naturschutzgebiete ist der 
Tourismus in Slowenien sehr interessant. 
Maria Markes vom Nationalpark Triglav 
nennt den Ökotourismus und Naturschutz 
als wichtigen Arbeitgeber in der Region, zu­
dem arbeitet sie eng mit den Landwirten zu­
sammen und motiviert zur Umstellung auf 
Biolandbau.

Wachsen, weichen oder Bio?
Die Zahl der Biohöfe ist in den letzten vier

Jahren von 315 auf 1.150 gestiegen, die 
Höfe sind in der USOFA (Dachverband 
der slowenischen Biolandwirtschaft), wel­
che unter dem Siegel biodar vermarktet, 
oder im Verband für biologisch-dynami- 
sche Landwirtschaft organisiert. Warum 
gerade im letzen Jahr so viele Betriebe um­
gestellt haben, dazu vermutet Martina Ba- 
vec von der biodar-Zertifizierungsstelle in 
Maribor: „In der EU werden viele Betriebe 
so nicht konkurrenzfähig sein; die Bauern 
müssen entscheiden, ob sie die Landwirt­
schaft intensivieren, um kostengünstiger 
produzieren zu können, oder ob sie auf be­
sondere Qualität setzen.“ Die durch­
schnittliche Flächengröße der Familienbe­
triebe beträgt 4,8 ha, Staatsbetriebe, die 
knapp 8 Prozent des Landes bewirtschaf­
ten, kommen auf durchschnittlich 370 ha, 
die meisten Betriebe sind Gemischtbetrie­
be. Zwei Drittel der landwirtschaftlich ge­
nutzten Fläche sind Grünland (in Deutsch­
land: 29 Prozent), nur 15 Prozent der Be­
triebe werden heute noch im Haupterwerb 
bewirtschaftet. Damit die Biohöfe gegen 
womöglich billigere Importe aus den ande­
ren EU-Ländern auch in den Supermärkten 
bestehen können, sieht Anamarija Slabe 
von USOFA eine dringliche Aufgabe darin, 
Weiterverarbeitung und Vermarktung wei­
ter auszubauen: Viele Bauern würden um­
stellen -  auch motiviert durch die direkten 
Flächenbeihilfen für den Bioanbau -  haben 
bei der Vermarktung aber bisher kaum Un­
terstützung erfahren. Zur Zeit können zwar 
Bioprodukte auf Bauernmärkten, direkt ab 
Hof oder an Gasthäuser gut im Inland ver­
kauft werden, es gibt eine Bio-Schlachterei 
und Bio-Mühlen in Slowenien, die 
Bio-Milch kann bisher aber nur direkt oder 
konventionell vermarktet werden.

Bio Alpe Adria
Biolandwirtschaft und der Anbau gentech­
nisch veränderter Pflanzen passt auch in 
Slowenien nicht zusammen. Biobau- 
ern-Vertreter der Regionen Kärnten und 
Steiermark in Österreich, Friaul und Bellu- 
no in Italien und aus Slowenien Unter­
zeichneten in Ljubljana im Sommer die Ur­
kunde zum Start der Bioregion und gen­
technikfreien Zone Alpe Adria. Stefan 
Merkac vom österreichischen Anbauver­
band Bio Ernte Austria kündigt an, dass 
trotz der Entscheidung der EU-Kommissi- 
on, Oberösterreich nicht als gentechnik­
freie Zone zuzulassen, auf verschiedenen 
Wegen weiter versucht wird, die gentech­
nikfreie Bio-Landwirtschaft in der Region 
zu ermöglichen. - a k
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WTO-Verhandlungen sind gescheitert
Auf der Konferenz der Welthandelsorganisation (WTO) haben sich die Entwicklungsländer geweigert, sich den Handelsinteres­
sen der EU und der USA anzupassen. Am letzten Tag sind die Verhandlungen im mexikanischen Cancun ohne neuen Vertrags­

text geplatzt. Einschätzungen und Analysen von Besuchern in Cancun auf den nächsten Seiten.

Abbruch der Konferenz wird begrüßt
Eine Analyse aus entwicklungspolitischer Sicht, warum die 5. WTO-Ministerkonferenz in Cancun ohne Verhandlungsergebnis endete

Cancun, im Alltag ein Badeort für rei­
che Touristen, war vom 10.-14. Sep­

tember Schauplatz der 5. Ministerkon­
ferenz der Welthandelsorganisation 
(WTO). Handelsminister reisten mit 
Delegationen an, um eine Halbzeitbi­
lanz der im November 2001 eingeläute­
ten Verhandlungsrunde vorzunehmen. 
Aber es standen auch wichtige Ent­
scheidungen auf der Tagesordnung: 
Verabschiedung von Eckpunkten für 
ein neues Agrarabkommen, die Aufnah­
me von Verhandlungen bei den Singa- 
pur-Themen (Investitionen, Wettbe­
werb, öffentliches Beschaffungswesen 
und Handelserleichterung), Festlegung 
von Regeln für den Zollabbau bei Indu­
striegütern und die Sonder- und Vör- 
zugsbehandlung für Entwicklungslän­
der. Landwirtschaft und Singapur-The­
men boten jedes für sich genommen ge­
nug Konfliktpotenzial, um die Welthan­
delskonferenz zum Scheitern zu brin­
gen. Zwischen diesen beiden Themen 
sollte dann auch der eigentliche Deal 
laufen: Einlenken der Entwicklungslän­
der bei den Singapur-Themen im 
Tausch gegen weitreichende Zuge­
ständnisse im Agrarbereich.

Neue Entschlossenheit der 
Entwicklungsländer
Im Vorfeld hatten die EU und die USA 
sich am 13. August auf einen gemeinsa­
men Text für die Agrarverhandlungen 
geeinigt. Als der Verhandlungsleiter, 
Stuart Harbinson, daraufhin ankündig­
te, seinen eigenen Vorschlag zugunsten 
des EU/US-Vorschlags zurück zu zie­
hen, reagierten die Entwicklungsländer 
mit Gegenvorschlägen. Besondere Auf­
merksamkeit erlangte das Papier einer

Gruppe von 17 Entwicklungsländern 
(G-17, spätere G -21+)- u.a. Indien, 
Brasilien, China, Südafrika, Mexiko. 
Die Gründung der G-17 markierte ei­
nen Wendepunkt in den Agrarverhand­
lungen, der eine zunehmende Geschlos­
senheit der Entwicklungsländer und ein 
verstärktes Organisieren in Koalitionen 
in Cancun nach sich zog. Diese Koali­
tionenbildung und die Geschlossenheit 
der Entwicklungsländer ist historisch 
und neu in ihrer Art! Die G-17 konnte 
dann auch vorerst einen Deal zwischen 
der EU und den USA ä la Blair-House, 
wie im Jahre 1992 während der Uru­
guay-Runde, abwenden.
Die ersten Tage vergingen mit Presse­
konferenzen, der offiziellen Eröff­
nungszeremonie, Plenarbeiträgen so­
wie bi- und multilateralen Konsultatio­
nen. Die G -21+  gab sich sehr selbstbe­
wusst und offensiv. Am 12. September 
präsentierte auch die Koalition der 
ärmsten Entwicklungsländer (G-90) 
ihre Vorschläge, welche die G-21 hin­
sichtlich ihrer Agrarforderungen bei 
Subventionen und Marktzugang in In­
dustrieländern unterstützt und einige 
spezifische Bestimmungen wie zu Le­
bensmittelstandards ergänzt. Am glei­
chen Tag tat auch eine Gruppe von 70 
Entwicklungsländern ihr „NEIN“ zu 
der Aufnahme von Verhandlungen bei 
den Singapur-Themen kund. Dieser 
neue Wind in den WTO-Verhandlungen 
ließ die Hoffnung aufkeimen, dass es 
doch ein gutes Ergebnis im Sinne der 
Entwicklungsländer geben könnte.

Neue Textentwürfe
Schon vor Beginn der Welthandelskon- 
ferenz lag ein erster Entwurf für eine

Abschlusserklärung von Perez de Cas- 
tillo, dem Vorsitzenden des Allgemei­
nen Rates der WTO, vor. Er war schon 
in Genf von 45 Entwicklungsländern 
als Verhandlungsgrundlage abgelehnt 
worden und fand auch in Cancun keine 
Zustimmung. Nur allzu deutlich be­
rücksichtigte er einseitig die Interessen 
der EU und der USA. Am 13. Septem­
ber wartete dann der Konferenzvorsit­
zende Derbez mit einem neuem Vor­
schlag auf. Er verursachte hellen Auf­
ruhr und allgemeine Fassungslosigkeit. 
Hatte er doch trotz der deutlich be­
nannten Positionen der verschiedenen 
Entwicklungsländerkoalitionen viele 
der Anliegen, die von ihnen benannt 
wurden, ignoriert. „Wer hat den Text 
geschrieben?“ fragten denn auch 
Nichtregierungsorganisationen aus al­
ler Welt und kritisierten damit das un­
demokratische und intransparente Zu­
standekommen dieses Textes. Was 
stand nun drin im Text?
Zum Beispiel Landwirtschaft: In kei­
nem der früheren Entwürfe für einen 
neuen Agrarvertrag sind so weitgehen­
de MarktÖffnungsanforderungen an 
die Entwicklungsländer gerichtet wie 
in diesem Vorschlag. Die Existenz von 
Millionen von Kleinbauern steht damit 
auf dem Spiel. Gleichzeitig werden den 
Industrieländern zusätzliche Ausnah­
meregelungen bei der Marktöffnung 
für Produkte in Aussicht gestellt, die 
im Zusammenhang mit nicht-handels- 
bezogenen Anliegen stehen. Ebenso 
werden die als Übergangslösung ge­
dachten Subventionen der „blauen 
Box“ verlängert und nicht abgeschafft, 
wie von den Entwicklungsländern ge­
fordert. Auch bei den Exportsubventio­

nen ist die Abschaffung nur für einige 
wenige Produkte, die von Interesse für 
Entwicklungsländer sind, vorgesehen. 
Während die Kleinbauern im Süden 
damit weiterhin den Dumping-Impor­
ten aus den Industrieländern ausge­
setzt sind, bekommen die Industrielän­
der noch als Beigabe eine Verlängerung 
der Friedensklausel dazu. Diese 
schützt ihre Subventionspraxis vor 
Klagen der Entwicklungsländer beim 
WTO-Schiedsgericht. Schlussendlich 
sind die Schutzinstrumente für die Er­
nährungssicherung und den Schutz 
der kleinbäuerlichen Produktion nach 
wie vor unzureichend. Der „worst 
case“ ist perfekt.
Zum Beispiel Singapur-Themen: Ob­
wohl sich 70 Entwicklungsländer in al­
ler Deutlichkeit gegen die Aufnahme 
von Verhandlungen bei allen vier The­
men ausgesprochen hatten, tauchte die 
Aufnahme von Verhandlungen bei 
Handelserleichterung und öffentli­
chem Beschaffungswesen -  „zufälli­
gerweise“ die Favoriten der USA -  und 
zu einem späteren Zeitpunkt bei Inves­
titionen wieder auf. Der Beschluss von 
Doha, gemäß dem keine Verhandlun­
gen aufgenommen werden sollen, so­
lange kein „expliziter Konsens“ be­
steht -  d.h. alle Mitgliedsländer der 
WTO der Aufnahme der Verhandlun­
gen zustimmen -  wurde missachtet.

Neue WTO-Gepflogenheiten
Die Spannung wuchs und mit ihnen 
sank die Hoffnung auf ein gutes Ergeb­
nis. In den sogenannten Green Rooms 
wurden erneut außerordentliche, infor-

Fortsetzung au f Seite 12 unten
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Weg mit der WTO
Eindrücke und Analysen von Bauernprotesten und dem Bauernforum parallel zur WTO-Konferenz in Cancun 

von einer Aktivistin der mexikanischen Kleinbauernorganisation Unorca

„WTO Kills Farmers -  WTO tötet Bau­
ern“ -  Mit diesem Ruf, allgegenwärtig 
auf Leinwänden, Plakaten, Zetteln, 
T-Shirts und Oberkörpern, feiern wir 
am Abend des 14. September am “Kilo­
meter 0" glücklich das Scheitern der 
WTO-Verhandlungen im Kongresszen­
trum. Mit dem Tod des koreanischen 
Bauern Lee Kyung-hae auf der Demon­
stration am 10. September hat sich die­
se Feststellung in den Slogan des Wider­
stands gegen die WTO verwandelt. Der 
politisch motivierte Selbstmord Lee Ky- 
ung-haes hat die Dynamik in Cancun 
verwandelt, sowohl „draußen“ im Via 
Campesina Bauern-Forum und den vie­
len anderen zivilgesellschaftlichen Al­
ternativveranstaltungen, als auch 
„drinnen“ im Kongresszentrum, dem 
Ort der WTO-Verhandlungen.

Bauerndemonstration am 10. 
September
Mit der Absicht, bis zum Kongresszen­
trum in der Hotelzone vorzudringen, 
hatte Via Campesina zu einer friedlichen 
Bauemdemonstration gegen die WTO 
aufgerufen, unter dem Motto: „WTO 
raus aus der Landwirtschaft. Ja zur Er­
nährungssouveränität!“ Ein mutiger 
Plan, gab es doch alleine fünf Straßen­
sperren vom Eingang der Hotelzone bis 
zum Ort der Verhandlungen. Trotz dieser

handfesten wie symbolischen Trennung 
der zwei Welten bestand ein informelles 
Abkommen zwischen Unorca, der wich­
tigsten mexikanischen Mitgliedsorgani­
sation Via Campesinas, und dem mexi­
kanischen Außenministerium, die Bau­
ern zumindest bis jenseits der ersten 
Barrikade vorzulassen. Davon war aller­
dings keine Rede mehr, als 10.000 Bau­
ern sowie andere Demonstranten vor 
der ersten Barrikade am Kilometer 0 
standen. Nach der erfolglosen Bitte um 
Einlass näherten sich Via Campesina- 
Delegierte sowie die koreanische Grup­
pe der Barrikade, um sie umzuhebeln. 
Danach verlor Via Campesina jedoch die 
Kontrolle über die Aktion. Als die Si­
cherheitskräfte anfingen, die jubelnde 
Menge mit Schlagstöcken und Tränen­
gas abzuwehren, flogen Steine. Zu ver­
muten ist, dass Provokateure dafür ver­
antwortlich waren. Die Aktion war nicht 
mehr zu retten, und die Bauern fingen an 
sich zurückzuziehen.
In dem Tumult hatten nur wenige be­
merkt, dass Lee Kyung-hae auf die Barri­
kade geklettert war und sich ein Messer 
ins Herz gestoßen hatte. Er starb drei 
Stunden später im Krankenhaus.

Vom Unverständnis zum 
Respekt
Die Mitteilung von Via Campesina je ­

nes Abends liest sich wie folgt: „...un­
sere Herzen trauern um unseren 
Freund und Kollegen Lee Kyung-hae, 
der sein Leben mit einer Verzweif­
lungstat beendet hat. Es ist schwer für 
uns, dieses Opfer eines Lebens zu be­
greifen. Aber es gibt uns auch die große 
Verantwortung, unseren Kampf für das 
Leben fortzusetzen. Wir Bauern, die 
bitten gehört zu werden, wollen ein 
Ende der Verzweiflung, die viele Bau­
ern aufgrund internationaler Freihan­
delsabkommen spüren.“
Lee Kyung-hae hat sich umgebracht, 
weil die Situation für koreanische 
Kleinbauern zum Verzweifeln ist. Seit 
Ende der 80er jahre hat Südkorea den 
heimischen Markt für landwirtschaftli­
che Importe geöffnet. Direkte Konse­
quenz: In den letzten 12 Jahren ist die 
Zahl der Bauern von 6.6 Millionen auf 
3.6 Millionen gesunken. Noch ist der 
Reismarkt in Korea durch hohe Ein­
fuhrzölle geschützt, doch die Liberali­
sierungspläne des WTO-Agrarabkom- 
mens würden solche Schutzmechanis­
men als handelsverzerrende Maßnah­
me unmöglich machen. Mehrere Bau­
ernorganisationen haben sich mit Ge­
werkschaften und Umweltschutzorga­
nisationen in der „Koreanischen Volks­
aktion gegen Freihandelsabkommen 
und die WTO“ (KoPA) zusammenge­

schlossen. So ist zu erklären, dass die 
Delegation der KoPa mit rund 200 Mit­
gliedern, darunter rund 120 Bauern, 
neben den Mexikanern die größte Bau­
erndelegation eines Landes in Cancun 
war.
Nach der Demonstration des 10. Sep­
tember rückten „die Koreaner“ in den 
Mittelpunkt der Organisation der Wi­
derstandsaktivitäten. Mehrfach 
sprengten Störaktionen in WTO-Sit- 
zungen und Pressekonferenzen die 
Routine der Verhandlungen -  mit Hilfe 
des Rufs „WTO kills farmers -  WTO tö­
tet Bauern.“ Sitzblockaden auf der Zu­
fahrtsstraße zum Kongresszentrum 
legten den Verkehr in der Hotelzone an 
mehreren Tagen lahm.

Die friedliche Entwaffnung der 
WTO
Für die internationale Großdemonstra­
tion am 13. September wurde die Koor­
dinierung von Via Campesina mit den 
vielfältigen Gruppen von Direktakti­
visten intensiviert, mit dem Ziel, dieses 
Mal einen Ausbruch der Gewalt zu ver­
hindern. Klar war, dass die Koreaner 
eine große symbolische Aktion wagen 
wollten. So verließ ein bunter und fröh-
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mölle Treffen einberufen, zu denen nur 
wenige Länder eingeladen wurden. Ta­
gesordnung, Teilnehmer und Ge­
sprächsinhalte blieben der Mehrheit 
der WTO-Mitglieder vorenthalten. Ziel 
der Green Rooms ist es, Entscheidun­
gen herbeizuführen und Differenzen 
mit allen (Druck-) Mitteln auszubü­
geln.
Am 14. September nachmittags um 
15.15 Uhr Ortszeit war es dann soweit: 
ein kenianischer Delegierter kam aus 
dem Green Room: „It’s over. Es ist vor­
bei“. Handelskommissar Lamy hatte

L

sich gerade vom Rat der EU ein „Ja“ für 
den Verzicht auf zwei Singapur-The­
men geben lassen. Als einige afrikani­
sche Vertreter, u.a. Kenia und Uganda, 
die Verhandlung jeglicher Singa­
pur-Themen grundsätzlich ablehnten 
und Südkorea weiterhin auf alle vier 
bestand, brach Derbez kurzerhand die 
Ministerkonferenz ab. Einfach so! 
Diese Verfahrensweise ist unüblich und 
entspricht nicht einmal den Geflogen- 
heiten der WTO. Eigentlich hätte das 
nachfolgende Treffen der Delegations­
leiter erst das Ende besiegeln können.

Aber diese hatten dann um 16.00 Uhr 
bereits die endgültige Abschlusserklä­
rung vor sich auf dem Tisch liegen. Dies 
lädt zu allerlei Spekulationen über die 
eigentlichen Hintergründe des Ver­
handlungsabbruchs ein. Erste Hinweise 
deuten auf Landwirtschaft als den ei­
gentlichen Grund fürs Scheitern hin.

Fazit:
„Lieber kein Abkommen, als eines, 
welches die Regeln zulasten der Ent­
wicklungsländer über Jahre zemen­
tiert“, ist und bleibt die Devise von

Germanwatch, auch nach Cancun. 
Cancun sollte als Anlass für wirkliche 
Rückbesinnung genommen werden. 
Entwicklungsanliegen dürfen nicht auf 
der Strecke bleiben. Die Industrielän­
der müssen dafür bereit sein, mehr zu 
geben, als zu nehmen. Vor allem sollten 
auch die deutschen Politiker ihre eige­
ne, tatsächliche Verantwortung für das 
Scheitern nicht leichter Hand auf an­
dere abschieben.

Marita Wiggerthale, Leiterin des 
Handelsbereichs bei Germanwatch
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licher Demonstrationszug, geführt von 
Via Campesina und den Koreanern, am 
Morgen das Bauernzeltlager mit Rich­
tung auf Kilometer 0. Obwohl diese 
Demonstration von anderen Gruppen 
geplant war, hatten wiederum die Bau­
ern die Führung übernommen. Die 
meisten Demonstranten marschierten 
weiter zur neu errichteten Barrikade. 
Nach einiger Zeit des nervösen War­
tens begann eine Gruppe von Frauen -  
Anarchistinnen, Feministinnen, Bäue­
rinnen, indigene Frauen und viele an­
dere -  den ersten Zaun mit Drahtzan­
gen aufzuschneiden. Die Koreaner hat­
ten bereits vorher mehrere Seile ausge­
legt. Nachdem die Frauen unter Jubeln 
der Menge eine erste Öffnung geschaf­
fen hatten, traten die Koreaner in Akti­
on. Wie Akrobaten tanzten sie auf der 
Barrikade, um die Seile zu befestigen, 
mit denen in einem kollektiven Hau­
ruck die Barrikade fiel. Die schwer ge­
panzerten Sicherheitskräfte waren 
vollkommen sprachlos, wegen dem 
was geschah -  nämlich Nichts. Die Ko­
reaner baten alle sich auf den Boden zu 
setzen. Die Akteure an der Barrikade 
wandten den Sicherheitskräften 
schlichtweg den Rücken zu, und die 
Reden begannen. Unerwarteter Weise 
endete diese Demonstration mit Tan­
zen und Trommeln direkt vor der 
offenen Wunde der WTO.

„Weg mit der WTO!"
Der energische Widerstand der Entwic-

Wer war Lee Kyung-hae?

Lee Kyung-hae hat lange Zeit für das 
Überleben der koreanischen Bauern 
und ihrer Kultur gekämpft. Als ehema­
liger Präsident der Koreanischen Fö­
deration der Fortgeschrittenen Bau­
ern wurde er 1986 für seine Arbeit von 
der koreanischen Regierung prämiert. 
1988 erhält er von der FAO den 
Welt-Bauernpreis. Zu Beginn der 90er

klungsländer gegen den Vorschlag der 
USA und EU zum Agrarabkommen 
war letztendlich der Grund für das ab­
rupte Ende der Verhandlungen am 
Nachmittag des 14. September. Die 
moralische Unterstützung, die für 
diese Haltung der Entwicklungslän­
der nötig war, ist allerdings zu einem 
Großteil den sozialen Bewegungen zu 
verdanken, die sowohl „draußen“ wie 
„drinnen“ gewirkt haben. Die endgül­
tige Bewertung dieses Nicht-Ergeb- 
nisses wird einige Zeit dauern, doch 
ist bereits jetzt klar, dass die von vie­
len NGOs als radikal eingestufte For­
derung Via Campesina’s „Landwirt­
schaft raus aus der W TO !“ in Cancun 
an Legitimität gewonnen hat. Nicht 
wenige NGO-Kollegen haben in der 
Feier am Kilometer 0 mit den Korea­
nern mitgetanzt, obwohl sie sich doch 
eigentlich für spezielle Regelungen 
für Entwicklungsländer einsetzen, 
also eine Reform der WTO für sinn­
voll und möglich betrachten. Auch 
wenn die WTO mit diesem Ausgang 
der Verhandlungen zum zweiten Mal 
nach Seattle schwer beschädigt wur­
de und von einigen bereits für tot er­
klärt wird, können die sozialen Bewe­
gungen nicht ans Aufatmen denken. 
Auch ohne neue Liberalisierungs­
maßnahmen ist die bäuerliche Land­
wirtschaft überall in der Krise. Mög­
lich ist, dass die WTO-Verhandlungen 
im März in Genf wieder aufgenom­
men werden. Angela Stach

macht Lee Kyung-hae den Widerstand 
gegen den Neoliberalismus zum Zen­
trum seines Lebens. Am 23. Februar 
2003 schlägt Lee Kyung-hae sein Zelt 
vor dem Gebäude der WTO in Genf 
auf, um im Alleingang gegen den ers­
ten Entwurf des Landwirtschaftsab­
kommens der WTO zu protestieren.

as

Die Welthandelsorganisation wurde 
1995 aus dem GATT-Vertrag heraus 
gegründet. Der schrittweise Abbau 
von Handelsbarrieren in allen wirt­
schaftlichen Bereichen ist erklärtes 
Ziel der WTO. Darunter sind Maß­
nahmen wie der Abbau von Einfuhr­
zöllen, andere Schutzmaßnahmen 
und öffentliche Subventionen zu ver­
stehen. Seit der Entstehung der WTO 
ist die Landwirtschaft ein strittiges 
Thema in den verschiedenen Runden 
der WTO. 2001 sollten in der 
Doha-Runde die Schutzinteressen der 
Entwicklungsländer stärker berück­
sichtigt werden. Das Thema Land­
wirtschaft wurde als zentrales Thema 
der Verhandlungen in Cancun be­
nannt. In den verschiedenen Vertrags­
vorschlägen, die bereits vor der 
WTO-Konferenz in Cancun präsen­
tiert wurden, hat sich dies allerdings

Das internationale Bauern- und Indi­
gene Völker Forum vom 8. bis zum 10. 
September hatte 2.500 Delegierte zu 
Podiumsveranstaltungen und Werk­
stattgesprächen zusammengebracht. 
Die Veranstaltungen umfassten die 
Themen Freihandel und Ernährungs­
souveränität, Bauernrechte und neo­
liberale Politik, gentechnisch verän­
derte Lebensmittel, Erhalt der indige- 
nen Samensorten, die Rechte der 
Bäuerinnen, die Auswirkungen der 
US-amerikanischen „Farm B ill“ und 
der EU-Agrarreform, transnationale 
Agrofood Unternehmen. Die Werk­
stattgespräche waren eine Gelegen­
heit fürden Erfahrungsaustausch der 
Bauern. Die Mehrzahl der Teilnehmer 
waren mexikanische Bauern aus den 
umliegenden Bundesstaaten. Außer­
dem waren 60 internationale Via 
Campesina-Delegierte aus 40 Län­
dern beteiligt. Zur Bauerndemon-

als ein weiteres Trugbild herausge­
stellt. Die USA und die EU haben sich 
in ihrem Vorschlag in Cancun nicht 
der Forderung des umfassenden Ab­
baus von Exportsubventionen ge­
stellt. Auf der anderen Seite forderten 
sie weitere Marktöffnung von Seiten 
der Entwicklungsländer.
Doch auch der Gegenvorschlag der 
Gruppe der Entwicklungsländer G-21, 
der unter anderen Argentinien, Brasi­
lien, China, Mexiko und Südafrika an­
gehören, hat Kritik von Bauern- und 
Nichtregierungsorganisationen in Ent­
wicklungsländern geerntet, da er eine 
vollständige Abschaffung landwirt­
schaftlicher Subventionen fordert. 
Aufgrund unüberwindbarer Differen­
zen ist diese sogenannte „Entwick­
lungsrunde“ gescheitert. Es bleibt ab­
zuwarten, was das für die Zukunft der 
WTO als Organisation bedeutet. as

stration am 10. September sind zu­
sätzliche 7.500 Bauern aus der nähe­
ren Umgebung angereist. Die Forde­
rung von Via Campesina in Bezug auf 
die WTO sind in wenigen Wörtern zu­
sammenfassbar: „Landwirtschaft 
raus aus der WTO! Nein zu Patenten 
auf Leben! Für Ernährungssouver­
änität!“ Diese Forderungen beruhen 
auf einer Sichtweise der Landwirt­
schaft als Grundlage der Ernährung 
und der Kulturen, und nicht als Ware. 
Ausgehend von dieser Sichtweise 
lehnt Via Campesina eine Einmi­
schung in das eigentliche Verhand­
lungsgeschehen der WTO ab - eine 
Radikalposition, die von vielen 
NGOs kritisiert wird. Abgelehnt wird 
von Via Campesina die WTO als Ins­
tanz, um über Landwirtschaft zu ver­
handeln, dafür seien die Vereinten 
Nationen der richtige Adresse.

as

Das Via Campesina- und Indigena-Forum
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Weichenstellung nach Cancun
Ein Ausblick auf mögliche Schritte nach dem Abbruch der WTO-Verhandlungen: Weitere Verhandlungen sind dringend notwendig

Cancun spiegelt erfüllte und ent­
täuschte Erwartungen wider. Den 

Zusammenbruch der Verhandlungen 
der Welthandelsorganisation (WTO) 
erlebten viele Nichtregierungsorgani- 
sationen (NGOs) als Sieg über einen 
undemokratischen und unausgewoge­
nen Verhandlungsprozess; die Verfech­
ter des Freihandels als verheerende 
Niederlage für die Belebung der Welt­
wirtschaft und Entwicklung der Drit­
ten Welt. Aber multilaterale Regeln für 
fairen Handel, gerade im Bereich von 
Landwirtschaft und Ernährung, sind 
wichtiger denn je. Dazu müssen Orga­
nisationen wie die Welternährungsor- 
ganisation (FAO), die Organisation der 
Vereinten Nationen für Wirtschaft und 
Handel (UNCTAD) und die WTO Zu­
sammenarbeiten und reformiert wer­

den. Denn bilaterale Abkommen, wie 
vor allem die USA sie jetzt verstärkt 
mit einzelnen Entwicklungsländern 
schließen wollen, machen den Welt­
handel nicht fairer.

Landwirtschaft gegen andere 
Exportinteressen
Die WTO ist in Cancun gescheitert, weil 
sie keine Alternative zum Machtpoker 
der großen Handelsblöcke anbieten 
konnte. Die EU machte den Fehler sich 
auf die Seite der USA zu schlagen, um 
das Thema Landwirtschaft nur im Paket 
mit anderen Handelsthemen zu verhan­
deln, von denen sie sich Exportchancen 
verspricht. So nahm sich EU-Kommis- 
sar Lamy von Anfang an die Möglich­
keit, gemeinsam mit den Entwicklungs­
ländern Druck auf die USA aus zu üben 
und nach Kompromissen zu suchen, die 
die EU weniger gekostet hätten als die 
Amerikaner: beispielsweise im Bereich 
3aumwolle, bei versteckten Exportsub­
ventionen und bei einseitigem Marktzu­
gang für bestimmte Exportprodukte der 
Entwicklungsländer.

Dieses nordatlantische Verhand­
lungs-Bündnis forderte vor allem die 
exportorientierten Schwellenländer 
heraus. Unter der Führung Brasiliens 
legten sich nach und nach 21 Schwel­
len- und Entwicklungsländer, darunter 
auch China, Indien und Südafrika, auf 
eine Position fest. Die Gruppe 21 for­
derte neben dem Zugang zu den Agrar­
märkten gleich die Abschaffung aller 
Agrarsubventionen, einschließlich der 
internen Stützungen, innerhalb kür­
zester Fristen bei gleichzeitiger Öff­
nung der Agrarmärkte des Nordens. 
Über die Themen Dienstleistungen 
und Investitionen wollte diese Gruppe 
in den Verhandlungen hingegen erst 
gar nicht reden.
Vor dem Hintergrund dieser Konfronta­
tion blieben Forderungen der größten 

Gruppe ärmerer 
Entwicklungslän­
der, vor allem aus 
Afrika, weitgehend 
unbeachtet. Diese 
verlangten für be­
stimmte Produkte 
wie Baumwolle dif­
ferenzierte Han­
delsabkommen, die 
Subventionsabbau 
bzw. festgesetzte 
Mengen für be­
stimmte wichtige 
Exportprodukte 
und einseitige 
Schutzmaßnahmen 

der Entwicklungsländer zur Ernäh­
rungssicherung gegen Dumping ent­
hielten. Verträge, wie sie die EU mit 
den AKP-Staaten bereits unterhält. 
Hier hätte die EU ein Bündnis aufbau­
en können, jenseits der strategischen 
Allianz mit den USA. Hier hätten alle 
nicht-handelsbezogenen Aspekte wie 
Umweltschutz, Biodiversität und Er­
nährungssicherung Platz gehabt, die 
den Verhandlungen eine neue Qualität 
eröffnet hätten. Aber als die Verhand­
lungen schließlich begannen, standen 
diese Forderungen schon gar nicht 
mehr auf der Tagesordnung.

Verbitterung über die Arroganz 
der Industrieländer
Trotz der Freude über die gewonnene 
Solidarität unter Entwicklungsländern 
und der vorläufigen Aussetzung der 
Verhandlungen herrscht viel Verbitte­
rung über die Arroganz der Industrie­
länder. „Ich bin wütend!“, rief eine De­
legierte aus Westafrika nach dem 
Scheitern der Konferenz. Der Vertreter 
der USA habe zu ihr gesagt, ihr Land

solle sich andere Produkte als Baum­
wolle für den Export suchen und au­
ßerdem sei Afrika für den Welthandel 
ohnehin nicht relevant. Als der italieni­
sche Landwirtschaftsminister und der­
zeitige Ratspräsident der EU an der 
Gedenkstätte für den koreanischen 
Bauern Lee Blumen niederlegen woll­
te, wurde er von den koreanischen 
Bauern abgewiesen: Die EU sei mitver­
antwortlich für dessen Suizid.
Dass sich die USA und die EU gegen­
über den Entwicklungsländern mit ih­
rem Deal -  Landwirtschaft gegen ande­
re Exportinteressen -  nicht durchset­
zen konnten, ist gut. Aber die Forde­
rungen der Gruppe 21 nach radikalem 
Abbau der Agrarsubventionen und des 
Außenschutzes sind nicht weniger pro­
blematisch. Außenschutz gegen Dum­
ping zur Sicherung der Ernährung der 
Bevölkerung und Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung, Umwelt- und Tier­
schutz, müssen jedem Land erlaubt 
sein. Deshalb sollten die sogenannten 
strategischen Produkte und die Pro­
duktionsausrichtung der Entwic­
klungsländer im Hinblick auf ihre Be­
deutung für die Ernährungssicherung 
und die Exporterlöse untersucht wer­
den. Dabei kommt heraus, dass bei be­
grenzten Mengen und höheren Preisen 
die Entwicklungsländer bisher besser 
gefahren sind und ihre Ressourcen 
schonen konnten.

Neue Verhandlungen sind nötig
Eine neue Handelsrunde zur Landwirt­
schaft, ob im Rahmen der FAO, der 
UNCTAD oder der WTO, muss vorran­
gig die Fragen der Ernährungssiche­
rung der Entwicklungsländer lösen, be­
vor die Exportlandwirtschaft wieder 
im Mittelpunkt steht. Dazu müssen 
beispielsweise in Brasilien Fragen wie 
Landreformen und der verbesserte Zu­
gang der Bevölkerung zu Ressourcen 
wie Saatgut, Wasser, Ausbildung und 
Vermarktungsmög­
lichkeiten geregelt 
werden. Brasiliani­
sche Plantagen hät­
ten keine Probleme, 
den europäischen 
Zuckermarkt kurz­
fristig zu erobern, 
wenn der Außen­
schutz fällt. Ein po­
sitiver Beitrag der 
EU könnte dagegen 
sein, im Zuge der 
anstehenden Re­
form der Zucker­
marktordnung die Fotos: a tta c  und  stach

Zuckerexportquoten den Entwic­
klungsländern als Kontingente zu Prei­
sen der EU zur Verfügung zu stellen. 
Neue multilaterale Verhandlungen 
über Außenschutz, interne Beihilfen 
und Exporthilfen für die Landwirt­
schaft sind notwendig. Cancun hat den 
Entwicklungsländern gezeigt, dass es 
möglich ist, gegenüber den scheinbar 
übermächtigen Handelsblöcken Flagge 
zu zeigen und den üblichen Erpres­
sungsversuchen nicht nachzugeben. 
Dank enger Zusammenarbeit zwi­
schen vielen NGOs und Delegierten 
entstand mehr Transparenz über Inter­
essengegensätze und Kompromiss­
möglichkeiten der Handelspartner, als 
in bilateralen Verhandlungen je mög­
lich ist. Die Tageszeitung New York Ti­
mes titelte: Die zweite globale Super­
macht ist die internationale Zivilgesell­
schaft.
Cancun hat aber auch erhebliche Wi­
dersprüche zwischen den zahlreichen 
NGOs offengelegt, die im Hinblick auf 
Entwicklung der Dritten Welt sehr un­
terschiedliche Konzepte verfolgten. 
Die internationale Hilfsorganisation 
Oxfam beispielsweise kämpfte medien­
wirksam für radikalen Subventionsab­
bau und gegen jeglichen Außenschutz. 
Im Interesse der Entwicklungsländer 
muss es aber in den Industrieländern 
um eine gerechte Umverteilung öffent­
licher Gelder zugunsten einer nachhal­
tigen Landwirtschaft und um die Qua­
lifizierung des Außenschutzes nach so­
zialen, ökologischen und kulturellen 
Kriterien gehen. Die EU muss jegliches 
Exportdumping einstellen. Aber sie 
darf durch Aufhebung des Außen­
schutzes nicht die Schwellenländer 
dazu einladen, ihrerseits Raubbau an 
ihren Ernährungsgrundlagen zu 
betreiben.

Hannes Lorenzen, Delegierter des 
EU-Parlaments in Cancun
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Die Steppe begann in den Köpfen
Gedanken zu landwirtschaftlichen Denkmustern und ob eine nachhaltige Grünlandbewirtschaftung in den Mittelgebirgen überhaupt möglich ist

In früheren Zeiten hätte eine Trocken­
heit zwischen Portugal und Branden­

burg, wie in diesem Sommer, steigende 
Lebensmittelpreise und wahrschein­
lich eine Hungersnot zur Folge gehabt. 
Heute räumt der Bauernpräsident im 
Fernsehen derartige Ängste aus und 
fordert aber im gleichen Atemzug aber 
betont für die Ackerbauern Hilfe vom 
Staat. Dessen Antwort mit Liquiditäts­
hilfen und Transportbeihilfen für Fut­
terzukäufe bei Ernteausfällen über 30 
Prozent kann weder Bauern noch Ver­
waltung recht begeistern, weil die 
Schadensermittlung vor allem im 
Grünland schwierig ist, das Geld 
knapp und durch die Vorgaben die Hil­
fen wahrscheinlich wieder nur größe­
ren Betrieben zufließen. Ebenso einsei­
tig ist die vom Bauernverband geprie­
sene neue Solidarität zwischen Mais­
und Grünlandbauern durch den Ver­
kauf von nicht druschwertem Körner­
mais an Grünlandbetriebe, denn Grün­
landbauern müssen den gekauften 
Mais schließlich bezahlen.
Mit der Dürre kam der Begriff der Ver­
steppung in den Umlauf. Haben wir 
mit der Übernahme des Begriffes Step­
pe die Klimaveränderung bereits ak­
zeptiert? Steppe steht für überwiegend 
baumlose, trockene Graslandschaft au­
ßereuropäischer Klimazonen. Zwi­
schen Wüste und der Taiga genannten 
sibirischen Waldzone liegt die Steppe, 
in der ein Feuchtedefizit typisch ist. 
Das Ertragsniveau der Steppe wird mit 
4 bis 5 dt Trockenmasse angegeben, 
was 10 ha pro GV bedeutet. Wollen wir 
da hin?

Denkmuster überprüfen
Eine baumlose Steppe würde den agro­
technischen Wachstumsfetischisten 
durchaus in den Kram passen. Dage­
gen sind unsere pflanzenbaulichen 
Denkmuster auf das maritime Klima 
mit seiner hohen Luftfeuchtigkeit und 
gut verteilten Niederschlägen orien­
tiert. Für einen erfolgreichen Futterbau 
gelten 1.000 mm gut verteilte Nieder­
schläge, wasserhaltige Böden und mil­
de Winter als Vorraussetzung, die es 
außerhalb des Küstengebietes aber nur 
im nördlichen Voralpengürtel gibt. 
Nachdem die Sommer in den letzten 
Jahren auch bei uns trockener und hei­
ßer geworden sind und sich die Nieder­
schläge mehr auf Herbst und Winter 
konzentrieren, entfernen sich große 
Teile unserer Mittelgebirge von den 
Vorraussetzungen eines optimalen 
Grünlandstandortes. Auf ihren meist 
flachgründigen Böden mit geringem

Wasserhaltevermögen sind durch die 
agrarpolitisch begründete Vergrünlan­
dung Dürreprobleme bei Abnahme der 
Sommerniederschläge programmiert. 
Die in diesen Regionen häufig beklagte 
Ver(un)krautung des Grünlandes mit 
Löwenzahn, Wiesenkerbel oder Amp­
fer zeigt eine knappe Wasserversor­
gung, denn die tiefwurzelnden Kräuter 
haben im Kampf um Wasser und 
Nährstoffe einen klaren Wettbewerbs­
vorteil. Wenn in der Agrarprawda jetzt 
unisono Nachsaat als Reaktion auf die 
Trockenheit empfohlen wird, gleicht 
das einer Lehrmeinung, die sich dem 
gescheiterten kommunistischen Ein­
heitsdenken nähert. Das pauschale 
Grünlandumbruchverbot in den bis­
herigen Agrarumweltprogrammen und 
gar künftig als Cross Compliance bei 
den Betriebs- oder Flächenprämien 
zeigt, wie auch die Administration die­
se Denkmuster blind übernimmt. Die 
tatsächliche Frage könnte sein, wie an 
nicht optimalen Grünlandstandorten 
bei sich änderndem Klima eine nach­
haltige Landbaukultur überhaupt 
aussehen kann?
Dazu gilt es zunächst den Mut aufzu­
bringen, im Zusammenhang mit Kli­
maschutz unsere landwirtschaftlichen 
Denkmuster auf den Prüfstand zu stel­
len. Die beschränkte Sichtweise des 
Liebig’schen Minimumgesetzes auf 
Mineralstoffe ist dabei das Problem Nr. 
1. In der Trockenheit in diesem Som­
mer war Wasser vielerorts die kürzeste 
Daube der Minimumtonne und das 
könnte in Zukunft häufiger der Fall 
sein. So wie Liebigs Minimumtheorie 
der knappen Wachstumsfaktoren da­
mals mit Mineraldüngerzukauf über­
wunden wurde, muss es das Gebot 
nachhaltiger Landwirtschaft werden, 
Wege zu finden mit dem künftig knap­
pen Faktor Wasser zurecht zu kommen.

Aus Sicht des Wasserbedarf 
hinterfragen
Solange im bäuerlichen Kreislauf ge- 
wirtschaftet worden ist, wie er im öko­
logischen Landbau zumindest ideolo­
gisch noch verfolgt wird, war der Was­
serverbrauch durch die kleinflächige 
und vielfältige Wirtschaftsweise ganz 
unterschiedlich. Mit der Industrialisie­
rung der Landwirtschaft wurden 
Fruchtfolgen bis zur Monokultur ver­
einfacht und auch Intensivgrünland 
besteht großflächig nur noch aus weni­
gen Arten, die allesamt hohe Wasseran­
sprüche haben und auch unsere Denk­
muster darauf reduziert haben. Das 
bäuerliche Kreislaufdenken wird durch
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Ein Energievergleich verschiedener Haltungssysteme nach ihrem In- und O utput. Hohe Zah­
lenw erte entsprechen niedrigen Energieeffizienzen (Quelle Lünzer)

immer neue Risiken und Skandale von 
den natürlichen Wachstumsfaktoren 
wie Wasser abgelenkt. So beherrscht die 
Abhängigkeit von industriellen Vorlei­
stungen mit ihrem Rezeptdenken (wel­
ches Mittel gegen was) Wissenschaft, 
Ausbildung und Beratung überwiegend. 
In Krisenzeiten wie der Dürre in diesem 
Sommer offenbart sich dieses Einheits­
denken hilflos wie eine geistige Steppe. 
Sonst hätte man längst beobachtet, dass 
beispielsweise auf normalem Wirt­
schaftsgrünland mit der Intensivierung 
und stärkeren Düngung die Gräser im­
mer flacher wurzeln und dadurch tro­
ckenheitsanfälliger werden.
Dabei sind unsere derzeit gängigen 
Lehrmeinungen und Produktionsstra­
tegien des „weiter so“ keineswegs effi­
zient. Denn die sogenannte intensive 
Milch- oder Fleischerzeugung mit 
Kraftfutter und Mais verbraucht viel 
mehr Energie als sie erzeugt. Dagegen 
hat die extensive Milch- oder Fleischer­
zeugung auf Grünland wie auch der 
Anbau von Mais und Kartoffeln zur 
menschlichen Ernährung eine positive 
Energiebilanz (s. Abbildung). Weil die 
intensiven Anbausysteme fast immer 
auf ausreichend Wasser basieren, müs­
sen wir sie nicht nur aus der Energie­
sicht sondern auch aus Sicht des Was­
serbedarfs hinterfragen. Dabei müssen 
wir das Schwarzweißdenken zwischen 
intensiv und extensiv endlich überwin­
den und Effizienz zum neuen Wert­
maßstab machen. Sonst könnte die Ge­
fahr groß werden, dass wirklich ganze

Landstriche versteppen.

Anpassung der Menschen an 
Natur
In dieser Problemlage könnte die bäu­
erliche Landwirtschaft eine neue 
Chance finden. Bäuerliche Betriebe 
wirtschaften in der Regel noch eher im 
natürlichen Kreislauf und sind in Ver­
bindung mit ihrer Eigentumsbindung 
noch stärker auf natürliche Standort­
verhältnisse orientiert. Über viele Ge­
nerationen haben sie Anpassungsfä­
higkeit an sich ändernde Bedingungen 
bewiesen und damit auch die immer 
noch weitgehend flächendeckende 
Landbewirtschaftung in den Mittelge­
birgen gesichert. Heute stehen wir aber 
in der Situation, wo genau diese An­
passungsfähigkeit in unserem Bil- 
dungs- und Beratungssystem agroin- 
dustriellem Rezeptdenken gewichen 
ist. Mit der Sonnenenergienutzung der 
Pflanzen und der Veredelung über Wie­
derkäuer hat uns die Natur effiziente 
Instrumente in die Hand gegeben. Mit 
den gängigen Lehrmeinungen machen 
wir aber gerade die Kuh vom Wieder­
käuer zur Sau und die Photosynthese 
der Pflanzen zur Nebensache von Dün­
gung und Pflanzenschutz. Wenn wir 
aus der Dürre 2003 lernen würden, 
dass die Natur sich nie uns anpasst, 
sondern wir uns an sie anpassen müs­
sen, hätte die Dürre 2003 auch etwas 
Positives bewirkt. Siegfried Jäckle
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St. Michaelis -  ein Wendetermin
Michaeli, der 29. September, ist alljährlich nicht nur der Gedenktag des 

Heiligen Michaels: Im M itte la lte r w ar dieser Tag -  als Ende der Sommer­
zeit -  zugleich ein w ich tiger „W endeterm in" im Jahresablauf: Die Ernte 

w ar w eitgehend eingebracht, die Roggensaat beendet, m it großen 
Herbstfeuern begann die Zeit, in der der Feierabend eine Stunde früher 
als im Sommer anfing. Vielerorts wurden zu Michaeli die Halbjahresar­

beiter w ie Hirten, Holzfäller, Schnitter, Mäher und Erntehelfer entlassen, 
auch Knechte, Mägde und Dienstboten erhielten ihren Jahreslohn zu 
Michaeli. Deshalb wurden um diese Zeit viele Jahrmärkte abgehalten. 

Seit dem 8. Jahrhundert w ar der Gedenktag des Erzengels M ichael m it 
Arbeitsverboten belegt. Die meisten dieser M ichaeli-Bräuche sind später 

auf den M artinstag am 11. November verschoben w orden, w obei laut 
Frankfurter Rundschau aus den Michaelisgänsen und M ichaelimärkten 
nunmehr Martinsgänse und M artin im ärkte  w urden. Gehalten hat sich 

der alte M ichaeli-Termin aber unter anderem als Zeitpunkt fü r  die
Pachtzahlungen. FR/en

Spannung weg
Insgesamt 42 W eidezaungeräte im W ert von jeweils 1 50 bis 500 Euro 

soll ein Pärchen im Raum Osthessen gestohlen und im Internet verstei­
gert haben. Die bei einem 
W eiterverkauf der Geräte 

ertappten Angeklagten muss­
ten sich nun vor dem 

Am tsgerich t Lauterbach 
verantworten, pm

„Aus Liebe in die 
Landwirtschaft"

„Aus Liebe in die Landw irt­
schaft", so der Titel eines 

bemerkenswerten Artikels der 
Lüneburger Landeszeitung 

(LZ). Der Bericht beginnt im 
Doppelfünfer-M elkstand, 

zwischen 115 Kühen: Gaby 
Siems legt beim Melken einen 
Kuhschwanz über ihre Schul­

ter -  „denn diese Kuh tr it t
sonst beim Melken nach hinten aus," so die Jungbäuerin aus der 

Elbmarsch zur LZ-Reporterin Andrea Matern: „Früher hätte ich mich nie
so nah an eine Kuh herangetraut..." 

Früher, das war, bevor die damals 22 jährige Arzthelferin ihren fü n f 
Jahre älteren Söhnke beim Osterfeuer in H ittbergen kennen lernte. Nach 

dem ersten Tanzengehen hat er dann bei ihr angerufen, und acht 
M onate nach dem ersten Kuss ist sie zu ihm gezogen, in ein Haus auf 

dem Hof seiner Eltern. Daran, dass sie ihren Job in der Stadt aufgeben 
würde, hat damals keiner von beiden gedacht -  auch Söhnke nicht. Der 
fand es gut, dass sie was Eigenes machte. Aber da w ar dann „das blöde 

Gefühl", an den Sonntagen, als Gaby ausschlafen w o llte , während alle 
anderen auf dem Hof gearbeitet haben. Als Söhnkes Eltern einmal nicht 
da waren, half sie m it aus. Das w ar neu fü r sie, aber Söhnke hat ihr alles 

erklärt: „Ich war froh, dass w ir dabei allein w aren." 
Nach Söhnkes erfolgreichem Heiratsantrag und der Aufgabe ihrer Tätig­

keit als Arzthelferin w urden die Fragen von Gabys Freunden und 
Kollegen aus der Stadt im mer forschender und besorgter: „Na, m ach t's  
noch Spaß, viel A rbe it?" Und in der Tat -  Gaby finde t das Aufstehen um 

halb sechs, die fehlenden Wochenenden und raren Urlaubsfahrten 
schon hart, aber es w ar ihre eigene Entscheidung: Söhnke w o llte  

jem and als Hilfe einstellen, und „da  hätte ich arbeiten müssen, nur um
die zu bezahlen."

„Ich bin zufrieden", sagt Gaby. Zusammen m it Söhnke m acht sie sich 
einen Spaß daraus, beim Melken auf den gescheckten Kuhhäuten nach 
Mustern zu suchen. Und vollkom men glücklich sind sie sowieso, jeden­

falls beinahe: „W enn ich nur einmal bis sieben Uhr morgens ausschlafen
könnte ..." en

Sorgen mit Partnerschaft und Überlastung
Finanzielle Schwierigkeiten, gekoppelt m it Problemen in Familie und 

Partnerschaft, das sind nach Angaben des Schweizer „Vereins Sorgente­
le fon" die w ichtigsten Anliegen bei Anrufen von Bäuerinnen. Bauern 

beklagen sich mehr über gesundheitliche Probleme und dauernde Über­
lastung. So der Jahresbericht 2002 des Vereins, pm

Wanderarbeitern zu Recht verhelfen

D ie Rechtslage für Saisonarbeiter aus 
Osteuropa ist in Deutschland gar 

nicht schlecht, stellte die IG Bau- 
en-Agrar-Umwelt kürzlich fest: Unter­
künfte, Bezahlung, Aufenthaltsdauer, Ver­
sicherungsschutz, Arbeitszeit, Einstel­
lungsverfahren -  alles ist rechtlich gere­
gelt. Leider kennen viele Saisonarbeiter 
ihre Rechte nicht genau. So kommt es im­
mer wieder vor, dass der Lohn nicht ge­
zahlt wird, die Unterkunft nicht den Min­
destanforderungen entspricht, Arbeitneh­
mer nicht versichert oder bei Unfall ein­
fach in den nächsten Bus gesteckt und 
nach Polen zurückgeschickt werden. Wer 
Glück hat erfährt von der Zentralen An­
laufstelle für Pendler/innen aus Osteuro-

Polnische Saisonkräfte beim Spargelstechen. W urden 1991 knapp 7 9 .0 0 0  Arbeitnehm er aus Polen verm it­
te lt, waren es 2 0 0 0  schon rund 2 3 0 . 0 0 0 - vorw iegend in die Landwirtschaft. Foto: Erdmanski-Sasse

pa (ZAPO) beim Polnischen Sozialrat in 
Berlin. Diese bundesweit einmalige Stelle 
konnte 1997 in Zusammenarbeit mit dem 
Arbeitsamt eingerichtet werden. Jetzt 
nach fünf Jahren läuft die Förderung aus, 
die Nachfrage ist aber gestiegen, stellt Mit­
arbeiterin Beata Waldek fest. Sie klärt Be­
troffene über ihre Rechte auf, hilft bei 
Schreiben und übersetzt, vermittelt 
Rechtsanwälte und begleitet Menschen zu 
Prozessen. „Wir sind Unterstützende“, so 
ihr Fazit, „aber die Leute müssen das auch 
wollen“. Oft stellt sie fest, dass die Men­
schen eingeschüchtert sind oder unter 
Druck stehen. Sie trauen sich nicht, ihr 
Recht einzufordern, denn sie wollen ja 
wiederkommen. Anders bei Unfall oder 
Krankheit: Diese Arbeitnehmer haben oft 
nichts mehr zu verlieren, fordern ihre 
Rechte konsequenter ein. Illegal eingereis­
te Arbeitnehmer dagegen wissen oft gar 
nicht, dass auch sie Rechte haben -  auf 
Lohn zum Beispiel. we

K ostenlose Beratung in polnischer Sprache bietet 
Frau Waldek seit Septem ber in der Ausländerbera­
tungsstelle des D G B , jew eils D ienstags und M itt­
wochs in der Keithstr. 1 in Berlin, Tel. 
0 3 0 -2 1 2 4 0 3 2 2 . W eiterer Ansprechpartner ist der 
Polnische Sozialrat e.V., Oranienstr. 34 , 10999  
Berlin, Tel. 0 3 0 -6 1 5 0 9 0 9 . D a die Arbeit dort nun 
ehrenam tlich erfolgt, sind Spenden herzlich will­
kommen: Konto 33 75 404 , B L Z  10020500 , Bank 
für Sozialw irtschaft. Ausführliche Inform ationen 
für Landwirte als Arbeitgeber osteuropäischer 
Erntehelfer gibt es im neuen top agrar extra (s. Se i­
te 21).

Erst gegen Kollektivierung, 
jetzt gegen Kapitalkonkurrenz

w;rir leben von Tag zu Tag“ -  so die Bau­
ern aus Matgendorf bei Güstrow. In 

der DDR hatten sich die 1928 angesiedelten 
Bauern der katholischen Enklave von 
Schwetzin, Groß Wüstenfelde, Matgendorf, 
Perow und Vietschow erfolgreich gegen die 
Kollektivierung gewehrt (s. Bauemstimme 
5/93). „Im April 1960 mussten wir eine 
LPG gründen, und im Sommer kündigten 
wir alle wieder“, so Conrad Lintel (72 
Jahre), „dann ging das ganze Theater noch 
mal los.“ Trotz immensen Drucks und 
schlussendlicher Gründung einer 
LPG-Typ-1 behielten die Bauern aber ihr 
Vieh und ihr Grünland in privatem Eigen­
tum und erzielten auch ohne Kraftfut­
ter-Zuteilungen höhere Leistungen als die 
Kollektivbetriebe. Nur in Thüringen und in 
Sachsen gab es einige vergleichbare Fälle 
von Privatbauern, die sich erfolgreich gegen 
die Kollektivierung wehrten.
Früher wehrten sie sich gegen die Kollekti­
vierung, jetzt gegen die Konkurrenz großer 
benachbarter Agraruntemehmen. Trotzdem 
haben nach längerem Zögern, so die Ost­

see-Zeitung, die Nachfolger die Höfe über­
nommen. Allein in Matgendorf gibt es 15 
Landwirte, wie z.B. den 50-Hektar-Betrieb 
von Thomas Clemens mit mittlerweile 35 
Milchkühen. Die Höfe haben zudem beson­
dere Probleme, weil die Molkereien im Os­
ten vor allem auf die Massenproduktion der 
Großbetriebe und auf Export eingestellt 
sind und ein größerer regionaler Abnehmer­
kreis für höherwertige Produkte fehlt.
Es fehlen derzeit auch die Chancen zur Flä­
chenausweitung, weil die großen LPG von 
großen Agraruntemehmen abgelöst wur­
den. Trotz der Flächenkonkurrenz sind aber 
die Nachbarschaftshilfe und der Zusam­
menhalt der Privatbauem-Familien nach 
wie vor groß. „Wir haben immer so gewirt- 
schaftet, dass wir keine Schulden haben 
und sofort aufhören können, wenn es brenz­
lig wird,“ so Bauer Clemens, „wir leben von 
Tag zu Tag.“
Nach jahrzehntelangem DDR-Zwang und 
anschließendem Kapitalismus-Druck hät­
ten diese Bauern jetzt eigentlich endlich 
eine gerechte Chance verdient... en
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Die Ölmühle war ein Glücksgriff
Das Hofgut Körtlinghausen bietet heute Arbeit und Lebensraum fü r drei Familien und vier Lehrlinge

E ntlang eines Baches folgt man ei­
nem Privatweg, gesäumt von Wald 

und Weiden, nach einigen hundert Me­
tern fällt der Blick auf ein Schloss mit 
kleinem Park -  Ob man sich verfahren 
hat auf der Suche nach dem Demeter­
hof Körtlinghausen? Doch hinter der 
Tordurchfahrt befindet sich tatsächlich 
ein landwirtschaftlicher Betrieb -  Ein 
interessanter Ort, um auf der Mitglie­
derversammlung des Agrarbündnisses

weil sie besser schmecken“ meint Gyso 
von Bonin dazu.
Neben der Landwirtschaft sollten auf 
dem Hof auch Produkte weiter verar­
beitet werden, Gyso von Bonin ent­
schied sich für etwas Ungewöhnliches: 
eine Ölmühle. Seit 1990 wird in Kört­
linghausen Raps aus eigenem Anbau 
und von Kollegen gepresst; das Öl wird 
als Salatöl durch Großhändler abge­
füllt und vermarktet, der Ölkuchen

Die Kuhherde w ird von M itarbeiterinnen betreut

über die Zukunft der Landschaftsge­
staltung zu diskutieren (s. „Kultur­
landschaft ändert sich“).
Seit Gyso von Bonin 1980 den land­
wirtschaftlichen Betrieb des Hofgutes 
pachtete -  Schloss und Wald werden 
vom Eigentümer bewirtschaftet -  hat 
sich einiges geändert auf den hängi­
gen, steinigen und oft nassen Flächen, 
auf denen die Trockenheit dieses Som­
mers zu 20 Prozent Mehrertrag ge­
führt hat: Der Betrieb wurde umge­
stellt auf biologisch-dynamische Wirt­
schaftsweise, die Ackerflächen wer­
den mit einer elfgliedrigen Fruchtfolge 
bestellt, gleich zu Anfang konnten 40 
Kuhkälber erworben werden, aus de­
nen eine Kuhherde aufgebaut wurde, 
das Grünland wurde wieder in den Be­
trieb eingegliedert.

Neue Wege
110 ha Acker ernähren die Tiere des 
Hofes, außerdem wird Brotgetreide an 
Mühlen geliefert und im Hofladen wer­
den aus eigener Erzeugung Kartoffeln, 
Feldgemüse, Brotgetreide, Speiseöl, 
Fleisch und Wurst verkauft. Selbst 
konventionelle Bauern aus dem Dorf 
kaufen Kartoffeln auf dem Demeter­
hof. „Weil sie sagen, die schmecken wie 
früher; und über die Qualität müssen 
Bioprodukte auch verkauft werden:

Züchter unterstütze, entscheide ich 
selbst!“

Sinnvolle, bezahlbare Arbeit
Auch menschlich hat sich einiges ge­
wandelt: Vor 1980 war der Hof ein 
Ein-Mann-Betrieb, Gyso von Bonin 
hat mit einer Gruppe junger Leute auf 
dem Hof angefangen, und nach einigen 
Wechseln leben und arbeiten heute auf 
dem Betrieb neben Familie von Bonin 
noch die Familien Knoblock und 
Scheffran, dazu vier Auszubildende, 
die alle bezahlt werden wollen. „Sinn­
volle Arbeit auf dem Land für mög­
lichst viele Menschen zu schaffen und 
diese auch bezahlen zu können, das ist 
unser Ziel,“ so Gyso von Bonin. Elisa­
beth von Bonin sieht es als ein Ziel, die

Gyso von Bonin hat seit 1980 den Hof gepachtet

Landwirtschaft in ein lebendiges Dorf­
leben einzubeziehen; neben ihrer Ar­
beit als Bäuerin engagiert sie sich im 
Schulelternrat, und auf ihre Initiative 
hin kommen alle Schulklassen der 
Grundschule einmal im Jahr auf ihren 
Hof, um die Tiere anzuschauen oder 
bei der Kartoffelernte zu helfen. Alles 
in allem ein Betrieb mit Zukunft: „Es 
geht uns gut, die Ernte war sehr gut, 
menschlich stimmt es auch ...“ ak

Kulturlandschaft ändert sich
Die M itg liede rve rsam m lung  des AgrarBündnisses ta g te  a u f dem  H o fg u t 

Körtlinghausen. Raus aufs Land und schauen, w e r heute  Landschaft gestalte t,

w a r das Thema.

wird verfüttert und auch an andere 
Höfe verkauft -  die Entscheidung für 
die Ölmühle ist aus heutiger Sicht ein 
Glücksgriff für den Betrieb, so Gyso 
von Bonin. Im Jahr 2001 wurden zu­
dem ein Schlepper und ein PKW von 
Dieselkraftstoff auf Pflanzenöl umge­
stellt. Ein Schritt weg von der Abhän­
gigkeit von fossilen Brennstoffen, ge­
nau wie die Holzschnitzelheizung des 
Hauses, für die unter anderem der 
Schnittabfall der Feldhecken ver­
braucht werden kann.

„meine Ernte gehört mir"
Gyso von Bonin ist sehr engagiert in 
der IG-Nachbau; dass Pflanzenzüchter 
über die Saatguttreuhand Nachbauge­
bühren und Einsicht in die Buchfüh­
rung fordern, lehnt er ab. Zunächst 
mag es als Widerspruch erscheinen, 
dass er nun die über 20 Jahre lang ange­
baute Hofsorte durch eine neue Wei­
zensorte ersetzt, diese von einem bio­
logisch-dynamischen Züchter bezieht 
und mit diesem dazu einen privaten 
Nachbauvertrag abschließt. Den Un­
terschied sieht er vor allem in der Frei­
willigkeit: „Meine Ernte gehört mir, als 
Bauer -  und ob ich aus dem Getreide 
Brot backe, es an die Tiere verfüttere, 
es wieder aussäe oder ob ich mit dem 
Erlös einen biodynamischen Pflanzen-

Z um offenen Forum hatte das Agrar­
Bündnis am 18. September ins Sau­

erland geladen, breit war die Themen­
palette des Dachverbandes verschiede­
ner agrar-, umweit- und entwicklungs­
politischer Organisationen: Auf der 
Pressekonferenz berichteten die 
Bio-Bauern Gyso von Bonin und Johan­
nes Berger von ihrem Streik für einen 
gerechten Milchpreis (s. S. 3). Friedrich 
Ostendorff gab Einblicke in den Alltag 
eines Bundestagsabgeordneten und 
zeigte Möglichkeiten auf, wie sich Ver­
bände besser in die parlamentarische 
Arbeit einbringen können. Schwer­
punkt des Tages war die Kulturland­
schaft. Thomas von Elsen von der Uni­
versität GH Kassel schilderte neue An­
sätze der Zusammenarbeit zwischen 
Naturschutz und ökologischer Land­
wirtschaft. Auch Bio-Bauern wollen

gerne mehr für den Naturschutz tun, 
ihre Ideen werden aber nicht durch 
Agrarumweltprogramme gefördert. 
Eine Möglichkeit sieht von Elsen in in­
dividueller Hofberatung und Förde­
rung. „Vielfalt von Betrieben bringt eine 
Vielfalt von Umgang mit Landschaft“, 
betonte Frieder Thomas von der Ge­
schäftsführung des AgrarBündnisses. 
Tiere wieder räus auf die Weiden, den 
Naturschutz öffnen, statt die Menschen 
aus der Landschaft herauszuhalten und 
in eine Debatte zu treten, welche Land­
schaft heute schön ist, wie denn eine 
heutige Kulturlandschaft aussieht, wa­
ren weitere Bekenntnisse von ihm. 
Dazu einen klaren Standpunkt zu ent­
wickeln, sah Friedrich von Hohmeyer 
als Sprecher des AgrarBündnisses als 
kommende Aufgabe des Dachverbands.

ms

A uf der M itgliederversam m lung des AgrarBündnisses auf dem Hof Körtlinghausen stand die Fra­
ge im M itte lpunkt: W er gestaltet heute die Landschaft? Fotos: Schimpf
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Kleinere Anlagen begünstigen!
Bei der Novellierung des Erneuerbaren Energien Gesetzes neigt derzeit die Politik dazu, die Vergütung fü r kleinere Biogasanlagen anzuheben.

B iogasanlagen, in denen nur Wirt­
schaftsdünger und nachwachsende 

Rohstoffe vergoren werden, sind zur 
Zeit stark benachteiligt und kaum wirt­
schaftlich zu betreiben. Im Gegensatz 
zu Biogasanlagen mit Abfallentsor­
gung, die zur Zeit vergütet wird, ist bei 
Anlagen, in denen Wirtschaftsdünger 
und nachwachsende Rohstoffe vergo­
ren werden, der Strom- und Wärmever­
kauf die einzige Einnahmequelle!
Die fallenden Vergütungssätze beim 
jetzigen Erneuerbare Energien Gesetz 
(EEG), die Mitte 2001 gekürzte Förde­
rung beim Bau, steigende Auflagen bei 
der Genehmigung und die daraus re­
sultierenden teureren Baukosten, so-

A uch wenn im Referentenentwurf 
des Erneuerbaren Energien Geset­

zes (EEG) gewisse Verbesserungen, 
die unseren Forderungen entgegen- 
kommen, enthalten sind, muss allen 
Abgeordneten des Deutschen Bundes­
tags durch persönliche Kontakte die 
Tragweite der Entscheidung vermittelt 
werden.
Unterstützen Sie den 
Augsburger Appell:
Bei der Konferenz Biogas International 
am 27. Juni 2003 wurde ein Aufruf ver­
fasst, der auf den dringenden Hand­
lungsbedarf beim Erneuerbaren Ener­
gien Gesetz aufmerksam macht. 
Helfen Sie mit, dass das EEG bald no­
velliert wird, indem Sie diesen Text ih­
ren Bundestagsabgeordneten in Ihrem 
Wahlkreis zukommen lassen. Als Fax 
oder noch besser persönlich!

wie fallende Erlöse bei der Kofermenta- 
tion haben einen Rückgang der Bautä­
tigkeit in den Jahren 2002 und 2003 be­
wirkt. Das Resultat ist, dass überwie­
gend größere Anlagen gebaut werden, 
deren mittlere Anschlussleistung von 
50 kW in 2000 auf 330 kW in 2003 an- 
stieg.

Kleinere, dezentrale Anlagen 
sinnvoll
Das größte Energiepotenzial bei Bio­
gasanlagen liegt jedoch bei Wirt­
schaftsdüngern im Zusammenspiel mit 
Energiepflanzen. Dieses Potential 
kann vor allem in kleineren, dezentra­
len Anlagen unter 200 kW realisiert

Forderungen:
-  Eine Anpassung der Einspeisevergü- 
tung von Strom aus landwirtschaftli­
chen Biogasanlagen, die einen wirt­
schaftlichen Betrieb sowohl mit selbst 
erzeugten Pflanzen als auch von bäuer­
lichen Hofanlagen ermöglicht
-  Anerkennung der Biogastechnik als 
einen integralen Teil der landwirt­
schaftlichen Tätigkeit, wobei die Ge­
sellschaft mit Lebensmitteln und Ener­
gie versorgt wird
-  Abbau von bürokratischen Hemm­
nissen, die sowohl den Bau als auch 
den Betrieb von landwirtschaftlichen 
Biogasanlagen unnötig erschweren.

D en gesamten Text des Augsburger Appells als 
P D F-D atei sowie ein Faxform ular können Sie 
auf der Homepage www.biogas-zentrum.de 
herunterladen oder per Fax anfordern beim 
FN B B  (0 7 9 5 4 -9 2 6 -2 0 4 ).

werden.
Der nun vorliegende Referentenentwurf 
des EEG berücksichtigt dieses Anliegen 
der Biogasverbände in positiver Weise. 
Die Vergütung bei der Vergärung von 
Nachwachsenden Rohstoffen (NaWa- 
Ros) und Gülle sieht eine Erhöhung der 
Einspeisevergütung von 2,5 Cent vor. 
Derzeit wird im politischen Raum sogar 
eine Feinjustierung der Vergütungsvor­
aussetzungen für Biogasanlagen erör­
tert. Über Parteigrenzen hinweg wächst 
derzeit die Einsicht, dass Biogasanla­
gen, in denen reine Bioenergie durch 
ausschließlich Wirtschaftsdünger und 
im ökologischen Kreislauf produzierte 
nachwachsende Rohstoffe erzeugt wird, 
dringend einen neu angepassten, ge­
rechten und verbesserten Stromein- 
speisepreis im EEG benötigen.

Perspektiven der Biogasnutzung
Derzeit werden in Deutschland etwa
2.000 landwirtschaftliche Biogasanla­
gen mit einer installierten elektrischen 
Gesamtleistung von 250 MW und einer 
durchschnittlich installierten von 125 
kW betrieben. Unter Ausnutzung des 
vorhandenen Potentials könnten min­
destens 6 Prozent des derzeitigen 
Stromverbrauchs durch Biogasanlagen 
gedeckt werden, wobei 85 Prozent des 
Potenzials aus der landwirtschaftli­
chen Urproduktion stammt (Gülle, 
Energiepflanzen und Futterreste).
Laut Jahrbuch Erneuerbare Energien 
sind im Bereich Bioenergien 20.000 
Arbeitsplätze geschaffen worden, wo­
bei etwa 7.000 dem Bereich Biogas- 
technologie zugerechnet werden kön­
nen. Beim Betrieb vom Biogasanlagen 
kann mit einer installierten Leistung 
von ca. 250 kW ein voller Betreiberar­
beitsplatz geschaffen werden. Insge­
samt sind heute im Bereich Erneuerba­
re Energien in Deutschland 130.000 
Arbeitsplätze entstanden. Zum Ver­
gleich dazu waren in 2001 in der tradi­
tionellen Stromwirtschaft nach Anga­
ben des Verbands Deutscher Elektrizi­
tätswerke (VDEW) ebenfalls 120.000 
Menschen beschäftigt.

Umweltrelevante Aspekte
Die Biogastechnologie erfüllt neben 
der Bereitstellung von hochwertiger 
Energie noch weitere umweltrelevante 
Aufgaben, welche nicht direkt betriebs­
wirtschaftlich berechenbar sind. Zu­
sätzlich zur C 0 2 Einsparung durch die 
Verbrennung des Erneuerbaren Ener­
gieträgers Biogas:
-  muss der Biogastechnologie die Ver­
meidung von Methanemissionen aus

der Lagerung von Wirtschaftsdüngern 
gutgeschrieben werden. Bei der voll­
ständigen Vergärung von tierischen 
Exkrementen können spezifische 
Emissionsminderungen 77-522 kg C 0 2 
Equivalent pro t Substrat erreicht wer­
den,
-  muss der Biogastechnologie die Ver­
meidung von Emissionen aus der Dün­
gerproduktion aus fossilen Brennstoffen 
gutgeschrieben werden. Durch einen ge­
schlossenen Kreislauf mit Pflanzen­
nährstoffen in verfügbarer Form lässt 
sich der Energieinput im Ackerbau um 
bis zu 55 Prozent senken, dies entspricht 
dem Anteil der Mineraldüngung,
-  muss der Biogastechnologie die Ver­
meidung von Geruchsemissionen bei 
der Ausbringung der vergorenen Wirt­
schaftsdünger gutgeschrieben werden. 
Durch den Biogasprozess werden ge­
ruchsintensive Stoffe wie organische 
Säuren abgebaut und in den Energie­
träger Biogas umgewandelt,
-  muss der Biogastechnologie die Hy- 
gienisierungswirkung durch die Ein­
wirkung des anaeroben Prozesses und 
der Temperatur gutgeschrieben wer­
den. Selbst bei mesophilen Temperatu­
ren und 30-tägiger Verweilzeit findet 
im anaeroben Milieu eine ausreichende 
Abtötung der relevanten pathogenen 
Keime statt.

Perspektiven für 
Hofbiogasanlagen
Allein aus Tierexkrementen lassen sich 
pro Jahr und Großvieheinheit (500 kg 
Lebendgewicht) durchschnittlich 
1.200 kWh Strom über die Biogastech­
nologie erzeugen. Oder ganz anschau­
lich: Eine Kuh erzeugt die Menge 
Strom, die eine Person in einem Jahr 
verbraucht, wenn man den durch­
schnittlichen Bedarf eines Vier-Perso- 
nen-Haushalts von 4.000 kWh im Jahr 
zugrundelegt.
Mit den angedachten verbesserten Ver­
gütungssätzen wäre es auch für ökolo­
gisch wirtschaftende Familientriebe, 
die ihr gesamtes Futter in der Tierhal­
tung einsetzen, möglich, Hofbiogasan­
lagen wirtschaftlich zu betreiben.
Es bleibt zu hoffen, dass sich die Befür­
worter des Erneuerbare Energien Ge­
setzes nunmehr nach über 16-monati- 
gen Verhandlungen schnell durchset­
zen und den Weg für ein verbessertes 
Vergütungsmodell für Biogasanlagen 
ebnen.

M ichael Köttner, Fördergesellschaft 
für nachhaltige Biogas und Bioener­

gie Nutzung e.V. (FNBB), 
www.fnbb.org

Fermenter einer typischen Hofbiogasanlage im Bayerischen W ald , Foto: Köttner

Nach wie vor aktuell!

http://www.biogas-zentrum.de
http://www.fnbb.org
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Pferdeeinsatz jenseits von Nostalgie 
und Rückständigkeit

A uf der PferdeStark in Detm old w a r ein Vorderwagen vor einer M ini-Rundballenpresse im Einsatz zu se­
hen und zog dabei sehr viel A ufm erksam keit au f sich. Das „Pintow Power Cart" für Grünland der briti­
schen Firma Carthorsemachinery verfügt über eine Dreipunkt-Hydraulik und eine über die Räder angetrie­
bene Zapfw elle, m it deren Hilfe A nbaugeräte w ie  Doppelm esser-M ähwerk, Heuwender oder Kreisel­
schwader betrieben w erden können. M it Hilfe eines A ufbaum otors können nahezu alle au f einem  Betrieb 
anfallenden Arbeiten m it einem Gerät e ffiz ient und energiesparend durchgeführt werden.

A lle zwei Jahre treffen sich im lippi- 
schen Detmold die Freunde der Ar­

beitspferde zur „PferdeStark“, organisiert 
vom Westfälischen Freilichtmuseum Det­
mold und der Interessengemeinschaft 
Zugpferde e.V. (IGZ). Zu der internatio­
nalen Veranstaltung kamen Ende August
2003 mehr als 17.000 Besucher, darunter 
viele Bauern, Fuhrleute und Geräteher­
steller aus ganz Europa, auch um Neuent­
wicklungen bei den pferdegezogenen Ar­
beitsgeräten im praktischen Feldeinsatz 
zu begutachten.
Anders als es der Rahmen eines Museums 
erwarten lässt, steht bei der PferdeStark 
nicht die Vergangenheit im Mittelpunkt. 
Erfahrung und Wissen früherer Generatio­
nen werden hier als Grundlage genom­
men, um eine Idee weiterzuentwickeln, 
die zu Beginn der 50er Jahre mit dem Auf­
kommen der Traktoren und dem wachsen­

den Einfluss der Agrarindustrie jäh unter­
brochen wurde. Viele Pferdebauern wer­
den nur zu gerne in die nostalgische 
Schublade gesteckt und als weltfremde 
„Spinner“ beschimpft. Veranstaltungen 
wie die PferdeStark versuchen eine Vor­
stellung davon zu vermitteln, welch unge­
nutztes Potenzial in der Arbeit mit Pfer­
den es noch zu entdecken gilt.
In Punkto „Nachhaltigkeit“ und „Um­
weltverträglichkeit“ sind die Pferde nach 
wie vor unerreicht: Sie vermehren sich 
von selbst, schöpfen ihre Kraft aus regio­
nal angebautem Futter und sind umwelt­
neutral recycelbar. Mit dem Einsatz mo­
derner Geräte wird sich auch ihre Wirt­
schaftlichkeit deutlich verbessern.

Erhard Schroll

Weitere Inform ationen unter www.ig-zugpfer- 
de.de, www.univeeus.de, ww w.carthorsemachine- 
ry.com

Der bereits 2001 preisgekrönte „Univecus" des Dem eter-Bauern Hannsjörg Fischer konnte bei der prakti­
schen Arbeit begutachtet w erden. Dieser Geräteträger erm öglicht im Zwischenachsanbau die V erw en­
dung des ursprünglich für den Fendt-Geräteträger konzipierten Arbeitsbalkens. M itte ls Schnellverschluss 
kann dieser m it den vorm ontierten Hacken, Häufelkörpern oder Sämaschinen ausgestattet w erden. M it  
einer Spurbreite von 125 bis 175 cm ist es ein ideales Gerät für alle Reihenkulturen und w ird m ittlerw eile  
von der Schweizer Firma Burkhalter in Lizenz gebaut und vertrieben. Fotos: Fulde

Landlos glücklich
Ich habe weder Land in Eigentum noch in Besitz -  abgesehen 

von einigen Gartenquadratmetern. Und das, obwohl ich stu­
dierte Landwirtin, Dipl-Ing.-Agr., bin -  ohne ererbten Hof, ohne 
ererbte landwirtschaftliche Flächen und ohne die Aussicht da­
rauf. Gestandene Landwirte finden das vielleicht seltsam. Des­
wegen musste ich schon öfter begründen, weshalb ich trotzdem 
diese Ausbildung gewählt, diesen vor diesem Hintergrund doch 
nicht alltäglichen Weg eingeschlagen habe.
Es begann idealistisch: in der Schweiz erlebte ich Landwirtschaft 
in einer wiederbelebten Maiensäß in der Bergidylle, verbunden 
mit Diskussionen mit alten weit- und lebenserfahrenen Men­
schen, die auch nicht auf direktem Wege in den Stall und aufs 
Feld gekommen waren. Kleinbäuerliches Leben war hier gepaart 
mit Arbeitseinsätzen von Menschen verschiedener Nationen aus 
städtischem Umfeld als soziale und kulturelle Komponente. Zu­
gleich kommunizierte eine Stiftung die Anliegen der Bergdörfler 
an Städter und Talbewohner.
Dies war für mich der verlockende Zugang zur Landwirtschaft: 
eine andere Lebensform, die den Körper spürbar macht, das Ver­
ständnis für unsere Lebensmittel weckt und zugleich verträglich 
mit den Lebensgrundlagen umgeht. Dazu gehörte für mich bei­
spielsweise auch die Sinnlichkeit beim Melken der Kühe von 
Hand und der damit verbundene nahe Tierkontakt. Ökolandbau 
war die allein für mich in Frage kommende Landwirtschaftsrich­
tung.

Da ich mehr über die 
Hintergründe wissen 
wollte und auch 
schon festgestellt hat­
te, dass der rein kör­
perliche Arbeitsein­
satz mich für die 
Kopfarbeit unbrauch­
bar macht, entschied 
ich mich gegen eine 
Lehre und studierte -  
unterbrochen immer 
wieder von Praktika 
auf landwirtschaftli­
chen Betrieben.

Seit dem Studienende vergrößert sich seit nunmehr sechs Jahren 
der Abstand zur Praxis -  nicht nur zur zu meiner Freude! Dann 
vergleiche ich mich mit Landwirtinnen, die mitten im Leben ste­
cken auf ihrem Betrieb, die dies als Weg und die Erhaltung oder 
den Aufbau des Betriebes als Ziel haben oder möglicherweise ein 
Vermögen, erarbeitet von Generationen vor ihnen, bewahren 
wollen. Ich verfolge, wie schwierig das ist, aber auch welche He­
rausforderungen und Verantwortung viele zu meistern in der 
Lage sind.
Weshalb also habe ich nicht längst einen Hof gepachtet, wie es 
andere hof- und flächenlose Agraringenieure vor mir getan ha­
ben?
Vermutlich liegt es daran, dass ich zur Zeit nicht sehe, wie ich in 
der Landwirtschaft in der Form, in der sie heute zum ökonomi­
schen Überleben betrieben werden muss, die Werte, die mir 
wichtig sind, leben könnte. Einen sinnlichen Zugang zur Land­
wirtschaft kann man sich nur noch selten leisten. Es gibt natür­
lich vom Markt in der Regel abgekoppelte landwirtschaftliche 
Sonderbereiche, in denen das anders ist, z.B. in der Arbeit mit 
Behinderten und Kranken, wo genau diese Art von Zugang be­
nötigt wird, weil er heilend wirkt.
Beruflich bin ich im Dienstleistungsbereich für den Ökolandbau 
tätig, und ich sehe auch das als grundsätzlich sinnvoll an. So 
habe ich die Antwort im Moment zwar gefunden. Allerdings 
muss ich vor den dargestellten Hintergründen sagen: Landlos 
glücklich -  aber nicht immer.

... aus Baden-W ürttem berg

http://www.univeeus.de
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Agrarrecht für die Praxis
Ein neues Nachschlagewerk w ill in Form eines -  schrittweise durch 

Ergänzungslieferungen zu fü llenden -  Sammelordners alle w ichtigen 
Bereiche des Agrarrechts zusammenfassen und auf dem jeweils neues­

ten Stand halten. Insgesamt eine große Themenfülle, w ovon in der vor­
liegenden ersten Lieferung natürlich erst einige Gebiete ausführlicher 

behandelt werden. A u f der beigefügten CD-Rom finde t man die Geset­
zes- und Verordnungstexte. Ein zunächst autom atisch m itbestellter und 

zusätzlich kostenpflichtiger Aktualisierungsservice (der aber ggf. künd­
bar ist) soll die noch nicht behandelten Teile schrittweise ergänzen und 

das Gesamtwerk aktuell halten. Erarbeitet werden die Texte von 
renom mierten Agrarrechts-Autoren, en 

Aktuelles Agrarrecht fü r die Praxis. 2003. Sammelmappe m it 650 Seiten und CD-Rom;
Weka Media GmbH, Postfach 1209, 86426 Kissing, Tel. 0180-45678-10, 137 € .

Lexikon Landwirtschaft
Die vierte Auflage dieses Ratgebers 
in nur zehn Jahren ist ein Beleg für 

den großen Bedarf an dieser schnel­
len, aktuellen und zugleich tie fge­

henden Orientierung über alle 
relevanten Themen der Landw irt­

schaft, sowohl bei Grundlagen als 
auch bei Spezialfragen. Noch 

umfangreicher werden in dieser 
Neuauflage die Themen einer tier-, 

natur- und umweltschonenden 
Landw irtschaft behandelt. Schade 
lediglich, dass Organisationen wie 
AbL, Agrarbündnis oder Neuland 

bisher noch unerw ähnt blieben, en 
Ingrid Aising (Hrsg.): Lexikon Landwirtschaft 
(4. Aufl.). Verlag Eugen Ulmer 2002, 909 S., 

89,90 €

S S * " !: 

f >  LEXIKON
Landwirtschaft

Käfer haben keine Zeitung

m
Tenn Großvater und Enkel zusammen 
' sind, dann erzählt der Großvater je ­

des Mal eine Geschichte. Und weil die all­
täglichen Tiergeschichten schon alle er­
zählt sind, plaudert der Großvater gern die 
Geheimnisse der Tiere aus -  auch wenn 
der Enkel dann manchmal meint, der 
Großvater würde flunkern. Lügen sind das 
aber nicht, denn der Großvater meint: So 
lange wir zwei das, was wir wissen, nicht 
anderen weitererzählen, stimmt alles, was 
wir wollen. Die Kühe haben früher auf 
Bäumen gelebt und stammen womöglich 
aus ganz anderen Gegenden des Univer­
sums, vielleicht aus der Milchstraße. Der 
beste Freund des Menschen ist der Hund, 
und der beste Freund des Schweins ist der 
Storch. Und am Südpol tauschen die Pin­
guine bei Sonnenuntergang ihre Mäntel, 
die alle gleich aussehen. Ein Buch zum 
Vorlesen für Kinder ab fünf Jahren, mit 
kurzen Geschichten -  keine ist länger als 
vier groß bedruckte Seiten, ak

T H O M A S  W I N D I N 6

B l t P E R  VON OLE KON NECKE

Thom as Winding: Großvaters G eschichten von 
den Tieren. H anser 2 0 0 3 .1 2 5  S ., 12,90 € ;  
zu beziehen über den AbL-Verlag.

K lon-Schaf und Aroma-Kuh
W ie w ar das genau m it 
der Gentechnik? Ö ffnet 
man die CD, kann man 

sich von der Eingangshal­
le einer Fernsehanstalt 

aus in die Bibliothek, in 
das Sendestudio oder in 

die Kantine klicken. In der 
Bibliothek können Zei­

tungsartikel zum Thema 
gelesen werden, in der 

Kantine g ib t es kn ifflige 
Rätsel zu lösen und im 
Sendestudio werden in 

virtuellen Expertenrunden 
Themen w ie zum Beispiel 
„G entechnik und Hunger 

in der W elt" diskutiert:
Frau Moneymaker stellt dar, welchen Nutzen die Gentechnik fü r die 

W irtschaft hat; Frau Clever kritisiert aus Verbrauchersicht und Bäuerin 
Sonnenschein lenkt den Blick auf die Landwirtschaft. Gut erklärt, ver­

schiedene Positionen werden verquickt m it Basiswissen zum Thema ver­
m itte lt, hinzu kommen Internetlinks. Die CD beinhaltet gute 

Inform ationsm öglichkeiten fü r alle Interessierten, zudem 
Unterrichtsmaterial fü r die Schule, ak

Gentechnik und Lebensmittel -  Sackgasse oder Fortschritt? Eine kritische Bestandsauf­
nahme. Multimediales Lehr- und Unterrichtsmaterial. CD'-Rom, 

Verbraucherzentrale NRW 2002, 16,80 € .  Zu bestellen über den AbL-Verlag.

Bauern vor 5000 Jahren
Die interessante Verm ittlung von Kenntnissen über die Ursprünge von 

Landwirtschaft im Zeitraum vor und nach 3000 vor Christus hat sich die­
ses Buch zum Ziel gesetzt. Beginnend bei der Eiszeit und dem folgenden 

Klima-Umschwung, w ird der Beginn von Landwirtschaft lebendig 
beschrieben: ihr Weg von der ältesten Stadt der W elt Catal Hüyük weiter 

nach Westen (Anatolien, Europa) und nach Süden (Sumer, Ägypten).
Behandelt werden auch die Landwirtschaftszentren in Indien, Fernost, 

Afrika und Amerika. Anregende Betrachtungen insgesamt zu einem
faszinierenden Thema, en 

Gottfried Krampitz: Der Weg der Bauern in die Geschichte. 2001. 188 S., Verlag videel, 
Schmiedestr. 13, 25899 Niebüll, Fel. 04661-900115, Fax -900179, 12,70 € .

Briefmarken -  
Bilder der Landwirtschaft

Unglaublich viele schöne Briefmarken, 
die „ein Bild zeichnen über die Ent­

wicklung der Arbeitsmittel und Arbeits­
methoden der Bauern, um das tägliche 
Brot zu sichern“ -  das ist der Inhalt einer 
Ausstellung, die der Sammler Walter Sper- 
lich im Jahre 1998 im brandenburgischen 
Landwirtschaftsministerium präsentierte. 
„Fiat Panis -  Es werde Brot“ (die Devise 
der UN-Welternährungsorganisation 

FAO) ist auch der 
Titel einer Bro­
schüre, die viele 
dieser Marken­
schätze zusam­
menfasst. Bunte 
Briefmarken aus 
allen Kontinenten 
zeigen die Vielfalt 
der Pflüge und Bo­
denbearbeitungs­
geräte, die ver­
schiedensten Ge-

m s »

üisfita

ERIGF 1 ^ 0

treidearten welt­
weit, von Bestel­
lung, Düngung 
und Pflege bis 
hin zu Ernte und 
Verarbeitung.
Beeindruckend 
und kurzwei­
lig-interessant 
sind auch die 
sachkundigen 
Erläuterungen
des Autors zu diesen Themen. Deutlich 
wird: In ihren Briefmarken drücken die 
Länder auch die Wertschätzung aus, die 
sie ihrer Landwirtschaft und ihren Bauern 
entgegenbringen... en

Walter Sperlich (G ubitzstraße 24 , 10409  Berlin) 
hat noch einige wenige Exemplare dieser Broschü­
re vorrätig, die er an Interessierte gegen Erstattung 
der Versand-Aufwendungen abgibt. Über ihn er­
hältlich ist auch die Broschüre „Traktoren-Ge- 
schichten aus der Sow jetunion -  erzählt aus posta­
lischer S ich t“.
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Naturschutz in der Agrarlandschaft
Ergebnisse des Schorfheide-Chorin-Projektes

Der Konflikt zwischen Naturschutz 
und Landwirtschaft wird nicht alleine 

durch neue Gesetze gelöst. Es müssen 
Wege gesucht und gefunden werden, die 
den ökologischen und ökonomischen An­
forderungen beider Seiten gerecht wer­
den.“ Dieser neue Ansatz wurde in dem 
Projekt des Bundesministeriums für Bil­
dung und Forschung und der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt im Biosphärenre­
servat Schorfheide-Chorin östlich von 
Berlin in den Jahren 1993 bis 1999 mit gro­
ßem wissenschaftlichen Anspruch und 
personellem Auf­
wand untersucht.
Die wichtigsten Er­
gebnisse liegen nun 
vor. Das Buch gibt ei­
nen Einblick in das 
äußerst umfangrei­
che Projekt: von den 
theoretischen 
Grundlagen wie Me­
thoden zur Festle­
gung von Natur­
schutzzielen in 
Agrarlandschaften 
über Vermarktungs­
strategien für eine 
umweltgerechte 
Landnutzung bis zu 
einzelnen Beispiel­
vorhaben wie Einfüh-

Naturschutz 
in der
Agrarlandschaft
E rgebnisse
des  S c h o r fh e S d e -C h o r it i-P ro ie k to

QUELLE *  MtVtl«

rung eines regionalen Herkunftszeichens 
oder Aufbau einer Lehrschäferei. Dabei ist 
es kein Projektbericht, sondern hat zum 
Ziel, das Thema „Naturschutz in der 
Agrarlandschaft“ umfassend zu behan­
deln. Es bietet eine Fülle von wissen­
schaftlichen Hintergrundinformationen, 
Anregungen und praktischen Ratschlä­
gen. Insbesondere zeigt es auf, welche 
agrarpolitischen Vorgaben nötig wären, 
um den Naturschutz für den Landwirt ak­
zeptabel zu machen. Das sehr wissen­
schaftlich gehaltene Buch mit zahlreichen 

Abbildungen und Ta­
bellen ist ein Stan­
dardwerk für alle, die 
sich mit dem Pro­
blemfeld Natur­
schutz und Land­
wirtschaft beschäfti­
gen. we

Herausgegeben von M ar­
tin Flade, Harald Plach- 
ter, Eberhard Henne und 
Kenneth Anders im Auf­
trag der Landesanstalt 
für G roßschutzgebiete 
des Landes Branden­
burg: N aturschutz in der 
Agrarlandschaft, 388  S., 
Quelle § Meyer Verlag 
W iebelsheim , 2003 , 
3 4 ,8 0  Euro; zu beziehen 
über den ABL-Verlagk*f

Bestellcoupon für neue Wege
ch bestelle:

Expl. Der kritische Agrarbericht 2003: 2 1 ,- €
Expl. Der kritische Agrarbericht 2002 als CD: 19,80 €:

Expl. Der kritische Agrarbericht 2001: 20,00  t  

Expl. Der kritische Agrarbericht 2000: 19,00 €
Expl. Der kritische Agrarbericht 1999: 18,00 € 

Sonder-Paketpreise: 2 Ausgaben 30,00  €, 4  Ausgaben 55,00 € 

Ältere Ausgaben 1996-1998  je  5,00 €
1 993-1998  je  2 ,50  €

.... Expl. Bürgernetze statt Subventionen: 19,95 €: 
außerdem :

Zahlung Q  nach Erhalt der Rechnung Q  m it beiliegendem  Scheck 

Ich erte ile eine E inzugserm ächtigung zu Lasten meines Kontos

Porto: 2 ,7 5  € 

Summe: €

Konto-Nr. BLZ Bank

Telefon gegbf. email

Name Ad resse

Datum U nterschrift

Bestellung an: ABL-ßauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm

Tiergesundheit

Aushilfskräfte in der Landwirtschaft
Von der Hausfrau, die sich etwas dazuverdient, bis zum Erntehelfer aus Ost­
europa -  das Spektrum der Menschen, die als Aushilfskräfte in der Landwirt­
schaft arbeiten, ist breit. Komplex bis kompliziert sind auch die sozialversiche- 
rungs- und steuerrechtlichen Spielregeln, die es dabei zu’beachten gilt. Prak­
tische Hilfestellung bietet dem Landwirt als Arbeitgeber das neue top 
agrar-extra. Es erklärt übersichtlich und umfassend die wichtigsten Regeln, 
gibt Hinweise zu Anmeldung, Arbeitsvertrag und Betriebsprüfungen. Im um­
fangreichen Serviceteil finden sich Musterformulare (auch in polnischer Spra­
che). we
top agrar-extra „Aushilfskräfte in der Landwirtschaft", 90 S., 12 €  . Bestellnr 80247. 
Bestellung telefonisch: 02501-801-302 oder per Fax: 02501-801-204

Homöopathie und Heilpflanzen im Stall
Bestandesbetreuungsverträge als gu­
ter Weg in der Zusammenarbeit zw i­
schen Landwirt und Tierärztin -  die 
Autoren, Tierärzte und Agrar­
ingenieurinnen, weisen auf die W ich­
tigkeit von Haltung, Züchtung und 
langfristigen Behandlungsstrategien 
für die Tiergesundheit hin. Um akute 
Leiden zu lindern, werden natürliche 
Heilmethoden vorgestellt: Kurz und 
verständlich werden die Wirkungs- 
prinzipien der Homöopathie erklärt, 
dazu gibt es Behandlungshinweise 
für Rind und Schwein: Welche Mittel 
sind sinnvoll fü r die Stallapotheke 
und in welchen Fällen kann dem 
kranken Tier das passende Mittel 
selbst verabreicht werden? Im Teil
zur Phytotherapie kommen Rezepturen für die Behandlung m it Kräuterauf­
güssen dazu. Kapitel über die Behandlung von Kleinwiederkäuern, Geflügel 
und Bienen können nachbestellt werden. Sehr empfehlenswert für 
Landwirtinnen, die alternativen Heilmethoden gegenüber aufgeschlossen 
sind, ak
FiBL Schweiz (Hg.): Fiergesundheit -  Ein Leitfaden über die Vorbeugung und Behand­
lung von Fierkrankheiten m it natürlichen Heilmethoden. Für Fierhaltehnnen und Tierhal­
ter. Selbstverlag, 2. Auflage 2003. 280 Seiten im Ordner, 32,- € ;  zu beziehen über den 
ABL-Verlag.

Eutergesundheit und Milchqualität
Wenn die Zellzahl steigt oder eine 
Kuh eine akute Euterentzündung 
hat, inform iert das Buch „Euterge­
sundheit und Milchqualität": Die 
Tierärzte Armin Deutz und Walter 
Obritzhäuser besprechen Symptome 
und Behandlungsmöglichkeiten ver­
schiedener Euterentzündungen; Di­
agnosemöglichkeiten und Therapien, 
vor allem die Antibiotikatherapien, 
werden erläutert. Dabei wird nicht 
nur auf Milchkühe, sondern auch 
kurz auf Mutterkuh, Schaf und Ziege 
eingegangen; neben den Entzün­
dungen werden Euterverletzungen 
und -hautveränderungen bespro­
chen. Um auch die Ursachen der 
Euterkrankheiten zu bekämpfen, 

sind Checklisten zu Haltung und Melktechnik im Buch enthalten. Für 
Direktvermarkter werden Tipps gegeben. Ein Buch für Praktiker und Berater, 
ak
Arm in Deutz und Walter Obritzhäuser: Eutergesundheit und Milchqualität.
Leopold Stöcker Verlag 2003, 156 S., 19,90  € ,  zu beziehen über den AbL-Verlag.

Stickstoff-Düngemittel-M arkt
Diese Untersuchung des Markts fü r Stickstoff-Düngemittel beschreibt die na­
tionalen und internationalen Bestimmungsfaktoren von Nachfrage und An­
gebot sowie Vermarktungsstruktur und Preisbildung. Einige Erkenntnisse in 
Stichworten: stagnierender Absatz in vielen europäischen Ländern (bei Ver­
schiebung von Kalkammonsalpeter zu Harnstoff), zum Teil als Ergebnis von 
gesetzlichen und agrarpolitischen Regelungen, weltweit steigender Ver­
brauch, z.B. in China und Indien. Hohe Energie- und Erdgasabhängigkeit der 
Düngerherstellung, Verlagerung von Westeuropa zu anderen Produktions­
standorten (zunehmende Importe aus dem Ostblock und China). Hohe Kon­
zentration durch Fusionen und (abnehmende) oligopolistische Preisbeeinflus­
sung durch die zehn größten Hersteller, die einen Anteil von 90 Prozent an 
der westeuropäischen Produktionskapazität haben; bemerkt wird eine 
erhöhte Konzentration auch bei den Düngerhandels-Unternehmen. en 
Thomas Hannemann: D er M arkt fü r Stickstoffdüngemittel. Agrarw irtschaft -  Sonderheft 
166. 2000. 290 S., Agrimedia GmbH, Spithal 4, 29468 Bergen/D., Tel. 05845-9881-0, 
Fax-988111, 35  €



22 Bauernstimme 10/2003
ANZEIGEN

(K le in )  A N Z E IG E N  | ____________ V e r a n s t a l t u n g e n

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere an­
gefangene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede weitere  
Zeile 3 ,- €); Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigenannahme bis zum 17. des 
Vormonats. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen Vorauszah­
lung per Scheck oder bar, ansonsten w ird ein Zuschlag von 2,75 € für 
die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen g ilt unsere A n­
zeigenpreisliste. Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige Bauernstim m e“ , Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Fax: 
02381-492221, E-mail: bauernstim@ aol.com.

Tiermarkt

•  Verkaufe blaue und schwarze Pom­
mernenten, Flugenten, Laufenten, Die­
pholzer Gänse, Vorwerkhühner (2003) 
und einen gekörten Fuchsschafbock 
(1999) ®  05203-917227  (abends)
•  Es gibt sie noch: Milchbetonte 
Schwarzbunte Niederungsrinder (in 
Reinzucht oder mit HF-Anteilen), be­
währt wegen ihrer Nutzungsdauer, ih­
rer Fleischqualität und ihres ruhigen 
Wesens. Tragende Rinder und Deckbul­
len abzugeben. Kontakt unter: 
'S  05673-3540  (Poppinga)
•  Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
®  07551-63609

Sonstiges
#  Bauern und Bäuerinnen gefragt 
Landwirte müssen immer mehr Ar­
beitszeit in die Dokumentation ihrer Ar­
beit und Betriebsdaten stecken - daher 
soll in einer Diplomarbeitan der Univer­
sität Hannover ein System zur besseren 
Verwaltung dieser Dokumentationen 
entwickelt werden. Der Student Sebas­
tian Palandt hofft dazu auf Rückmel­
dungen seitens der Landwirte, um 
nicht an deren Bedürfnissen vorbei zu 
planen.
Bitte wenden Sie sich an: S. Palandt, 
Rambergstrasse 30, 30161 Hannover 

0511 -2834003 , e-Mail: 
palandt@ land.uni-hannover.de

Mitgliederversammlung
21. bis 23. Novem ber 2003, A ltenkirchen  

Programm siehe Anzeige Seite 2

Blumenindustrie und 
Menschenrechte
03. bis 05. Oktober, Erfurt 

Aktuell stehen Nichtregierungsorganisa- 
tionen und Gewerkschaften in Verhand­
lungen m it dem Blumenhandel über ein 
breiteres internationales Blumensiegel 
unter Einschluss europäischer Betriebe. 
So auch ein Blick auf den deutschen und 
holländischen Gartenbau.
Detailliertes Programm und Anmeldung bei 
FIAN, Overwegstr. 31, 44625 Herne, 
^02323-490099, Fax: -490018, blu- 
men@fian.de

1. Deutsche Meisterschaft 
im Gespannpflügen
04. und  05. O ktober 2003, Kraichtal 

Ausrichter ist der Bundesverband der IG 
Zugpferde
Infos bei Stephan Treiber, ^  
07251-366604, www.starke-pferde.de

Neueinstieg in die 
Landwirtschaft
06. bis 08. O ktober 2003

Perspektiven der Existenzgründung in
Ostdeutschland
Tagungsort: Ev. Heimvolkshochschule Koh­
ren-Sahlis, Anmeldung: Evangelische Land­
jugendakademie, Ute Ronnebeck, Dieperz­
bergweg 13-17, 57610 Altenkirchen,
®  02681-9516-0, Fax: -70206, 
roennebeck@lja.de

Vortragsreise Biopiraterie
M itte  bis Ende Oktober befindet sich 
Thong Law, thailändischer Bauernvertre­
ter des AAN (Alternative Agricultural Net­
work), auf Vortragsreise durch Deutsch­
land, um über die Bedrohung der Existenz 
von 5 Millionen thailändischen Kleinbau­
ern durch ein Forschungsprojekt der USA 
zur Patentierung von Jasminreis- Keim­
plasma zu berichten. .
Termine und Veranstaltungsorte bei Anne 
Leonhart, W  04244 -  967790, www.buko- 
agrar.de.

Wie wird Schleswig- 
Holstein Gewinner der 
EU-Agrarreform?
7. Oktober, Kiel

Kieler Agrargespräche mit Landwirt­
schaftsminister Klaus Müller, Bernd Voß 
von AbL, BUKO sowie Otto D. Steensen 
vom Bauernverband.
Um 19 Uhr im Landeshaus Kiel, Düstern- 
brooker Weg.

Mit „Biopatenten" leben -  
Zukunft der Landwirtschaft?
07. und  08. November 2003, Kassel 

Die Tagung inform iert zu Status quo und 
Perspektiven in der Dritten Welt und in 
Deutschland.
Kulturinitiative Kassel, Postfach 410204, 
34064 Kassel

Eine Zukunft für die 
Landwirtschaft und 
Landschaft -  auf dem Weg 
zur Agenda 2007"
09. O ktober 2003, Freiburg 

Bundesweites Symposium in Zusammenarbeit 
mit dem Umweltbundesamt (UBA) und der 
internationalen Umweltstiftung Euronatur

Umweltakademie Baden-Württemberg, 
Postfach 10 34 39, 70029 Stuttgart, Fax: 
0711/126-2893, www.uvm.baden-wuert- 
temberg.de/akademie

Eine andere Weltwirtschaft 
ist möglich
10. bis 12. O ktober 2003, Bonn 

Einen Monat nach der WTO-Konferenz in 
Cancün, Mexico lädt das Eine Welt Netz 
NRW zum „G ipfe l" ein.
Eine Welt Netz NRW, Achtermannstr.
10-12, 48143 Münster, 0251-57351,
Fax: -57963, info@eine-welt-netz-nrw.de, 
www.eine-welt-netz-nrw.de

Mit durchschnittlicher 
Milchleistung mehr 
verdienen?
Vorträge, 16. - 2 7 .  Oktober, 
Chiemgau-Inn-Salzach

Alois Burgstaller, unabhängiger Berater 
fü r Futterbau und M ilchwirtschaft, plä­
diert für Vereinfachung statt Intensivie­
rung.
Nähere Informationen: Region aktiv/ 
Chiemgau-Inn-Salzach e.V.,
IST 08671-928829

■--------------------
Biogas ohne Grenzen
16. und 17. O ktober 2003, W interspelt 

Die Veranstaltung g ib t einen ersten Ein­
blick. W ir erwarten uns einen Innovat- 
ionsschub in der Grenzregion Rhein­
land-Pfalz, Luxemburg und Ostbelgien. 
IBBK Fachgruppe Biogas, Heimstr. 1, 
74592 Kirchberg/Jagst Weckelweiler,

07954-926203, Fax: -926204, 
www.biogas-zentrum.de

Naturschutz als Aufgabe 
des Ökologischen Landbaus
16. bis 18. Oktober 2003  

Expertenworkshop der Uni Kassel ge­
meinsam m it dem NABU

Dr. Thomas v. Elsen, Fachgebiet Ökologi­
scher Land- und Pflanzenbau,
@ 05542-981558, 
velsen@wiz.uni-kassel.de

Hofladenvermarktung
24. bis 26. O ktober 2003, A ltenkirchen  

Hofladenvermarktung in Werkstätten für 
behinderte Menschen 
Evangelische Landjugendakademie, Die­
perzbergweg 13-17, 57610 Altenkirchen,
W  02681-95160, Fax:-70206, info@lja.de

Wie weiter mit der 
Landwirtschaft?
24. bis 26. O ktober 2003, Trier 

Seminarzu den Entwicklungschancen der 
Landwirtschaft unter den Bedingungen 
der Globalisierung.
Institut für soziale Gegenwartsfragen, 

Haussmannstr. 44a, 70188 Stuttgart,
^0711-2368950, Fax: -2360218, Insti- 
tut@sozialimpulse.de

Kraut und Rüben im Tank
12. bis 14. November 2003, Bad Herrenaib 

Nachwachsende Rohstoffe -  Standbein 
oder Prothese der Landwirtschaft? Wer­
den nachwachsende Rohstoffe für unsere 
Landwirtschaft dauerhaft zur Existenzsi­
cherung beitragen können?
Evangelische Akademie Baden, Postfach 
2269, 76010 Karlsruhe,
^  0721 -9175-352, Fax: -350, 
www.ev-akademie-baden.de

Tierschutz und Tierhaltung
30. O ktober 2003, Celle 

Zum 1. Celler Fachgespräch lädt die Bun- 
desforschungsanstalt für Landwirtschaft 
im 2002 gegründeten Institut für Tier­
schutz und Tierhaltung in Celle.
Institut für Tierschutz und Tierhaltung, 
Dörnbergstr. 25-27, 29223 Celle, Fax: 
05141-3846-117, tt@fal.de

Kino im  Kuhstall
4  F ilm abende  m it  R e g io n a lb u ffe t u n d  K ä se re ifü h ru n g

2. b is  5. O k to b e r  200 3 , N a c h ro d t-W ib lin g w e rd e

2 .1 0 .: K leine Fluchten (ab  12) -  Ein Knecht im  
U nruh estand

Pipe hat sein Leben lang als Knecht in der Schweiz ge­
arbeitet. Von seinen ersten Rentenzahlungen kauft er 
sich ein Mofa, nimmt Fahrunterricht und beginnt, sei­
ne Umwelt zu erkunden und neu zu begreifen.
3 .1 0 .: Chicken Run (ab 6) -  H ennen rennen  

Eine Geschichte der Hühnerselbstbefreiung von den 
mehrfach Oscar-prämierten Wallace and Gromit-Erfin- 
dern Peter Lord und Nick Park.
4 .1 0 .: Bella M a rth a  (ab 12)

Edelköchin Martha muss ihr wohlgeordnetes Leben 
umstellen: Pasta Koch Mario und die achtjährige 
Tochter ihrer verunglückten Schwester treten in ihr Le­
ben.
5 .10 .: D ie S ieb te lb auern  (ab 16)
„Wenn der Knecht ein Herr sein will, dann gibt es ein 
Unglück...." -  sieben Mägde und Knechte beerben im 
Österreich der 1920er Jahre ihren verschrobenen Bau­
ern.
K arten  n u r  im  V o rve rka u f fü r  €  1 5 /1 0  (K ind e r v. 6 -1 4  
J.) ink l. B u ffe t u n d  a lk o h o lfre ie r  G e tränke  

B e g in n : 17 U h r K ä se re ifü h run g  u n d  B u ffe t, u m  19 
U hr H a u p tf ilm

In fo rm a tio n e n  b e i: H o fkäse re i M ä rk is c h e r Landm ark t, 
Tim G ro ß h e n n in g , U in te rvese rde  3, 5 8 7 6 9  N a ch - 

ro d t-W ib lin g w e rd e , IS  0 2 3 3 4 -4 4 1 5 5 5 , Fax: -4 4 1 5 5 6

AbL H eide-W eser zeigt:

Sein und H aben (ab 6)

29. Oktober 2003, Verden
Eine einklassige Dorfschule in der französischen Au­
vergne: Lehrer Georges Lopez und seine Zöglinge 
wurden im Alltag gefilmt, die Freizeit der Kinder ge­
hört oft der M ithilfe auf den elterlichen Höfen.
in Zusam m enarbeit m it dem Kom m unalkino  Verden, um 

20 Uhr 1 5 im CineCity in Verden, 'S? 04231 -932690. Recht­

zeitig Karten besorgen, die erste V o rfüh rung  im Juni war 

ausverkauft!

-ein Aktionstag zur Förderung des regionalen

der TAG DER REGI0NE

5. Oktober 2

Ä k ti le ldungi — J ü
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K O N T A K T Ei iE! U L  A M D

A

 lässt die Sau raus______________________
15 Jahre artgerechte Tierhaltung

Fest am 4. Oktober 
von 11.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

auf dem Hof des NEULAND-Landwirts Fritz Engelke, 

Maaßweg 33 in Hannover-Langenhagen

mit Verbraucherschutzministerin Renate Künast und 
dem niedersächsischen Landwirtschaftsminister 
Hans-Heinrich Ehlen

Geboten werden Hofbesichtigung, Kulinarisches von Grill 
und Theke, ein „Workout"-Programm für Erwachsene und 
Kinder mit Strohboxen, Stall-Ausmisten und Strohballenklet­
tern, Musik und Informationen rund um artgerechte Tierhal­
tung, Umweltschutz und Ernährung.

Weitere Infos: www.neuland-fleisch.de

Ich werde Mitgli*
Zutreffendes bitte ankreuzen:

äd in der 1 ,

Q  Ich  m o c h te  M itg l ie d  in  d e r  A b L  w e rd e n

I | Ich z a h le  d e n  re g u lä re n  M itg l ie d s b e it ra g  v o n  

7 6 ,5 0  €

| | W ir  b e z a h le n d e n  M itg l ie d s b e it ra g  f ü r  E h e p a a re  u n d  

H o fg e m e in s c h a fte n  v o n  1 0 2 ,-  €

1 j Ich  b in  b e re it, als F ö rd e rm itg lie d  e in e n  h ö h e re n  B e itra g  v o n  

f l  1 0 2 , - €  n  1 2 7 .5 0  €  o d e r  zu 
z a h le n .

[ | Ich  b in  K le in b a u e r, S tu d e n t, R en tne r, a rb e its lo s  u n d  

be za  h ie  e in e n  M itg l ie d s b e it ra g  v o n  2  5 ,5 0  € 

(N a c h w e is fü g e ic h  be i)

I | Ich  b e a n tra g e  als n ic h t  l a n d w ir ts c h a f t l ic h e  U n te rs tü tz e r / in  

e in e n M itg l ie d s b e i t r a g v o n 5 0 ,-  €

Mitgliedsadresse:

N a m e  V o rn a m e

S tra ß e  PLZ, O r t

Zahlungsweise desMitgliedsbeitrags: Ich  b in  A b o n n e n t  d e r  U n a b  h ä n g ig e n  B a u e m s tim m e :

Q  N a ch  E rh a lt d e r  R e ch n u n g □  ja  □  n ein

□  Ich  e r te ile  Ih n e n  e in e  E in z u g s e rm ä c h t ig u n g Q  Ich  b e s te lle  a u c h  d ie  U n a b h ä n g ig e  B a u e m s t im m e  
(B it te  C o u p o n  a u f S e ite  2 4  a u s fü lle n )

H ie rm it  e r m ä c h t ig e  ich  Sie w id e r r u f  lieh , d e n  v o n  m ir  zu  e r r ic h te n d e n  B e itra g  b e i F ä ll ig k e it zu  La s te n  m e in e s  K o n to s  e in z u z ie h e n .

K o n to -N r . BLZ B ank

D ie M itg l ie d  s c h a ft v e r lä n g e r t  s ich  a u to m a tis c h  u m  e in  w e ite re s  Jahr, w e n n  n ic h t sp ä te s te n s  1 4  Tage v o r  A b  la u f g e k ü n d ig t  w ird  

Ich b in  d a m it  e in v e rs ta n d e n , dass d ie  D e u tsch e  B u n d e s p o s t im  F a lle e in e r A d re ß ä n d e ru n g  d ie  n e u e  A d re s s e a n  d ie  A b L  bzw . 
A b o -V e rw a ltu n g  w e ite r le ite t .

W id e r ru fs re c h t:  Ih re  B e s te llu n g  k a n n  in n e rh a lb  e in e r  W o c h e  o h n e  A n g a b e  v o n  G rü n d e n  s c h r if t l ic h  b e i d e r  A b L  w id e r r u fe n  w e rd e n .

U n te rs c h r if t  D a tu m B e ru f

Bitte senden Sie die Bestellung in einem Kuvert an:

AbL e.V. Bauernstimme Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
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AbL
S ch lesw ig -H o ls te in
Bernd Voß, Diekdorf Nr. 124, 25554 Wilster, «■ 04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, W inderatt 14, 24966 Sörup, ^  04635/2141, Fax: /2 1 14 
Plön: M atthias S tührwoldt, 04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ^  04631/7424, Fax 04631/3852

N ied ersa ch sen
Landesverband: M artin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn, ®  05865-988360 
und Fax 05865-829
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, W  +  Fax: 04233/669; Ulrike Helberg-Manke, 
'^0 4 2 3 1 /6 3 0 4 8
Elbe-Weser: Ada Fischer @  04723/3201, Fax: 04723/2118 
Wendland-Ostheide: Horst Seide, H' 05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: H artm ut Hollemann, ‘W? 05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, 1? 05508-999989, Fax: 05508-999245

N ord rh ein -W estfa len
Landesverband NRW: Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, <1? 02381/9053173,
Fax: 492221
Herford: Friedei Gieseler, ^  05221/62575 
Minden-Lübbecke: August Seele, 05702/9152
Hellweg: Ulrike Ostendorff, ®  02307/62281, W ilhelm  Eckei, 02378/2991
Sauerland: Dorothee Biermann, ,©? 02973/2557
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, ®  05273/35447
Tecklenburger Land: M artin  Steinmann, ^  05404/5264
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ‘p? 05241/57069
Düren: M onika Lövenich, ‘Si’ 02425/901458
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, 02248/4761

H e sse n
Mittelhessen: Ernst-Günter Lang, W  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard W icke ,r®  05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

R h ein lan d -P fa lz
Landesverband: Quellenweg 6, 56288 Bell, ©  06762/951170,
Fax: 06762/951191
Regionalverband Eifel: Ulrike Hanen, Kirchplatz 5, 54636 Rittersdorf, ©  u. Fax 
06561/695486

B ad en -W ürttem berg
Landesverband: Laubachtal 1, 88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fax: 07352/941422 
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, ©  07443/3990, M artin Reiter,07524/2272; Hed­
w ig Noll, ©  07463/729
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, @ 07971/8584 
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751/91171; Josef Bopp, ©  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Siegfried Jäckle, Spittelhof, 78112 St. Georgen-Oberkirnach,
©  07724/7992
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Bodensee: Anneliese Schmeh, ©  07553/7529, Fax: 07553/828278 
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

B ayern
w ww.abl-bayem .de
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, ©  
08679/6474, Fax: -9130145, e-Mail: Abl-Bayern@web.de 
Regionalverband Schwaben: Josef Bock, Leipheimer Str. 8, 89347 Bubesheim,
@ 08221/6326; Hermann Holl, ©  07302/6512
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: W olfgang Taffertshofer ©  08847/804, Christa 
Schlögel ©  08856/5723
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach, Hans Urbauer ®  08628-634, Ute Gasteiger 
©  08039-1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ©  08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, ©  09194/8480; Jasmin Berger W  09565/6838

M eck lenb urg-V orpom m ern /B rand en bu rg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5, 18258 Rukieten, ©  038453/20400,
Fax: 038453/52131
Vorpommern: Albert W ittneben, Altes Schulhaus, 17091 Wolkow, ®  039604/26859 
Brandenburg: Cornelia Schmidt, Burgstr. 11, 19336 Plattenburg, ©  03879/12518

S a ch sen /T h ü r in g en
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg, W  037323/50129,

Geschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststr. 28, 21335 
Lüneburg, ©  04131/407757, Fax 04131/407758
Arbeitskreis Frauen: Maria Heubuch, Luttolsberg 8, 88299 Leutkirch, W  07561 -5937 
Arbeitsgruppe ökologischer Landbau: Dietmar Groß, Am Dorfbrunnen 1, 34576 
Homberg-Mühlhausen, ©  05681/2607
„M orgenland" -  Arbeitskreis fü r Leute, die auch morgen noch in der Landwirtschaft 
oder einem angelagerten Bereich arbeiten wollen. Arnd Berner, Zum Anger 5, 37547 
Kreiensen-Opperhausen ©  u. Fax. 05563-910705, hof_berner@ notmail.com 
AgrarBündnis e.V.: Ulrike Ottenottebrock-Völker, Marienfelder Str. 14, 33378 Rhe­
da-Wiedenbrück, ®  05242/44327, Fax: 931446 
Neuland e.V.: Baumschulallee 15, 53115 Bonn 1 ,^ 0 2 2 8 /6 0 4 9 6 0  
Europäische Bauernkoordination EBK-CPE, Rue de la Sablonniere 18, B-1000 Brüs­
sel, 00322/2173112, Fax 2184509, E-mail: cpe@cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Haus der Land­
w irtschaft, Bielefelder Str. 47, 33378 Rheda-Wiedenbrück, 05242/925814, Fax: 
925833, email: Andrea.Kiel@ lk-wl.nrw.de
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Ostinghau­
sen, 02945/989195, Fax: 02945/989133
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren. Adi
Lambke 05864/233, Anneliese Schmeh 07553/7529
IG-Boden, Ansprechpartner: (Mecklenburg) Franz Joachim Bienstein, u. Fax: 
03841-791273; (Vorpommern) Franz H i n n e m a n n , u .  Fax: 038331-80024; (Bran­
denburg) Bernd Hüsgen, ''ß. 033704-66161, Fax: -66162
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mailto:bauernstim@aol.com
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Liebe Bäuerinnen und Bauern, 
liebe interessierte Verbraucher,
nach wie vor lehnt der Großteil der Menschen in 
Deutschland aber auch in Europa die Gentechnik 
in Lebensmitteln und auf dem Acker ab. Die USA 
drängen jedoch darauf, dass auch hier gentech­
nisch veränderte Lebens- und Futtermittel sowie 
gentechnisch verändertes Saatgut zugelassen 
und angeboten werden. So drohen nicht nur un­
kalkulierbare Gesundheitsgefahren durch die 
neue Risikotechnologie, sondern auch wirt­
schaftliche Konsequenzen, wenn erst einmal 
auch auf europäischen Äckern wächst, was hier 
kaum jemand essen will. Bäuerinnen und Bauern 
haben gute Gründe, sich nicht in die Abhängig­
keit der Gentechnik-Konzerne zu begeben. In 
den USA werden Bauern mit Knebelverträgen 
von Gentechnik-Konzernen gezwungen, gen­
technisch verändertes Saatgut und Pflanzen­
schutzmittel nur als Paket zu kaufen. Das Ernte­
gut darf weder nachgebaut noch als Saatgut wei­
tergegeben werden. Der Anbauer muss den Kon­
zernen erlauben, alle eigenen oder gepachteten 
Felder, aber auch die Lagerstätten drei Jahre lang 
zu inspizieren. Kontrollen auf den Äckern sind an 
der Tagesordnung. Verstöße werden mit hohen 
Geldstrafen und Gerichtsverfahren geahndet. 
Das wollen wir nicht!
Weder die Haftungsfragen noch die Kosten, die 
auf uns zukommen, sind bislang geklärt. Keiner 
kann uns sagen, wie bei einem Nebeneinander 
von gentechnischer Erzeugung und gentechnik­
freier Erzeugung (Koexistenz) eine Kontaminie­
rung verhindert werden kann. Sollen wir Bäue­
rinnen und Bauern wieder auf der Anklagebank 
der Gesellschaft sitzen, wenn durch Gentech- 
nik-Kontamination etwas passiert? Mit uns 
nicht!
Deshalb erklären wir öffentlich unseren Willen, 
auch in Zukunft gentechnikfrei erzeugen zu wol­
len, und gründen ein Netzwerk für gentechnik­
freie Landwirtschaft. Jede/r kann mitmachen, so-

Wir gründen ein 
Bäuerinner?.” und Bauenmetzwerk 

fur e*oe ger>!echm&ireie
.. > n c h m i i

O  Ich habe Interesse und bitte um weitere Informationen 
O  Ich mache mit beim Netzwerk für eine gentechnikfreie 

Landwirtschaft!
O  Ich interessiere mich für Aktionen und möchte in den 

Aktionsverteiler aufgenommen werden 
O  Ich möchte zur Unterstützung des Netzwerkes an FaNal spenden 
Name: ___________________________________________________

Adresse:

O  Bäuerin/Bauer
O  Vor- oder nachgelagerter Bereich 
O  Verbraucherin/Verbraucher

Kontaktadresse: AbL-Bundesgeschäftsstelle, Georg Janßen, 
Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm/Westf.

Tel.: 02381 -  49 22 20, Fax 02381 -  49 22 21,
Mail: bauemstim@aol.com

wohl konventionell als auch biologisch 
wirtschaftende Betriebe, ob Voll-, Zu­
oder Nebenerwerbsbetrieb, ob Mitglied 
in der AbL, im Bauernverband oder in 
einem ökologischen Anbauverband so­
wie interessierte Verbraucherinnen und 
Verbraucher.
Aufgaben: Das Netzwerk wird sich in­
nerhalb des Berufsstands, im vor- und 
nachgelagerten Sektor der Landwirt­
schaft, gegenüber dem Lebensmittel­
handwerk und dem Lebensmittelhandel 
sowie gegenüber der Politik dafür stark 
machen, dass gentechnikfreie Land­
wirtschaft, dass der Bezug von gentech­
nikfreien Futtermittel und von gentech­
nikfreiem Saatgut möglich ist und mög­
lich bleibt. Dafür leisten wir Informa­
tionsarbeit, unterstützen regionale gen­
technikfreie Zonen, machen politische 
Lobbyarbeit in Berlin und Brüssel, 
schließen Bündnisse mit wichtigen ge­
sellschaftlichen Organisationen und 
werden mit juristischer Beratung, wie 
schon bei der erfolgreichen Auseinan­
dersetzung um die Nachbauregelung 
beim Saatgut, behilflich sein.
Der Verein zur Förderung einer nach­
haltigen Landwirtschaft (FaNaL e. V.) 
in Zusammenarbeit mit der Arbeitsge­
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL e. V.) lädt Sie/Euch ein, daran mit­
zuwirken.

Ulrike Ostendorff, FaNaL-Vorsitzende 
Josef Jacobi, FaNaL-Vorsitzender 

Maria Heubuch, 
AbL-Bundesvorsitzende 

Friedrich-Wilhelm Graefe zu 
Baringdorf, AbL-Bundesvorsitzender

%  U N A B H Ä N G IG E

e r l is t !  Ol H ie: für das Netzwerk
Zutre ffendes b itte  ankreuzen

Q  Ich m öchte d ie BAUERN STIM M E abonnieren  {3 6  € ,- im Jah r). In begründeten  Fällen kann a u f jäh rlich en  A ntrag  fü r 
K le inbauern , -bäuerinnen , A rbeits lo se , Schü lerinnen  und Studentinnen  der Abo-Preis a u f 26 ,- € gesenkt w e rd en . 

Q  Ich ab onn iere  d ie BAUERN STIM M E zum  Förderpreis von 60 ,- € im Jah r

□  Ich m öchte d ie BAUERN STIM M E zum  Preis von  18,- bzw . 36 ,- €  fü r Q  6 oder Q  12 M onate  verschenken .

□  Ich ab onn iere  d ie BAUERN STIM M E zum  e inm aligen  Schnupperp re is von 6,- € fü r  drei Ausgaben  
(nur gegen Vorkasse : Bar, Scheck, Brie fm arken)

Zuste lladresse

Nam e, Vornam e

Bei G eschenkabos A dresse des A uftraggebers

Nam e, Vornam e

10/2003

Zah lungsw e ise  des Zeitungsabos:

Q  Nach E rh a lt der Rechnung

□  M it beiliegendem  Scheck

□  Ich erte ile  Ihnen eine E inzugserm ächtigung
H ierm it e rm äch tige ich Sie w id e rru flich , den von  m ir zu en trich tenden  Betrag bei Fälligkeit zu Lasten m eines 
Kontos einzuziehen .

Konto-Nr BLZ Bank

Das A bo nnem ent verlängert sich um  ein Jah r (außer bei G eschenkabos), w enn  es n ich t sp ätestens v ier W o ­
chen vor Ende des A bo ze itrau m s g ekünd ig t w ird .

Ich bin dam it e inverstanden , dass d ie Deutsche Bundespost im Falle e iner A dressänderung  d ie neue Adresse 
an d ie Abo-Verw altung w e iterle ite t.

W id erru fsrech t: Ich w e iß , dass ich m eine Bestellung innerhalb  e iner W oche ohne A ng ab e von  G ründen 
schriftlich  beim ABL-Verlag w id e rru fen  kann.

Straße Straße

PLZ, Ort

evtl. Telefon fü r Rückfragen

PLZ, Ort

evtl. Telefon fü r Rückfragen

U nterschrift der Abonnentin  / des Abonnenten Datum  Beruf
(bei Geschenkabo U ntersch rift des Auftraggebers)

Bitte senden Sie die Bestellung an: Bauernstim m e, 59065 Ham m , Bahnhofstr. 31 
oder FAX 02381-492221

mailto:bauemstim@aol.com

